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„Wir sind längst mittendrin“, 
sagte der Präsident des 
Bundeskriminalamtes, Holger 
Münch, zurecht den 200 Teilneh-
merinnen und Teilnehmern einer 
hochkarätig besetzten Cyber-
crime-Tagung Anfang Mai in Ber-
lin. Was Münch zu diesem Zeit-
punkt noch nicht wusste: Rund 
zehn Tage später schreckte eine 
massive Cyberattacke die Welt 
auf.                             Seite 14

Mit welchen Positionen in Sa-
chen Innere Sicherheit ziehen 
die Spitzenkandidaten der im 
Deutschen Bundestag vertre-
tenen Parteien in den Bundes-
tagswahlkampf? Im ersten von 
vier DP-Interviews stellt sich 
der SPD-Herausforderer Martin 
Schulz den Fragen der DP-Re-
daktion.                      Seite 21

Gewerkschafts- und sicherheits-
politische Themen erörterte der 
Bundesvorstand der Gewerk-
schaft der Polizei bei seiner 
Mai-Sitzung in Europas Haupt-
stadt Brüssel. Seit vergange-
nem Jahr ist die GdP mit einem 
eigenen Büro „Untermieter“ der 
Hessischen Landesvertretung, 
um die Interessen der Polizei-
beschäftigten auf europäischer 
Ebene zu vertreten. Keine leich-
te Aufgabe für Euro-Bürochef 
und GdP-Bundeskassierer Jörg 
Bruchmüller…             Seite 11

KRIMINALITÄT

BUNDESTAGSWAHL 

INTERN

INHALT            		       Juni 2017
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Sehr geehrte Leserinnen und Leser 
der DEUTSCHEN POLIZEI (DP), liebe 
Kolleginnen und Kollegen,

in der Januarausgabe hat DP – ein 
Jahr nach den Silvestervorfällen von 
Köln – über die sich daran entzündete 
politische Debatte berichtet und die für 
die Polizei relevanten Entwicklungen 
betrachtet. Auf diesen Artikel hatte 
sich ein Kollege mit einem Leserbrief 
an die Redaktion gewendet, der in der 
Februarausgabe abgedruckt wurde. 
Er formulierte darin eine deutliche 
Kritik an der Flüchtlingspolitik der 
Bundesregierung und prangerte de-
ren negative Wirkung auf die Polizei 
sowie die innere Sicherheit an. Diesen 
Leserbrief nahm sich ein weiterer Kol-
lege zum Anlass einer im März-Heft 
veröffentlichten Gegenrede. Anspie-
lungen auf die ostdeutsche Herkunft 
des Angesprochenen entfachten eine 
heftige Leserdebatte, die in der Nach-
betrachtung oft Kollegialität, Stil und 
Sachlichkeit hat vermissen lassen. In 
telefonisch an die Redaktion heran-
getragenen Lesermeinungen sowie 
weiteren vorliegenden Leserbriefen ist 
von „unter der Gürtellinie“, „Hetze“, 
„Verleumdung“, „Arroganz“, sogar 
von „Hass“ die Rede. Und auch Kritik 
an der DP-Redaktion, die aus dem 
Ruder gelaufene Diskussion nicht in 
ruhige Fahrwasser gelenkt zu haben, 
wurde laut. Diesen Schuh ziehen wir 
uns an und beenden zugleich diese 
Debatte.

Das Leserforum ist ein wichtiger 
Bestandteil der Zeitung und die DEUT-
SCHE POLIZEI in Gänze ein Ort der 
Meinungsfreiheit. Dort ist jedoch kein 
Platz für den Austausch persönlicher 
Ressentiments und die Pflege über-
kommener Vorurteile. Polizeiliche 
Fachlichkeit, nüchterne Sachlichkeit 
und gewerkschaftspolitisches Enga-
gement zeichnen seit mittlerweile 66. 
Jahrgängen diese Zeitschrift aus. Da-
ran wollen wir gemeinsam festhalten.

Die Redaktion DEUTSCHE POLIZEI 
appelliert an ihre Leserinnen und Le-
ser, an Euch, sehr geehrte Kolleginnen 
und Kollegen, mit vielen weiteren Mei-
nungsäußerungen in gebotener Kürze 
zu DP-Artikeln, der politischen Vielfalt 
in unserer Gewerkschaft der Polizei 
ein Gesicht zu geben. Bleiben wir je-
doch dabei bitte stets sachlich und 
Kolleginnen und Kollegen.

Rüdiger Holecek, 
Chefredakteur DEUTSCHE POLIZEI

Liebe Polizistinnen und Polizisten,
einige Wochen sind jetzt vergangen 
seit dem grausamen Tod unserer 

Ehemänner Torsten Krautz und Torsten Paul.
Nun haben wir die Kraft, Worte des Dankes 

an Sie zu richten. 
Ihre Anteilnahme in vielfältiger Weise 

hat uns sehr bewegt und berührt.
Die Beerdigungen waren würdevoll, 

zeugten von Ihrer Achtung und Respekt sowohl 
unseren Ehemännern als auch uns gegenüber.

Ihre tiefe Trauer war Trost für uns 
und unsere Familien. 

Wir müssen jetzt lernen, unseren Weg allein 
zu gehen, das ist schwer und schmerzvoll.

Wir wünschen Ihnen alles Gute, 
bitte achten Sie auf sich und aufeinander. 

Den größten Halt finden Sie 
in der Familie, privat und beruflich.

Im Namen aller Hinterbliebenen
Kathrin Krautz und Sylvia Paul

Danksagung

Foto: Dirk Wüstenhagen/dpa
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forum
LESERMEINUNG

Die Redaktion behält sich vor, 
Leserbriefe zu kürzen, um möglichst 
viele Kolleginnen und Kollegen zu 
Wort kommen zu lassen. Abge-
druckte Zuschriften geben nicht 
unbedingt die Meinung der Redak-
tion wieder. Anonyme Zuschriften 
werden nicht berücksichtigt.

Kontakt zur Redaktion:
	  
GdP-Bundesvorstand
Redaktion DEUTSCHE POLIZEI
Stromstraße 4 
10555 Berlin 
Tel.: 030/39 99 21-113
Fax: 030/39 99 21-200
E-Mail:  
gdp-pressestelle@gdp.de

Der Leserbrief des Kollegen Klinger 
hat mich sehr nachdenklich gemacht. 
Um zu verdeutlichen was ich meine, 
liste ich einige Vorwürfe und Unterstel-
lungen des Kollegen Klinger gegen die 
GdP auf: „einseitige Berichterstattung“, 
„auf Rechts eingeschossen“, „Beleh-
rungen zum Umgang mit der AfD“, 
„Verhaltensregeln zu `Reichsbürger´-
Ideologien“, GdP will „zusammen mit 
linken Interessengemeinschaften“ auf 
die Moral einwirken, „Verschweigen 
von linken Verfassungsfeinden“, „kein 
Wort von Bader-Meinhof, APO, SDS, 
Marcuse-Bewegung, RAF, StaSi“, 
Verschweigen, dass in Hamburg im 
Vorfeld des G20-Gipfels „Polizeiautos 
abgefackelt werden“. Gerade nach der 
Stellungnahme „GdP-Mitgliedschaft 
kontra Reichsbürger-Ideologie“ in der 
DP-Ausgabe 4/17 sollte so etwas nicht 
unkommentiert bleiben. Als Polizeihis-
toriker will ich zumindest zu einem 
Punkt, der „Dauerpräsentation unserer 
Schande“ in Bezug auf die Darstellung 
der rechtsextremen deutschen Ver-
gangenheit in den Medien Stellung 
beziehen:

Sehr geehrter Herr Klinger, ich kann 
Ihre Vorwürfe gegenüber der GdP nicht 
nachvollziehen und fühle mich durch 
Ihre Wortwahl und Argumentation 
sehr irritiert. Als Polizeiangehöriger 
und Historiker möchte ich zumindest 
Ihre Kritik am Umgang mit der NS-
Vergangenheit nicht unwidersprochen 
lassen. Das Erinnern an die NS-Zeit hat 
zwei Zielrichtungen: Einmal geht es 
darum, den Opfern Würde und Identität 
zukommen zu lassen, andererseits das 
Verhalten von Tätern, Mittätern und 
Mitläufern der rechten Gesinnung nicht 
aus den Augen zu verlieren. Genau 
darum geht es den neuen Rechtspo-
pulisten, wie den AfD-Frontmännern 
Höcke und dem Historiker Gauland. 
Von dieser Seite wurde der Begriff der 
„Schande“ im Umgang mit der NS-
Vergangenheit aktuell aufgebracht und 
wird gebetsmühlenartig wiederholt. 
Schande bezeichnet den Verlust von 
Ansehen und Ehre. Ziel dieser Kam-
pagne ist es, unseren Umgang mit der 
NS-Vergangenheit zu diskreditieren. 
Aber es ist kein Verlust von Ansehen 
und Ehre, wenn wir uns in Deutschland 
an die Opfer rechter Gesinnung und 
Gewalt erinnern. Denn mit dem Wegfall 

Zu: Lesermeinung des Kollegen 
Klinger, DP 5/17

dieses Erinnerns würde auch das Han-
deln der Täter in Vergessenheit gera-
ten. Rechte Gesinnung soll also von den 
mörderischen Folgen solchen Denkens 
getrennt und damit wieder politisch 
salonfähig werden. Lassen wir das nicht 
zu. Denn gerade wir als Polizei sollten 
uns gut daran erinnern, wer als Ge-
waltinstrument eines rechtsextremen 
Staates seine jüdischen Nachbarn und 
Mitbürger in Ghettos deportierte, dort 
bewachte und damit deren Ermordung 
Vorschub leistete. Die Erinnerung an 
dieses Kapitel unserer Polizeigeschich-
te ist zwar bedrückend, aber es bietet 
die Chance, die Folgen einer intole-
ranten Politik besser zu verstehen und 
falschen Propheten nicht noch einmal 
auf den Leim zu gehen.

Dr. Dirk Götting, Nienburg

Herr Klinger kritisiert in seinem Le-
serbrief die einseitige Berichterstattung 
der DP in Bezug auf Kriminalität, Ge-
walt und Gefahr von (teilweise ver-
meintlich) rechtsextremistischen Grup-
pen. Dieser Meinung kann ich mich nur 
anschließen. Auch ich habe seit einiger 
Zeit denselben Eindruck gewonnen. 
DP berichtet zwar auch über Links- 
und ausländischen Extremismus und 
ist damit noch um Welten breiter auf-
gestellt, als die großen Medien unseres 
Landes, aber eben diese Entwicklung 
in den großen Medienhäusern macht 
mir Sorgen. Unsere Gesellschaft scheint 
dadurch in eine Richtung zu driften, 
die die Vergangenheit in Erinnerung 
hält, aktuelle und teilweise nicht min-
der schwere Gefahren bleiben so aber 
unbeachtet und werden damit auch 
nicht bekämpft.

DP, als Sprachrohr der GdP, scheint 
sich langsam aber sicher dieser Ar-
beitsweise anzuschließen. Sicherlich 
ist die Position von DP von der GdP-
Führung beeinflusst, was mich aber in 
Anbetracht von (um nur ein Beispiel 
von mehreren zu nennen) den jüngsten 
Äußerungen des Bundes-Vize Arnold 
Plickert durchaus in Besorgnis verfallen 
lässt. Da wird Demokratiefeindlichkeit 
durch Neutralitätsverlust und Boykot-
taufrufe bekämpft. Aber sonst heißt es, 
dass man gleiches nicht mit gleichem 
vergelten solle. Welch‘ Paradoxon...

Die GdP wie auch unsere Gesell-
schaft wären meiner Ansicht nach gut 
beraten, politischerseits mehr Druck 
auch gegen Linksextremismus aufzu-

bauen, um hier wieder eine Gleichbe-
handlung gleicher Sachverhalte herzu-
stellen, wie es schon unser Grundgesetz 
fordert.

Peter Kühn, Celle

Anm. d. Redaktion: Für die Mai-
Ausgabe DEUTSCHE POLIZEI war 
eine Titelgeschichte zum Thema 
„Linksextremismus“ eingeplant. We-
gen einer Erkrankung des Autors ver-
schiebt sich die DP-Veröffentlichung 
wahrscheinlich bis in den Herbst.

Diese Leserbriefe treffen den Na-
gel auf den Kopf. Ich weiß nicht, was 
das Gejammer soll, das die Differenz 
zwischen niederen und hohen Ein-
kommen immer größer wird. Die Ge-
werkschaften haben einen großen 
Anteil an dieser Misere. Das Brot und 
die Kilowattstunde kosten für jeden 
in etwa gleich viel, auch die meisten 
Preissteigerungen betreffen beide 
Einkommensgruppen. Trotzdem wird 
hauptsächlich um eine prozentuale 
Anhebung der Bezüge gekämpft. Es 
ist deshalb nicht einzusehen, dass die 
eine Einkommensgruppe nach einer 
Lohnerhöhung 10 Euro mehr bekommt 
und die andere 50 Euro mehr. Wür-
den die hauptberuflichen Gewerk-
schaftsfunktionäre zum Beispiel das 
Dreifache der niedrigsten Lohngruppe 
bekommen, würde schon lange für 
eine gleichmäßige Anhebung der Löh-
ne gekämpft.    Manfred Bohn, Berlin

Zu: Lesermeinung der Kollegen 
Auffarth und Döring, DP 4/17 

und Kollege Gobrecht, DP 5/17
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TITEL
INNERE SICHERHEIT

Sicherheitsgesetze im Stundentakt

Als Erstes stand das sogenannte 
BKA-Gesetz auf der Tagesordnung. 
Dabei gehe es um weit mehr als um 
die Neustrukturierung eines Gesetzes, 

    
ie Bürger fürchten sich offenbar immer mehr vor Krimi-
nalität in ihrem direkten Umfeld. Dieses stark subjektiv 
geprägte Gefühl ist weit verbreitet in der Bevölkerung. 
Objektiv betrachtet sieht das Bild etwas anders aus. Wird 
doch Deutschland als eines der sichersten Länder der 

Welt bezeichnet. „Das Sicherheitsgefühl der Menschen wird nicht aus-
schließlich durch Terrorakte negativ beeinflusst. Wenn die Menschen die 
Überzeugung entwickeln, dass Wohnungseinbrüche, Fahrraddiebstähle 
oder Sachbeschädigungen offenbar ungeahndet bleiben, weil aufgrund 
von Personalmangel eine sachgerechte Bearbeitung unterbleibt, ist der 
Rechtsstaat in Gefahr“, erläutert der Bundesvorsitzende der Gewerk-
schaft der Polizei (GdP), Oliver Malchow. Da ist es nach Ansicht von 
Polizeiexperten längst überfällig gewesen, dass der Bundestag Ende 
April gleich „im Stundenrhythmus“ Gesetze für mehr Sicherheit der Bür-
gerrinnen und Bürger beschloss, wie Bundesinnenminister Thomas de 
Maizière im Parlament erklärte. 

D

sondern um nichts weniger als die Zu-
kunft deutscher Polizeiarbeit, sagte der 
CDU-Politiker zur Begründung. Seit 
einem Jahr sei sein Ministerium damit 

beschäftigt, die Konsequenzen aus 
dem Urteil des Bundesverfassungsge-
richts, das vor fast genau einem Jahr 
im April 2016 verkündet wurde, zu 
ziehen und die Anforderungen aus der 
europäischen Datenschutzrichtlinie für 
die Zusammenarbeit im Polizei- und 
Justizbereich umzusetzen.

Das neue BKA-Gesetz macht 
den Weg frei für eine moder-

ne polizeiliche IT-Infrastruktur, eine 
Infrastruktur, die das Fundament für 
gute, rechtsstaatliche Polizeiarbeit auf 
einem neuen Niveau darstellt. Jede 
Polizistin, jeder Polizist soll sämtliche 
Informationen Phänomen übergrei-
fend zusammenführen und nutzen 
können, die sie oder er braucht und 
wenn sie oder er dazu berechtigt ist. 
Eine Unterteilung des Informationsauf-

Abstimmung im Deutschen Bundestag.
                         Foto: Wolfgang Kumm/dpa



 6 – 2017 DEUTSCHE POLIZEI    5

kommens in verschiedene Datentöpfe 
wird überflüssig.

Abkehr von der Datenhaltung  
in getrennten Dateien

„All denen, die in der Abkehr von 
der Datenhaltung in getrennten Da-
teien den Untergang des datenschutz-
rechtlichen Abendlandes befürchten“, 
so der Bundesinnenminister, „sage 
ich: Ihre Kritik geht an der Sache vor-
bei.“ In der „Geburtsstunde der po-
lizeilichen Datenlandschaft und der 
Informationsverbindungen zwischen 
Bund und Ländern ist technisch und 
organisatorisch schlicht nichts an-
deres möglich und vorstellbar, als in 
Dateien zu denken und die analoge, 
papiergebundene Arbeit in das da-
mals technisch Machbare umzusetzen. 
Das ist aber heute nicht mehr State of 
the Art, nirgendwo: weder technisch, 
auch nicht datenschutzrechtlich, noch 
kriminaltaktisch, auch nicht sicher-
heitspolitisch.“

Mit dem neuen BKA-Gesetz wer-
de das in verfassungsrechtlich 

zulässiger Art und Weise geändert 
– unter Nutzung modernster Technik 
in Verbindung mit modernem Daten-
schutz. Das neue System ermögliche 
es, personen- und ereignisbezogene 
Daten zusammenzuführen und Zu-
sammenhänge besser zu erkennen. 
„Das ist für die Sicherheit besser. Das 

ist für die Polizei effektiver. Und das 
heißt trotzdem eben nicht weniger 
Datenschutz.“ Es würden also die Vo-

raussetzungen dafür geschaffen, dass 
die deutschen Polizeien die heute ver-
fügbare Technik auch nutzen können. 

Verbesserte Instrumente zur 
Terrorismusbekämpfung         

 Die GdP begrüßte das „Gesetz zur 
Neustrukturierung des Bundeskrimi-
nalamtgesetzes“. Es sei an der Zeit 
gewesen, das BKA-Instrumentarium 
unter Berücksichtigung der Vorga-
ben des Bundesverfassungsgerichts 
den Erfordernissen der aktuellen in-
ternationalen Terrorismusbekämp-
fung so weit wie 
möglich anzupas-
sen. „Insbesondere 
die Schaffung einer 
modernen IT-Archi-
tektur für das BKA 
mit einer einheit-
lichen IT-Landschaft 
statt verschiedener 
Datentöpfe ist drin-
gend erforderlich“, 
betonte Nikolaus 
Speicher, Vorsitzen-
der des GdP-Bezirks 
BKA. „Unsere Er-
mittler vermissen in 
dem neuen Gesetz 
allerdings die Mög-
lichkeit einer Vor-
ratsdatenhaltung 
für die Gefahren-
abwehr im Bereich 
der internationalen 
Terrorismusbekämp-
fung. Darüber hinaus 
stehen nunmehr 
Anpassungen des 
Strafgesetzbuches und der Strafpro-
zessordnung zur Bekämpfung der Cy-
berkriminalität an, um mit der techno-
logischen Entwicklung im Cyberraum 
auf Augenhöhe zu bleiben. Diese Än-
derungen müssen technologieneutral 
sein, damit die Gesetzesentwicklung 
nicht immer der technologischen Ent-
wicklung hinterher läuft und damit die 
Ermittlungsarbeit erschwert oder gar 
verhindert.“

Vorgaben des                          
Bundesverfassungsgerichts

Eine Vielzahl der aktuellen Ände-
rungen des BKA-Gesetzes beruht auf 
Vorgaben des Bundesverfassungsge-
richts, dass die Ermächtigung des BKA 
zum Einsatz von heimlichen Über-

wachungsmaßnahmen zur Abwehr 
von Gefahren des internationalen 
Terrorismus zwar im Kern mit dem 
Grundgesetz vereinbar sah. Allerdings 
befand das Gericht, dass die derzei-
tige Ausgestaltung von Befugnissen in 
verschiedener Hinsicht dem Verhält-
nismäßigkeitsgrundsatz nicht genügt.

Der GdP-Bundesvorsitzende 
Malchow erhofft sich nunmehr 

ein Ende der politischen Kontroversen 
um die Befugnisse der obersten Po-
lizeibehörde und mahnt künftig eine 
strengere Qualitätskontrolle der Bun-
desregierung bei eigenen Gesetzen an. 

Malchow betonte: „Es behindert die 
Polizeiarbeit, wenn jede notwendige 
Anpassung der Rechtsgrundlagen den 
Umweg über Karlsruhe nehmen muss.“

Langer Kampf der GdP               
erfolgreich

Die Mehrheit der Bundestagsab-
geordneten stimmte auch den Ände-
rungen der Paragrafen 113 und 114 des 
Strafgesetzbuches zu. Damit werden 
die Strafen bei Angriffen auf Polizei-
beamtinnen und -beamte sowie Ret-
tungskräfte bei jeder Diensthandlung 
erhöht. „Das ist ein wichtiger Schritt 
und ein Zeichen für alle, die Tag und 
Nacht ihren Kopf für unsere Sicherheit 
hinhalten“, so der Innenminister zur 
Begründung.

INNERE SICHERHEIT

Bundesinnenminister Dr. Thomas de Maizière im Deutschen 
Bundestag.                        Foto: Bernd von Jutrczenka/dpa
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Diese Entscheidung des Bundes-
tages ist nach Auffassung der 

GdP mehr als überfällig. „6.345 mehr 
Polizeivollzugsbeamtinnen und -be-
amte wurden allein im vergangenen 
Jahr Opfer von vollendeten Straftaten. 
Diese Steigerung von über elf Pro-
zent gegenüber 2015 unterstreicht die 
Dringlichkeit, den Schutz von Vollstre-
ckungsbeamten und Rettungskräften 
endlich zu stärken. Das ist auch ein 
Zeichen der Wertschätzung“, betonte 
Malchow.

Die Gewerkschaft der Polizei 
hatte über sieben Jahre darum 

gekämpft, der wachsenden Gewalt 
gegen Polizistinnen und Polizisten ein 
deutliches Zeichen des Gesetzgebers 
entgegenzusetzen. „Polizisten wer-
den angegriffen und zum Teil schwer 
verletzt, weil sie Polizisten sind. Sie 
werden angegriffen und verletzt nicht 
nur bei Maßnahmen, die sie vollstre-
cken müssen, sondern auch völlig ohne 
Anlass, allein, weil sie dieses Amt im 
Auftrag von Staat und Gesellschaft 
ausüben. Deshalb richtet sich solche 
Gewalt auch gegen den Staat und die 
Gesellschaft selbst.“ Es sei absolut 
richtig, so Malchow weiter, dass die 
gesetzlichen Änderungen auch für den 
Einsatz der Feuerwehr und der Ret-
tungsdienste gelten.

Einsatz der elektronischen      
Fußfessel

Zum Schutz vor Terroranschlä-

gen brachte der Bundestag zudem 
Gesetze zur elektronischen Aufent-
haltsüberwachung auf den Weg. Mit 
der beschlossenen Ausweitung des 
Maßregelrechts bei extremistischen 
Straftätern sollen beispielsweise der 
Justiz bekannte Täter besser über-
wacht werden können.

Die Fußfessel darf auf richter-
liche Anordnung dann vorge-

schrieben werden, wenn bestimmte 
Tatsachen die Annahme rechtferti-
gen, dass Gefährder einen Anschlag 
begehen könnten oder deren Verhal-
ten darauf hindeute. Das Gesetz gilt  
jedoch für entsprechende Personen, 
für die das BKA zuständig ist. Das ist 
dann der Fall, wenn es um interna-
tionalen Terrorismus geht. Für alle 
anderen Gefährder sind die Länder 
zuständig: Sie müssen eigene Gesetze 
beschließen, wenn sie in ihrem Bereich 
ebenfalls elektronische Fußfesseln für 
Gefährder wollen. Ebenso Gesetz wur-
de die Möglichkeit, die elektronische 
Fußfessel künftig auch Tätern anzu-
legen, die sich wegen einer schweren 
staatsgefährdenden Gewalttat, wegen 
Terrorismusfinanzierung oder wegen 
der Unterstützung einer terroristischen 
Vereinigung strafbar gemacht haben.

Der GdP-Bundesvorsitzende Mal-
chow warnte jedoch davor, die 

2011 ins Strafgesetzbuch aufgenom-
mene elektronische Aufenthaltsüber-
wachung als Allheilmittel zur Verhin-
derung von terroristischen Anschlägen 
zu betrachten. „Die Fußfessel könnte 

helfen, die Lebensführung des soge-
nannten Gefährders zu kontrollieren. 
Das setzt allerdings voraus, dass dem 
Betroffenen Auflagen gemacht wer-
den, bestimmte Orte nicht zu verlassen 
beziehungsweise bestimmte Orte nicht 
aufzusuchen.“

Hoher rechtlicher Rahmen 

Malchow betonte, es sei beispiels-
weise schwierig zu bestimmen, wel-
che Areale ein islamistischer Straftäter 
nicht aufsuchen dürfe. „Man kann 
einen Menschen wohl nicht davon 
abhalten, den öffentlichen Nahverkehr 
zu nutzen“, sagte der GdP-Chef. Es sei 
nicht so, dass mit einer Fußfessel jeder 
Schritt eines Trägers bewertet werde. 
„Ich kann mir nicht vorstellen, dass 
dieses technische Hilfsmittel ein Ersatz 
für eine Observation darstellt, da wir 
ja wissen wollen, mit wem sich der 
zu Beobachtende trifft und spricht.“ 
Malchow gab zudem zu bedenken, 
dass der rechtliche Rahmen für die 
Anordnung für eine sogenannte Füh-
rungsaufsicht hoch sei.

Im Bereich der Prävention seien 
Bereichsbetretungsverbote und 

Meldeauflagen bekannt, allerdings 
setzten diese Maßnahmen voraus, so 
der GdP-Bundesvorsitzende, dass die 
Person in einem bestimmten Zeitraum 
einschlägige Straftaten begangen hat-
te. „Für eine präventive Fußfessel müs-
sen daher klare gesetzliche Grund-
lagen gegeben sein, die zumindest 
vergleichbar sind. Da es sich bei der 
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GdP-Bundesvorsitzender Oliver Malchow mit einem „O-Ton“ für den TV-Nachrichten-
sender N24.                                                                                            Foto: Zielasko
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Fußfessel ebenfalls um ein Eingriffs in 
die Rechte des Betroffenen handelt“, 
sagte der GdP-Chef.

Mehr Sicherheit durch            
Fluggastdaten

Der bessere Schutz der Bürgerinnen 
und Bürger stand auch im Blickfeld, 
als der Weg für den Austausch der 
Fluggastdaten freigemacht wurde. 
Dem Bundeskriminalamt wird damit 
als deutsche Fluggastdatenzentralstel-
le ein wirkungsvolles Instrument im 
Kampf gegen Terrorismus und schwe-
re Kriminalität in die Hand gegeben. 
Die Airlines werden damit verpflichtet, 
umfangreiche Datensätze über ihre 
Passagiere an das BKA weiterzuleiten.

Der Bundesinnenminister ver-
wies abschließend darauf, dass 

„es ein Reigen an Sicherheitsgesetzen 
ist, der sich in ein sicherheitspolitisches 
Gesamtgefüge einpasst und den He-
rausforderungen unserer Zeit gerecht 
wird.“

Gewaltsames Eindringen                                        
in Wohnungen ist                       

eine schwere Straftat

Wenige Monate vor der Bundestags-
wahl bringt derweil die Bundesregie-
rung weitere Gesetzesänderungen auf 
den Weg. So beschloss das Kabinett in 
Berlin im Mai eine Gesetzesvorlage, 
wonach künftig Wohnungseinbrecher 
härter bestraft werden können. Die 
Regierung sende damit ein deutliches 
Signal an die Täter, betonte der GdP-
Bundesvorsitzende Malchow und 
sagte: „Das gewaltsame Eindringen in 
die Privatsphäre von Menschen kann 
tiefe seelische Wunden reißen. Es han-
delt sich um eine schwere Straftat, für 
die verurteilte Einbrecher mindestens 
ein Jahr ins Gefängnis sollten.“

Die beabsichtige Gesetzesän-
derung erweitere zudem das 

Instrumentarium der Polizei und ver-
bessere damit die Möglichkeit, den 
Tätern schneller habhaft zu werden. 
Der demnächst als schwere Straftat 
kategorisierte Wohnungseinbruch-
diebstahl erlaube der Polizei nach 
Zustimmung eines Richters, die Te-
lekommunikation von Verdächtigen 
auszuwerten. „Ermittlungen bei Woh-
nungseinbrüchen sind meist zeit- und 

personalaufwändig, die Erweiterung 
des Aufklärungsinstrumentariums 
wird unseren Kolleginnen und Kol-
legen dabei helfen, wirksamer gegen 
Einbrecher vorzugehen“, sagte der 
GdP-Chef.

Für die Opfer von Wohnungsein-
brüchen sei es enorm wichtig, 

dass die Tat aufgeklärt werde und 
der Täter ein Gesicht bekomme. Viele 
Einbruchopfer litten noch lange unter 
der Ungewissheit, wer ihnen die Un-
versehrtheit der eigenen vier Wände 
zerstört hat. Der materielle Schaden 
spiele oft nur eine Nebenrolle, so der 
GdP-Chef. Daher komme auf die Po-
lizei eine enorme Verantwortung zu. 
„Um die Täter dingfest zu machen, 
benötigen die Ermittler Sachverstand 
und Zeit. Diese Fachkolleginnen und 
-kollegen haben wir zwar, Zeit aber 
bei weitem nicht genug.“

Kurz vor dem Redaktionsschluss 
dieser Ausgabe hat der Bun-

desrat in seiner 957. Sitzung Mitte 
Mai der Neustrukturierung des Bun-
deskriminalamtes zugestimmt. Die 
Länderkammer billigte weiterhin die 
Speicherung von Fluggastdaten zur 
Terror-Fahndung sowie den verstärk-
ten Einsatz von Fußfesseln zur Über-
wachung extremistischer Straftäter. 
Unterschriftsreif ist nach Meinung 
der Länderregierungen auch der so-
genannte Schutzparagraf. Zusätzlich 
wiesen die Länderchefs darauf hin, 
dass das Gesetz auch das „Gaffen an 
Unfallstellen oder Blockieren einer 
Rettungsgasse unter Strafe“ stelle. 
Hierfür sorge eine neue Strafvorschrift 
„Behinderung von hilfeleistenden Per-
sonen. Der Bundesrat hatte sich bereits 
im Mai vergangenen Jahres für die 
Strafbarkeit von Gaffen ausgespro-
chen und einen eigenen Gesetzent-
wurf in den Bundestag eingebracht. 
Nun fehlt nur noch die Unterschrift 
des Bundespräsidenten unter den Ge-
setzen.

wsd/hol/mzo

Aus der Bundestagsdebatte…
Auszüge aus dem Stenografischen Bericht der Debatte des Deutschen 
Bundestages zu den Sicherheitsgesetzen vom 27. April 2017:

Gesetz zur Neustrukturierung des Bundeskriminalamtgesetzes

Dr. Thomas de Maizière, Bundesmini-
ster des Innern: „(…) Das neue BKA-
Gesetz macht den Weg frei für eine 
moderne polizeiliche IT-Infrastruktur, 
eine Infrastruktur, die das Fundament 
für gute, rechtsstaatliche Polizeiarbeit 
auf einem neuen Niveau darstellt. Jede 
Polizistin, jeder Polizist soll sämtliche 
Informationen Phänomen übergreifend 
zusammenführen und nutzen können, 
die sie oder er braucht und wenn sie 
oder er dazu berechtigt ist. (…) All de-
nen – vor allen Dingen den Grünen –, 
die in der Abkehr von der Datenhal-
tung in getrennten Dateien den Un-
tergang des datenschutzrechtlichen 
Abendlandes befürchten, sage ich: Ihre 
Kritik geht an der Sache vorbei. (…) 
Die Planungen im Bundeskriminalamt 
und in den Bund-Länder-Gremien zur 
Umsetzung dieses Gesetzes laufen auf 
Hochtouren. Hinter dem Arbeitstitel 
„Polizei 2020“ verbirgt sich ein Groß-
projekt, das die Polizeien in Bund und 
Ländern lange beschäftigen wird. Das 
neue BKA-Gesetz legt hierfür heute 

den Grundstein. Daneben – ich habe 
es schon erwähnt – setzen wir die Vor-
gaben des Bundesverfassungsgerichts 
um und führen die Möglichkeit ein, 
dass auch das Bundeskriminalamt im 
Bereich terroristischer Gefahrenlagen 
die Fußfessel einsetzen kann, um Ge-
fährder besser beobachten zu können, 
obwohl wir wissen, dass die Fußfessel 
nicht die allein selig machende Lösung 
in der Terrorabwehr ist. (…) Meine 
Damen und Herren, heute werden wir 
Großes für die Sicherheit der Bürge-
rinnen und Bürger beschließen, und 
das im Stundenrhythmus.“

Martina Renner MdB (DIE LINKE): „(…) 
Wer den Terrorismus bekämpfen und 
überwinden will, muss verstehen, wa-
rum Menschen zu Attentätern werden. 
Ihr Technikfetisch wird Ihnen darauf 
keine Antwort geben können. (…) Im 
Gesetz fehlen jegliche Regelungen 
über die vom Trojaner einzuhaltenden 
technischen Anforderungen. Ob der 
Trojaner tatsächlich nur Daten ausliest, 
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angegriffene Systeme manipuliert oder 
Daten sogar selbst erzeugt, wissen wohl 
nur das BKA und die beteiligten exter-
nen Ermittler.“

Uli Grötsch MdB (SPD): „(…) Ein Kom-
pliment ist es im Grunde nie, wenn 
das Bundesverfassungsgericht ein Ge-
setz an uns zurückgibt. In diesem Fall 
aber sagt das Urteil auch, dass die ver-
deckten Überwachungsmaßnahmen 
grundsätzlich mit dem Grundgesetz 
vereinbar sind. Die geforderten Nach-
justierungen bezüglich der Bestimmt-
heit, der Verhältnismäßigkeit oder der 
richterlichen Kontrolle der Maßnahmen 
setzen wir mit diesem Gesetz um.“ (…) 
Wir wollen technisch auf der Höhe der 
Zeit sein. Bildlich gesprochen: Wir wol-
len nicht, dass unsere Beamten Terro-
risten am Commodore 64 bekämpfen, 
obwohl Terroristen – das ist hinlänglich 
bekannt – verschlüsselt mit High-End-
Geräten arbeiten.“

Irene Mihalic MdB (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN): „(…) Das Bundesverfas-
sungsgericht hat in seinem Urteil zum 
BKA-Gesetz viele bestehende Befug-
nisse beanstandet und einen engen 
Entscheidungskorridor definiert. Mit 
Ihrem Gesetzentwurf schrammen Sie 
permanent an der rechten Leitplanke 
dieses Korridors entlang. Das, was nach 
Einschätzung des Gerichts gerade noch 
so verfassungsrechtlich zulässig wäre, 
haben Sie dann per copy-and-paste ins 
Gesetz geschrieben. (…) Eine Regelung 
zu Staatstrojanern, die nicht mindestens 
auch die technischen Anforderungen 
an die Software klar definiert, lässt 
nicht einmal den Versuch erkennen, 
dass Sie sich mit den verfassungsrecht-
lichen Vorgaben beschäftigt haben.“

Stephan Mayer MdB (CSU): „(…) 
Es gibt mehr datenschutzrechtliche 
Kontrolle. Es gibt eine Stärkung der 
Transparenz. Es gibt eine Ausweitung 
der Löschungspflichten. Es gibt mit 
diesem Gesetz auch eine Stärkung des 
individuellen Rechtsschutzes. (…) Die 
IT-Sicherheitsarchitektur hat über eine 
zu lange Zeit hinweg immer noch den 
Geist der 70er-Jahre in sich getragen.“

Susanne Mittag MdB (SPD): „(…) Bei 
endlichen finanziellen und personellen 
Ressourcen, wachsenden Aufgaben 
und neuen Phänomenen können wir 
uns 19 Parallelstrukturen in diesem 
Land nicht leisten. Man denke nur an 
das Ausmaß der Netzkriminalität, die 
zu bearbeiten ist. Bei den Verfahren 

geht es derzeit locker um Daten im 
Terabyte-Bereich.“ 

Clemens Binninger MdB (CDU): „(…) 
Aufgrund der Struktur der Daten-
banken und auch durch Recherche war 
es für die Polizisten in Sachsen, Thürin-
gen und Mecklenburg-Vorpommern 
nicht möglich, zu erkennen, dass es 
im Rest von Deutschland eine Mord-
serie gab, bei der die Beschreibung 
der flüchtenden Mörder identisch war 
mit der Beschreibung der Täter bei 
den Banküberfällen. So wurden die-
se beiden Serien parallel bearbeitet, 
ohne dass man je den Zusammenhang 
erkannt hat, bevor 2011 der NSU auf-
flog.“

Gesetz zur Änderung des Strafgesetz-
buches – Stärkung des Schutzes von Voll-
streckungsbeamten und Rettungskräften

Christian Lange, Parlamentarischer 
Staatssekretär beim Bundesminister der 
Justiz und für Verbraucherschutz: „(…) 
Mit dem Gesetz, das wir nun heute 
beschließen wollen, werden tätliche 
Angriffe gegen alle Vollzugsbeamte 
künftig härter bestraft, und dies unab-
hängig davon, ob sie gerade eine Voll-
streckungshandlung vornehmen oder 
in sonstiger Weise dienstlich handeln. 
Vollstreckungsbeamte sind als Reprä-
sentanten des Staates besonders ex-
poniert, und sie brauchen alle unseren 
Schutz. Das ist das Mindeste, was wir für 
sie tun können. (…) Meine Damen und 
Herren, zollen wir also den Polizistinnen 
und Polizisten sowie den Rettungskräf-
ten den notwendigen und, wie ich mei-
ne, ihnen auch gebührenden Respekt 
und Schutz und stimmen dem Gesetz-
entwurf der Koalition zur Stärkung des 
Schutzes von Vollstreckungsbeamten 
und Rettungskräften zu.“

Frank Tempel MdB (DIE LINKE): „(…) 
Ich möchte eine mögliche Ursache 
für die zunehmende Gewaltbereit-
schaft ansprechen. Wie häufig wer-
den Strafverfahren wegen einfacher 
Gewaltdelikte in der Praxis auch bei 
sehr jungen Tätern mittlerweile wegen 
Geringfügigkeit ohne jegliche Konse-
quenz eingestellt, weil den Staatsan-
waltschaften und Gerichten einfach 
die personellen Ressourcen fehlen, die 
Masse dieser Anzeigen tatsächlich zu 
bewältigen? Das betrifft übrigens auch 
einfache Straftaten gegen Polizeibeam-
te oder Feuerwehrleute. (…) Ich habe 
als Polizeibeamter oft solche Anzeigen 
geschrieben und Monate später die 

Bescheide über die Einstellung des Ver-
fahrens ohne jegliche Konsequenzen 
bekommen.“

Dr. Günter Krings, Parlamentarischer 
Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: „(…) Die Bundesregierung 
ergreift daher ein ganzes Bündel an 
Maßnahmen, mit denen wir Polizisten 
bei ihrer schweren Arbeit unterstützen 
wollen sowie ihnen und anderen Uni-
formträgern die Wertschätzung zuteil-
werden lassen, die sie für ihren Einsatz 
für Staat und Gesellschaft verdienen. 
(…) Dazu gehören ferner kommunika-
tive und werbende Maßnahmen, die 
deutlich machen, dass hinter jeder Uni-
form nicht nur der Staat steht, sondern 
dass in ihr auch ein Mensch steckt, der 
Achtung und Respekt erwarten kann.“

Irene Mihalic MdB (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): „(…) Sie sollten sich lieber 
darauf konzentrieren, für eine gute 
personelle und materielle Ausstattung 
zu sorgen. Herr Krings, stärken Sie 
diese Teile Ihres Maßnahmenbündels, 
das Sie vorhin vorgestellt haben. Da-
mit tun Sie den Einsatzkräften einen 
weitaus größeren Gefallen. Das nützt 
der Eigensicherung der Beamtinnen 
und Beamten und macht deren Job tat-
sächlich sicherer. Es geht eben darum, 
Risiken zu vermeiden, die man auch 
vermeiden kann: mit genügend Leuten 
vor Ort zu sein beispielsweise; Digital-
funk, der tatsächlich funktioniert, also 
auch in den Gebäuden der Deutschen 
Bahn; Schutzausstattung, die wirklich 
schützt.“

Dr. Johannes Fechner MdB (SPD): „(…) 
Wir müssen Polizisten besser vor Ge-
waltattacken schützen. Denn die Poli-
zistinnen und Polizisten sind ja gerade 
die, die für unsere Sicherheit und für 
die Sicherheit der Bürger sorgen. Wir 
müssen die Gewalt gegen Polizisten 
nicht nur deshalb bekämpfen, weil es 
hier um die Gesundheit der Bürger in 
Uniform, der Polizisten, geht, nein, es 
geht auch darum, das Gewaltmonopol 
des Staates zu verteidigen und keinen 
Zweifel daran zu lassen, dass wir die 
Organe, die die Staatsgewalt für uns 
ausüben, in diesen oft gefährlichen Tä-
tigkeiten unterstützen und schützen.“

Dr. Volker Ullrich MdB (CSU): „(…) 
Polizeibeamte werden nicht allein als 
Individualpersonen angegriffen; der 
Angriff gilt ihnen als Repräsentanten 
des staatlichen Gewaltmonopols und 
unserer Rechtsordnung, und darauf 
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reagieren wir. (…) Natürlich haben Po-
lizeibeamte bereits jetzt einen umfas-
senden strafrechtlichen Schutz durch 
die Regelungen zu Beleidigungs- und 
Körperverletzungsdelikten. Das stellt 
niemand in Abrede. Aber Sie verken-
nen, dass Polizeibeamte im Einsatz 
einer besonderen Gefahrensituation 
ausgesetzt sind. Sie können der Situ-
ation nicht ausweichen. Sie sind aus 
beruflichen Gründen zur Gefahrtra-
gung verdonnert.“ (…) „Ich möchte 
daran erinnern, dass es nach unserem 
Verständnis kein Über- und Unterord-
nungsverhältnis zwischen Bürger und 
Staat gibt. Unsere Polizei begegnet den 
Bürgern durch einen offenen Umgang 
ja gerade auf Augenhöhe. Und gerade 
weil die Polizei einen offenen Umgang 
pflegt, müssen wir Polizeibeamte im 
Dienst auch besser schützen. Das ist 
die Kehrseite einer demokratischen und 
offenen Polizei.“

Bettina Bähr-Losse MdB (SPD): „(…) 
Respekt verdienen aber insbesondere 
Polizistinnen und Polizisten, andere 
Vollstreckungsbeamte sowie Rettungs-
kräfte in Ausübung ihres Dienstes. 
Denn es handelt sich um Menschen, 
die nicht wie Sie und ich frei wählen 
und entscheiden können, ob sie sich 
in gefährliche Situationen begeben 
wollen oder eben nicht. Vielmehr ver-
langt ihre Arbeit gerade auch das von 
ihnen. Und sie tun das in unser aller 
Interesse als Repräsentanten der staat-
lichen Gewalt. Genau das ist es, was 
den Unterschied zu einem Angriff auf 
eine Individualperson ausmacht. Es ist 
also folgerichtig, einen tätlichen Angriff 
auf einen Repräsentanten des Staates 
stärker zu bestrafen als den Angriff auf 
eine Individualperson.“

Armin Schuster MdB (CDU): „(…) Jetzt 
mache ich Ihnen noch den Unterschied 
zwischen Körperverletzung und dem 
neuen Paragrafen 114 Strafgesetzbuch 
klar, den Sie nicht verstehen. Dass Ih-
nen das ein Innenpolitiker erklären 
muss, ist komisch. Wir haben folgenden 
Einstieg gewählt: Wer rempelt oder 
tätlich angreift, wird dafür mit Freiheits-
strafe rechnen müssen. Das ist ein ganz 
starkes Signal eines starken Staates. Bei 
der Körperverletzung läuft es eventuell 
auf eine Geldbuße hinaus. So hätten Sie 
es gerne, wir nicht. Wer einen Polizisten 
anrempelt oder tätlich angreift, geht 
künftig mit Freiheitsstrafe nach Hau-
se. Das ist das Signal, was wir senden 
müssen und wollen, meine Damen und 
Herren.“

INNERE SICHERHEIT NACHRICHTEN

„Bei Rauschgiftkriminalität handelt 
es sich um ein Kontrolldelikt. Die Po-
lizei muss aktiv ermitteln, um Taten 
und Täter zu identifizieren. Es spricht 
zwar für die engagierte und profes-
sionelle Arbeit der Ermittler, dass im 
Vergleich zum Vorjahr sieben Prozent 
mehr Delikte festgestellt worden sind“, 
betonte der GdP-Bundesvorsitzende 
Oliver Malchow Anfang Mai anlässlich 
des Jahresberichts 2016 zur Rausch-
giftkriminalität. Besorgniserregend sei 
jedoch, dass die erfolgreichen Ermitt-
lungen zeigten, dass Deutschland nach 
wie vor einen lukrativen Markt für 
Rauschgiftkriminelle darstelle.

Die GdP unterstützt die Absicht der 
Drogenbeauftragten der Bundesre-
gierung, Marlene Mortler, neben re-
pressiven Maßnahmen noch stärker 
auf Prävention zu setzen. „Wer dem 
Rauschgifthandel die Kunden nimmt, 
zerstört das Geschäftsmodell. Vor dem 
Hintergrund steigenden Konsums darf 
dies jedoch nicht nur Ankündigungs-
rhetorik bleiben“, unterstrich Malchow 
in einer Presseerklärung.

Nach Angaben Mortlers und dem 
Präsidenten des Bundeskriminalamtes 
(BKA), Holger Münch, ist die Zahl der 
Drogentoten bundesweit zum vierten 
Mal in Folge gestiegen. Bei der Dar-
legung der Rauschgiftbilanz für 2016 
in der Berliner Bundespressekonfe-
renz Anfang Mai berichteten Mortler 
und Münch über 1.333 rauschgiftbe-
dingte Todesfälle, was einem Anstieg 
um neun Prozent entspreche. Besorgt 
zeigte sich die Drogenbeauftragte über 
den „besonders hohen Anstieg von 
Todesfällen im Zusammenhang mit 
dem Konsum sogenannter Neuer psy-
choaktiver Stoffe (NPS)“, die auch als 
„Legal Highs“ bezeichnet werden. 

Mortler zufolge verstarben im ver-
gangenen Jahr 98 Menschen an Legal 
Highs, 2015 waren es 39. Sie erläuterte, 
dass 2016 „erstmals im Zusammen-
hang mit NPS auch die Todeszahlen 
durch Synthetische Opioide (unter an-

GdP bewertet 
Rauschgiftbilanz 2016

Die tatsächliche Zahl der hierzulan-
de begangenen Rauschgiftdelikte 
ist nach Auffassung der Gewerk-
schaft der Polizei (GdP) deutlich 
höher, als es die Polizeiliche Krimi-
nalstatistik aussagt. 

derem Fentanylderivate) alleine oder 
in Verbindung mit anderen Stoffen“ in 
den Bundesländern erhoben worden 
waren. Diese seien in den 98 Toten 
enthalten. Betrachte man wie im Vor-
jahr nur die mono- und polyvalenten 
Vergiftungen durch andere Substan-
zen als Opioide oder Opiate, komme 
man auf 76 Tote.                            mzo

Der Angeklagte war Beschuldig-
ter in einem Ermittlungsverfahren der 
Staatsanwaltschaft Frankfurt am Main, 
das diese gegen eine marokkanische 
Tätergruppierung wegen Verdachts 
von Betäubungsmittelstraftaten führte. 
Aufgrund verdeckter Ermittlungen er-
hielt die Kriminalpolizei Frankfurt am 
Main konkrete Hinweise auf einen 
Betäubungsmitteltransport des Ange-
klagten, den der zu diesem Zeitpunkt 
vorübergehend in Marokko befind-
liche „Chef“ der Gruppe organisiert 
hatte. Tatsächlich übernahm der An-
geklagte von einer unbekannten Per-
son in den Niederlanden Kokain und 
beabsichtigte, die Drogen in Deutsch-
land zu verkaufen. 

Als die Kriminalpolizei Frankfurt 
am Main über einen am Fahrzeug des 
Angeklagten angebrachten Peilsender 
feststellte, dass sich der Angeklagte 
nach Grenzübertritt wieder auf der 
Autobahn in Deutschland befand, 
entschloss sie sich, das Fahrzeug von 
der Verkehrspolizei Wiesbaden bei 
einer Verkehrskontrolle anhalten und 
durchsuchen zu lassen, um die mit-
geführten Betäubungsmittel sicher-

Bundesgerichtshof stärkt 
Befugnisse der Polizei

Legendierte, also vorgetäuschte 
Polizeikontrollen, sind nach einer 
Entscheidung des 2. Strafsenats 
des Bundesgerichtshofs (BGH) von 
Ende April grundsätzlich zulässig. 
Damit stärkten die Karlsruher Rich-
ter die Befugnisse der Polizei. Im 
vorliegenden Fall hatte das Land-
gericht Limburg einen Angeklagten 
wegen Einfuhr von Betäubungsmit-
teln in nicht geringer Menge (Ko-
kain) in Tateinheit mit Handeltrei-
ben mit Betäubungsmitteln in nicht 
geringer Menge zu einer Freiheits-
strafe von sechs Jahren und sechs 
Monaten verurteilt. 
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zustellen. Dabei wurden im Inneren 
des Fahrzeugs mehrere Päckchen 
Kokain (insgesamt knapp acht Kilo-
gramm) aufgefunden. Ein richterlicher 
Beschluss für die Durchsuchung des 
Fahrzeugs, der die Offenbarung der 
im Hintergrund geführten verdeckten 
Ermittlungen zwangsläufig zur Folge 
gehabt hätte, wurde nicht eingeholt, 
um den vorübergehend in Marokko 
weilenden Hintermann nicht zu war-
nen. 

Der Ermittlungsrichter in Limburg 
erließ gegen den Beschuldigten Haft-
befehl in Unkenntnis der im Hin-
tergrund laufenden Ermittlungen in 
Frankfurt am Main. Erst nach Festnah-
me des wieder nach Deutschland ein-
gereisten Hintermanns, aber noch vor 
Anklageerhebung gegen den Beschul-
digten, wurden die Erkenntnisse aus 
dem in Frankfurt am Main geführten 
Ermittlungsverfahren offengelegt.

Der 2. Strafsenat des BGH verwarf 
die gegen dieses Urteil gerichtete Re-
vision des Angeklagten, mit der er 
insbesondere einen Verstoß gegen den 
Richtervorbehalt aus Paragraf 102, 105 
Abs. 1 Strafprozessordnung (StPO) und 
ein daraus resultierendes Beweisver-
wertungsverbot geltend gemacht hat, 
als unbegründet.

Der Senat entschied, dass die Durch-
suchung des Fahrzeugs des Ange-
klagten auf Paragraf 37 Abs. 1 Nr. 1 
und Nr. 3 Hessisches Gesetz über die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung 
(HSOG) in Verbindung mit Paragraf 36 
Abs. 1 Nr. 1 HSOG beziehungsweise 
Paragraf 40 Nr. 1 und 4 HSOG gestützt 
werden konnte, die eine vorherige 
richterliche Anordnung (im Gegensatz 
zur Durchsuchung von Wohnungen) 
nicht voraussetzen.

Der Anwendung präventiv-polizei-
licher Ermächtigungsgrundlagen stehe 
nicht entgegen, dass zum Zeitpunkt 
der Fahrzeugdurchsuchung bereits ein 
Anfangsverdacht einer Straftat gegen 
den Angeklagten vorlag, der auch ein 
Vorgehen nach Paragraf 102, 105 StPO 
ermöglicht hätte. Es bestehe weder ein 
allgemeiner Vorrang der Strafprozess-
ordnung gegenüber dem Gefahren-
abwehrrecht noch umgekehrt, so der 
BGH. Bei Gemengelagen, in denen 
sowohl repressives als auch präven-
tives polizeiliches Handeln in Betracht 
komme, blieben strafprozessuale und 
gefahrenabwehrrechtliche Ermächti-
gungsgrundlagen grundsätzlich ne-
beneinander anwendbar.

Die bei der Fahrzeugdurchsuchung 
sichergestellten Betäubungsmittel 

seien gemäß Paragraf 161 Abs. 2 Satz 1 
StPO als Beweismittel im Strafprozess 
gegen den Angeklagten verwertbar. 
Dieser Vorschrift liege der Gedanke 
des hypothetischen Ersatzeingriffs zu-
grunde. Danach setze die Verwendung 
polizeirechtlich gewonnener Erkennt-
nisse im Strafverfahren voraus, dass 
diese – wie hier – rechtmäßig erho-
ben wurden und zur Aufklärung einer 
Straftat dienten, aufgrund derer eine 
solche Maßnahme nach der Strafpro-
zessordnung hätte angeordnet werden 
dürfen. Es sei nicht erforderlich, dass 
die formellen Anordnungsvorausset-
zungen nach der Strafprozessordnung, 
wie etwa das Vorliegen einer rich-
terlichen Durchsuchungsanordnung, 
gewahrt wurden.

Gehe die Polizei nach Gefahrenab-
wehrrecht vor und bestehe gleichzei-
tig der Anfangsverdacht einer Straf-
tat gegen den Beschuldigten, so die 
Richter, sei zur Gewährleistung eines 
rechtsstaatlich fairen Verfahrens vor 
dem Hintergrund der Leitungsbefug-

nis der Staatsanwaltschaft als „Herrin 
des Ermittlungsverfahrens“ allerdings 
sicherzustellen, dass diese zeitnah, 
wahrheitsgemäß und vollständig über 
die Hintergründe der polizeilichen 
Maßnahmen informiert werde. Nur 
so sei gewährleistet, dass die Staats-
anwaltschaft auf einer vollständigen 
Tatsachengrundlage über ihr weiteres 
strafprozessuales Vorgehen (etwa 
Beantragung eines Haftbefehls) und 
über eine mögliche Beschränkung 
von Akteneinsicht entscheiden kön-
ne. Im Ermittlungsverfahren obliege 
es allein der Staatsanwaltschaft, zu 
entscheiden, ob und gegebenenfalls 
welche Erkenntnisse gegen den Be-
schuldigten wegen einer Gefährdung 
des Untersuchungszwecks zunächst 
zurückgehalten werden. Spätestens 
mit Anklageerhebung müsse der für 
den Anklagevorwurf maßgebliche 
prozessuale Sachverhalt vollständig 
offen gelegt werden; dies wäre hier 
geschehen. (Urteil vom 26. April 2017 
– 2 StR 247/16) 

hol

Manchmal führt Kommissar Zufall 
auch Menschen zusammen, die zu-
mindest oberflächlich betrachtet den 
gleichen Beruf ausüben. Die GdP-Kri-
poexperten um den Bundesfachaus-
schussvorsitzenden Norbert Meiners 
(m.) trafen nach getaner Sitzungsar-
beit auf den deutschen Schauspieler 

GdP-Kripo-Experten treffen TV-Kommissar

Florian Lukas, neben vielen anderen 
Kino- und TV-Filmen unter anderem 
bekannt als Kommissar Jens Jensen 
aus der ZDF-Krimireihe „Friesland“. 
Sie kürten den „Kollegen“ mit einem 
eilig herbei gerufenen GdP-Buddy-
Bären.                                 
			          mzo

NACHRICHTEN

Foto: privat
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6 Under Armour® T-Shirt
„Signature“ HeatGear®
Art.-Nr: UA1272393S-Größe
Material: 65 % Polyester, 35 % Rayon
Farben: schwarz oder weiß
Größen: XS-3XL

7 Paracord Armband
„Survival bracelet“
Art.-Nr: 4509JG204
Material: Nylon mit Kunststoffschließe
Farbe: schwarz mit blauem Band
Innendurchmesser Armband 6 cm.
Armbandlänge 24 cm
Gesamtlänge der Schnur geöffnet 325 cm

2 Einsatz-
handschuh
COP® „PPG TS“
Art.-Nr. 320PPGTS-Größe
Größen: XS - 3XL; Farbe: schwarz
Außenmaterial: Handfläche: 100% Rinds-
leder. Handrücken: 55% Polyamid,
45% Polyester
Innenmaterial: 100% Polyäthylen

1 Hüft-
taschen-
holster
COP® MB9
Art.-Nr. 200009
Farbe: schwarz
Material: 100% Polyester
Maße: 28x20x6 (BxHxT)
Mit Sicherheits-Koppelschloss
COP-LOK® am Hüftgurt.

5 Einsatztasche
„Equipment Bag“
COP® 903
Art.-Nr. 903 BAG-2C
Außenmaße:
56 x 24 x 32 cm (L x B x H)
Innenmaße:
48 x 20 x 30 cm (L x B x H)
Farbe: coyote
Material: 100% Polyester

€ 59,90
aktiONSPReiS**

statt 79,99***

€ 59,90
aktiONSPReiS**

statt 84,99***

Abriebfestigkeit: Kategorie 3
Schnittfestigkeit: Kategorie 5
Weiterreißfestigkeit: Kategorie 4
Durchstichfestigkeit: Kategorie 3

Fingerspitzenschutz:
Stichschutzkategorie 4+

3 5 4 3

Sportlicher, extrem
bequemer und ultra-
leichter Einsatzstiefel
von Under Armour®.

Angebot
gilt ohne Deko

€ 99,90
aktiONSPReiS**

statt 129,99*

3 Halbschuh
MAGNUM® "MPT"
Art.-Nr: 87800745-Größe
Farbe: schwarz
Größen: EU 39 - 48 (US 7 - 15)
keine halben EU-Größen
Gewicht 1 Schuh in Gr. 43: 410 g
Obermaterial: atmungsaktives
Nylon mit Einlagen aus Leder. SohleMit

€ 49,90
aktiONSPReiS**

statt 69,99*

€ 29,90
aktiONSPReiS**

statt 39,99*

5

4 Under Armour®
Tactical Valsetz Stiefel
Art.-Nr. UA1224003B-Größe (beige)
Art.-Nr. UA1224003-Größe (schwarz)
Farbe: beige und schwarz
Größen beige: US 7,5 – 15 (EU 40,5 – 49,5)
Größen schwarz: US 8 – 14 (EU 41-48,5)
Gewicht 1 Stiefel in Gr. 43: 450 g

€ 39,90
aktiONSPReiS**

statt 59,99***

2er-Pack

€ 3,90
aktiONSPReiS**

statt 6,99***
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Zu einem beamtenpolitischen Ex-
pertenaustausch kamen Anfang Mai 
in Berlin die Mitglieder des GdP-
Bundesfachausschusses Beamten- 
und Besoldungsrecht (BFA BB) mit 
Vertretern des Deutschen Bundes-
wehrVerbandes zusammen. Dabei 
wurden unter anderem Themen wie 
Arbeitszeit, Belastungsausgleich, 

Beamtenpolitischer Expertenaustausch

Personalausstattung und Versor-
gungsausgleich intensiv diskutiert. 
Angesichts zahlreicher ähnlicher He-
rausforderungen und Interessenla-
gen erörterten die Kolleginnen und 
Kollegen auch Möglichkeiten einer 
zukünftigen themenbezogenen ge-
genseitigen Unterstützung.

Christian Hoffmeister

NACHRICHTEN

Keine leichte Aufgabe für Euro-Bü-
rochef und GdP-Bundeskassierer Jörg 
Bruchmüller. Allein 300 Regionen aus 
28 EU-Mitgliedsstaaten wollen dort 
ihre Interessen durchsetzen, geschätz-
te 25.000 Lobbyisten tummeln sich 

 INTERN

GdP-Bundesvorstand erörtert bei 
Brüssel-Sitzung gewerkschafts- und 

sicherheitspolitische Themen
„Sicherheit ist eines der Top-Themen auf europäischer Ebene. Deshalb 
war es absolut richtig von Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker, 
Julian King zum Sicherheitskommissar zu ernennen, der die Sicherheits-
agenda der Europäischen Union (EU) umsetzen soll.“ Mit diesen Worten 
begrüßte Friedrich von Heusinger, Hausherr der Landesvertretung Hes-
sen in Brüssel, den Bundesvorstand der Gewerkschaft der Polizei (GdP) 
zu seiner Sitzung Anfang Mai am Sitz der EU. Seit vergangenem Jahr ist 
die GdP mit einem eigenen Büro „Untermieter“ der Landesvertretung, 
um die Interessen der Polizeibeschäftigten auf europäischer Ebene zu 
vertreten. 

in der belgischen Hauptstadt. Aber 
diese Aufgabe ist notwendig: Rund 
80 Prozent der nationalen Gesetzge-
bung in den Mitgliedsstaaten wird 
mittlerweile durch die EU beeinflusst.

Foto: Zielasko

>
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Zahlreiche internati-
onale Missionen

Der GdP-Bundesvor-
stand, der auf seiner 
zweitägigen Sitzung 
in Europas Hauptstadt 
eine umfangreiche 
Tagesordnung bewäl-
tigte, hatte auch den 
Inspekteur der Polizei 
Nordrhein-Westfalen 
a.D., Dieter Wehe, zu 
Gast. Wehe ist über sei-
nen Ruhestand hinaus 
bis 2018 Vorsitzender 
der Arbeitsgruppe In-
ternationale Polizei-
missionen (AG IPM). 
Er berichtete über den 

neuesten Stand und die jüngsten Ent-
wicklungen der internationalen Poli-
zeimissionen.

Im Rahmen von Mandaten der UN 
und der EU beteiligen sich die 

Bundespolizei, das Bundeskriminal-
amt, der Zoll und die Länderpolizeien 
heute in Afghanistan (im bilateralen 
Projekt der BRD und Afghanistan 
GPPT und bei EUPOL), im Kosovo 
(EULEX und UNMIK), in Bosnien-Her-
zegowina (EUPM), im Sudan und Süd-
Sudan (UNAMID und UNMISS), in 
Liberia (UNMIL), in Palästina (EUPOL 
COPPS und EUBAM Rafah) in Molda-

wien und der Ukraine 
(EUBAM Moldau und 
Ukraine) sowie in Ge-
orgien (EUMM). Nord-
rhein-Westfalen stellt 
das größte Kontingent 
der Länderpolizeien 
für internationale Frie-
densmissionen, wobei 

Über Schwierigkeiten 
bei der Nachwuchsge-
winnung im Bundeskri-
minalamt berichtete 
Katrin Seiler vom Bun-
deskriminalamt.
    Fotos (3): Holecek

GdP-EU-Beauftragter Jörg 
Bruchmüller (l.) und GdP-
Vorsitzender Oliver Mal-
chow (r.) mit Chief Inspec-
tor Anthony Stolarek. 

„Hausherr“ der hessischen 
Landesvertretung in Brüs-
sel, Friedrich von Heusin-
ger (3.v.l.), und GdP-Chef 
Oliver Malchow (m.). 

 INTERN
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Vielfalt ist unsere Einzigartigkeit.
Erfahrung unsere Stärke.
Seit über 20 Jahren kombinieren wir aktuelle und bewährte Therapie-
verfahren der Psychotherapie, der Schulmedizin, des Gesundheitssports
und der Naturheilkunde zu einer Ganzheitsmedizin, die zum Ziel hat,
Körper, Geist und Seele wieder in eine gesunde Balance zu bringen.
So können eigene Fähigkeiten und Ressourcen wiederentdeckt, Selbst-
heilungskräfte frei entfaltet werden und zur Heilung beitragen.

Weitere Informationen zu unseren Spezialkonzepten z.B. bei Tinnitus,
Depression, Burnout oder Angsterkrankungen erhalten Sie unter
www.habichtswaldklinik.de oder gebührenfrei* unter 0800 890 11 00.
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Habichtswald-Klinik,Wigandstraße 1, 34131 Kassel-BadWilhelmshöhe

Anzeige

sich das gesamtdeutsche Kontingent 
in einem Verhältnis von zwei Drit-
tel (Länderpolizeien) zu einem Drittel 
(Bundespolizeien) aufteilt.

„Sprachregeln“ für Belgiens      
öffentlichen Dienst

Weiterer Gast der Bundesvorstands-
sitzung war Chief Inspector Anthony 
Stolarek vom Direktorat für Interna-
tionale polizeiliche Zusammenarbeit 
der belgischen Polizei. Er schilderte 
die komplizierte polizeiliche Arbeit 
in dem geografisch kleinen Föde-
ralstaat mit sechs Regierungen, 47 
Ministern, davon sieben Innenmini-
stern. Die Belgische Polizei besteht 
aus der Föderalen Polizei (Federale 
Politie, Police Fédérale) und der Lo-
kalen Polizei (Lokale Politie, Police 

Locale). Seit der Strukturreform 2001 
ist die Polizei in die zwei Organisa-
tionsformen getrennt. Die Föderale 
Polizei arbeitet ebenfalls landesweit. 
Die lokale Polizei mit ihren momentan 
195 Polizeizonen ist aus kommunalen 
Polizeieinheiten und der bis 2001 be-
stehenden Rijkswacht/Gendarmerie 
gebildet worden. Obwohl Belgien drei 
offizielle Sprachen hat, ist nur die Re-
gion Brüssel-Hauptstadt offiziell zwei-
sprachig. Die übrigen Teilstaaten sind 
offiziell einsprachig. Das ist die Folge 
einer politischen Evolution, die schon 
bei der Gründung Belgiens im Jahre 
1831 anfing. In Brüssel sind sowohl 
Niederländisch als auch Französisch 
offizielle Sprachen, in Flandern nur 
Niederländisch, in Wallonien nur Fran-
zösisch. Eine Sprachgesetzgebung in 
Belgien regelt den Gebrauch der drei 

offiziellen Landessprachen Nieder-
ländisch, Französisch und Deutsch im 
belgischen öffentlichen Leben.

Während Artikel 30 der Verfassung 
des Königreichs Belgien für Privatper-
sonen einen freien Gebrauch der Spra-
chen vorsieht, müssen die öffentlichen 
Dienste des Staates eine Reihe von 
Regeln beachten, die sowohl den Spra-
chengebrauch innerhalb der Dienste 
als auch zwischen den verschiedenen 
Diensten und gegenüber dem Bürger 
betreffen.

Insbesondere richten sich Sprach-
gesetze an die Gesetzgeber, 

die Verwaltungen, die Gerichte, die 
Streitkräfte und das Personal des Un-
terrichtswesens in Belgien. Auch die 
Personalsituation erleichtert die Poli-
zeiarbeit in Belgien nicht gerade. Sto-
larek: „Derzeit können in ganz Belgien 
nur 1.600 Polizeibeamte eingestellt 
werden, aber die jährlichen Zurruhe-
setzungen übersteigen diese Zahl der 
Einstellungen. In manchen Bereichen 
haben wir eine Unterkapazität von 
über 20 Prozent.“

Schwierige                            
Nachwuchsgewinnung

Über Schwierigkeiten bei der Nach-
wuchsgewinnung im Bundeskriminal-
amt und den Ergebnissen einer On-
line-Untersuchung berichtete Kollegin 
Katrin Seiler vom Bundeskriminalamt 
(BKA) im Rahmen einer Masterarbeit. 
Obwohl 78 Prozent der Personen die 
Voraussetzungen erfüllten, so Seiler, 
sei nur ein mittelmäßiges Interesse für 
die Aufstiegsausbildung vorhanden. 
DEUTSCHE POLIZEI wird in einer der 
nächsten Ausgaben auf dieses Thema 
näher eingehen.                              hol

Dieter Wehe (2. v. l.), Experte für Polizeiiche Auslandsmisssionen, als Gast der Brüsseler 
Bundesvorstandssitzung. 					              Foto: Holecek	

 INTERN
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Unklare Dimension des             
Verbrechens

Vergleichbar mit der ersten industri-
ellen Revolution biete auch die digitale 
Entwicklung Tätern zahlreiche Tatge-
legenheiten, so Münch. Das Cyber-

Cybercrime entwickelt sich rasant – Polizei fordert 
deutlich mehr digitale Kompetenzen

KRIMINALITÄT

Von Michael Zielasko

Kaum hatte die von Bundeskriminalamt (BKA), dem Digital Society Insti-
tute (DSI) und dem German Competence Centre against Cyber Crime e. V. 
(G4C) veranstaltete „Cybercrime Conference – C3“ Anfang Mai in Berlin 
begonnen, meldete das Online-Portal einer großen deutschen Boulevard-
zeitung, dass Hacker die Kundenkonten eines Telekommunikationsanbie-
ters „leer“ geräumt hätten. Zwar ein Zufall, doch ein klarer Fingerzeig für 
die Brisanz des Konferenzthemas. Der Co-Gastgeber, BKA-Präsident Hol-
ger Münch, sah in seinen Eingangsworten Cybercrime in einer rasanten, 
dynamischen Entwicklung, ausgeführt von gut vernetzten Kriminellen mit 
einem breiten verbrecherischen Aktivitätsspektrum. „Wir sind längst mit-
tendrin“, sagte er den 200 Teilnehmerinnen und Teilnehmern aus Polizei, 
Wirtschaft und Wissenschaft. Was Münch zu diesem Zeitpunkt noch nicht 
wusste: Rund zehn Tage später schreckte eine massive Cyberattacke 
die Welt auf. Der europäischen Polizeibehörde Europol zufolge waren bis 
zum Redaktionsschluss dieser Ausgabe Mitte Mai rund 200.000 Rechner 
in 150 Ländern Ziel einer digitalen Erpressung mit sogenannter Ransom-
ware. Infiziert worden waren Systeme von Organisationen und Instituti-
onen wie dem britischen Gesundheitsdienst NHS, der Deutschen Bahn 
sowie Produktionsstätten und Regierungsbehörden in aller Welt.

crime-Lagebild seiner Behörde gebe 
indes nur ansatzweise wieder, welche 
Dimension das digitale Verbrechen 
mittlerweile habe. Das Dunkelfeld, 
wie auch von anderen Konferenzteil-
nehmerinnen und -teilnehmern immer 
wieder bestätigt, sei immens. Das blei-
be der Polizei nicht verborgen. So ver-

wunderte der ernste Gesichtsausdruck 
des BKA-Chefs nicht, als er betonte, 
dass die Polizei ihre Fähigkeiten bei 
der Bekämpfung des digitalen Verbre-
chens verbessern müsse. Das liege vor 
allem an den Cyberkriminellen, denn 
die wären nicht nur innovativ, sondern 
auch anpassungsfähig. Sie verfügten 
über das erforderliche Know-how und 
bedienten sich neuester Technologien, 
um zum Beispiel Schwachstellen in der 
technischen Infrastruktur auszunutzen. 
Um Schritt halten zu können, sei es für 
die Polizei notwendig, Methoden und 
Werkzeuge zu entwickeln, so wie es 
die Gegenseite auch tue. Münch: „Un-
sere Ermittler und Analytiker brauchen 
neben internationalen und interkultu-
rellen auch digitalen Kompetenzen.“

Der BKA-Präsident bemängelte, 
dass eine tiefe Kluft zwischen der 

BKA-Präsident Holger Münch bei der 
Eröffnung der gut besuchten Berliner
 „Cybercrime Conference – C3“ Anfang Mai 
im ehemaligen DDR-Staatsratsgebäude, 
dem heutigen Sitz der European School 
of Management and Technology (ESMT 
Berlin).          		                      	
		                Foto: Zielasko
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Zentrum für
Informationssicherheit

Weitere Informationen zu diesen und
anderen Seminaren unter: www.cyber-akademie.de

Die GdP ist
Partner der CAk

CYBER-KRIMINALITÄT IM FOKUS

Seminare der Cyber Akademie für die Polizei
Incidence-Response – Wie reagiert man korrekt auf Sicherheitsvorfälle?
• 05.09.–06.09.2017, Berlin

Mobile Device Security – Risiken und Schutzmaßnahmen
• 12.09.–14.09.2017, Berlin

Grundlagen der Kryptologie – Methoden, Risiken und
Nutzen der Datenverschlüsselung
• 19.09.–20.09.2017, Frankfurt am Main

IT-Forensik – Spurensuche auf elektronischen Datenträgern
• 20.09.–22.09.2017, Hannover
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KRIMINALITÄT

digitalen Entwicklung und dem da-
zugehörigen Rechtsrahmen bestehe. 
„Dem heutigen Internet 4.0 steht ein 
Recht 1.1 gegenüber.“ Es gelinge 
nicht in ausreichendem Maße, Ver-
schlüsselungen zu überwinden. Der 
Handlungsbedarf sei offensichtlich. 
Das gelte genauso für die behördliche 
Organisationsentwicklung, wo noch zu 
langsam reagiert werde. „Die Sicher-
heitsbehörden müssen flexibel sein 
und sich schnell an neue Gegeben-
heiten anpassen können.“ 

Auch eine intensive behörd-
liche Zusammenarbeit sei 
ein wichtiger Schlüssel zum 

Erfolg: „Wir setzen auf ein starkes 
nationales und internationales Netz-
werk zwischen Behörden, Wirtschaft 
und Wissenschaft“, sagte Münch. An-
gesichts der Alltäglichkeit des Inter-
nets werde die Polizei ihre Präsenz im 
virtuellen Raum deutlich verstärken 
müssen: „Die Digitalisierung wird die 
Polizei verändern.“ Die Rolle des BKA 
hat Münch dabei konkret vor Augen: 

Die Behörde verstehe sich als Kompe-
tenzzentrum mit projektorientierten 
Ansatz.

Wie ein Start-up-Boom

„Bei Cybercrime reden wir von 
hochentwickelten, prozessorientierten 
Angriffen mit reichlich Expertise auf 
der kriminellen Seite“, machte Dr. 
Sandro Gaycken deutlich. Der Direk-
tor des Digital Society Institute sprach 
von höchst innovativen Geschäftsmo-
dellen, die sehr lukrativ seien. Schät-
zungen seien angesichts des „riesigen 
Dunkelfeldes“ zwar schwierig, jedoch 
habe sich das Deutsche Institut für 
Wirtschaftsforschung (DIW) aus der 
Deckung gewagt und die jährliche 
Schadenssumme auf etwa 0,8 Prozent 
des deutschen Bruttosozialprodukts, 
also rund 3 Milliarden Euro, taxiert. 
Etwa 14 Millionen digitale Straftaten 
kämen in einem Jahr zusammen. Dem-
gegenüber waren der Polizei in 2016 
lediglich rund 83.000 Cybercrime-De-

likte mit einem vermuteten Schaden 
von circa 51 Millionen Euro bekannt 
geworden, wie der BKA-Chef zuvor 
berichtete. Der kriminelle Markt ent-
wickele sich, neue Fähigkeiten würden 
gesucht und eingesetzt. Jüngst habe 
es beispielsweise einen Cyberangriff 
auf einen Öltanker gegeben, erläu-
terte Gaycken. Dabei waren die elek-
tronischen Zertifikate der wertvollen 
Ladung geklont und später zehnfach 
verkauft worden. „Es ist schon ein 
Problem an den Ist-Stand der Cyber-
kriminalität heranzukommen. Und die 
Akteure kommen bei weitem nicht 
mehr nur aus dem russischen Raum. 
Mittlerweile mischen auch Kriminelle 
aus Asien, Afrika und Südamerika 
mit.“ Das illegale Geschäft beschleu-
nige massiv und differenziere sich aus. 
„Cybercrime durchläuft momentan ge-
radezu einen Start-up-Boom“, betonte 
der DSI-Experte. Wie damalige PC-
Pioniere durchliefen Anbieter krimi-
neller IT-Technik die „klassische Ent-
wicklung von der Garagenfirma zum 
Mittelständler“. Und es werde sehr 
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viel Geld investiert, 
oft deutlich mehr, als 
die im Visier der Tä-
ter sich befindenden 
Unternehmen für 
ihre digitale Sicher-
heit ausgäben. 

Man müsse 
sich ehr-
l i c h e r -

weise eingestehen, 
dass man im Bereich 
der Strafverfolgung 
noch zu wenig gute 
Leute habe und weit 
hinter den Krimi-
nellen sei. Dringlich 
sei es, Qualität zu 
schaffen. Angesichts 
der Tatsache, dass es 
in Deutschland nur 
etwa 360 wirkliche 
Experten gebe und 
diese am Markt hart 
umkämpft seien, ge-
stalte sich das Un-
terfangen nicht ein-
fach. Ein denkbarer 
Lösungsweg ist Gaycken zufolge ein 
Umdenken vom kompetitiven hin zu 
einen kooperativen Handeln. Exper-
tise könne eben auch geteilt werden. 
Zudem müssten die Anstrengungen 
erhöht werden, kriminelle Experten 
zu identifizieren und womöglich auf 
die andere Seite zu ziehen. Es gebe 
internationale Beispiele, wo dies ge-
lungen sei.

Mit einer vermeintlich gu-
ten Nachricht mühte sich 
DSI-Direktor Gaycken je-

doch die Konferenzgäste ein wenig 
zu beruhigen: „Auch die kriminelle 
Szene verfügt nicht über Spezialisten 
im Überfluss“, sagte er.“

Cybercrime weniger lukrativ        
machen

Nach Münch und Gaycken hatte es 
Dr. Emiliy Haber, Staatssekretärin im 
Bundesinnenministerium, nicht leicht, 
bisher unberücksichtigte Cybercrime-
Aspekte anzusprechen. So beschwor 
sie zunächst wie ihre Vorredner den 
offensichtlich so dringend notwendigen 
gemeinsamen Ansatz für eine möglichst 
effiziente Bekämpfung des digitalen 
Verbrechens. Diesen zu befördern ste-
he angesichts zunehmender IT-Ab-
hängigkeit im Alltag sowie der immer 

höheren digitalen Verwundbarkeit auf 
der Tagesordnung der Bundesregie-
rung weit oben. Dass der Staat nicht 
chancenlos sei gegen Cyberkriminelle 
hätten zum Beispiel die Aufklärung 
des Angriffs auf Router der Deutschen 
Telekom und das Zerschlagen des in-
ternational agierenden „Avalanche“-
Botnet (siehe DP 5/2017) gezeigt. Die 
unter dem politischen Dach des BMI 
angesiedelte Zentrale Stelle für Infor-
mationstechnik im Sicherheitsbereich 
(ZITiS) werde von München aus die 
Cyber-Sicherheitsstrategie Deutsch-
lands noch erweitern. ZITiS werde 
sich mit der digitalen Forensik, der 
Telekommunikationsüberwachung, 
der Kryptoanalyse (Dekryptierung), der 
Massendatenauswertung/Big-Data so-
wie technischen Fragen von Kriminali-
tätsbekämpfung, Gefahrenabwehr und 
Spionageabwehr beschäftigen. Zudem 
sollen die Cyberspezialisten als Berater 
der Sicherheitsbehörden fungieren so-
wie effektive „Tools“ entwickeln. „Die 
Sicherheit eines Systems wird immer 
über das schwächste Glied der Kette 
definiert. In Sachen Prävention müssen 
wir viel stärker sensibilisieren. Wir müs-
sen dahinkommen, dass jede und jeder 
wenigstens über einen rudimentären 
Schutz verfügt“, forderte die Staatsse-
kretärin und unterstrich eines der aus 
ihrer Sicht größten Probleme: die noch 
viel zu oft anzutreffende Unachtsam-

keit im Umgang mit digitaler Technik. 
Vor diesem Hintergrund kündigte 
Haber härtere Zeiten für Cybertäter 
an. „Wir werden die Botschaft einer 
konsequenten Strafverfolgung über-
mitteln. Dazu wollen wir die Sicher-
heitsbehörden technisch und gesetz-
lich stärken.“ Es könne nicht sein, dass 
Deutschland zwar ein anerkannter 
Kryptisierungsstandort sei, die Ermitt-
ler hierzulande jedoch keine geeignete 
Handhabe hätten, Verschlüsselungen 
zu überwinden. Dazu wolle das BMI 
die Polizeibehörden von Rechts wegen 
befähigen. Noch für diese Legislatur-
periode stünde auf der To-do-Liste 
des Ministers gesetzliche Grundlagen 
für die sogenannte Quellen Telekom-
munikationsüberwachung« (TKÜ) zu 
schaffen. Erörtert würden zudem ein 
neuer Straftatbestand „Datenhehlerei“ 
sowie eine Ausweitung der Verkehrs-
datenspeicherung.

„111 Notruf Cybercrime“

Im Fokus der Cyberkriminalität sieht 
sich auch die deutsche Wirtschaft. „Un-
sere Unternehmen haben einen enorm 
hohen Verletzungsgrad. Es fehlt uns 
an Orientierung und Transparenz, bei 
dem, was uns wirklich helfen kann“, 
zeichnete Dr. Klaus Mittelbach ein 
eher düsteres Bild. Vor allem mittel-

KRIMINALITÄT
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ständische Unternehmen kümmerten 
sich noch viel zu wenig um die IT-
Sicherheit. In einer Branchen-Umfrage 
hatte gerade die Hälfte der etwa 2.000 
Unternehmen bestätigt, regelmäßige 
Sicherheitsüberprüfungen zu machen, 
erklärte der Geschäftsführer des Zent-
ralverbandes Elektrotechnik- und Elek-
tronikindustrie (ZVEI). 54 Prozent hat-
ten angegeben, keine Risikoanalysen 
durchzuführen, „noch nicht einmal in 
den Forschungs- und Entwicklungs-
abteilungen“. Er appellierte an die 
Adresse der Politik, die „Europäische 
Union zu einem Vertrauensraum für 
Cybersicherheit und Datenschutz“ zu 
machen. Diesen Punkten werden dem 
Verbandsvertreter zufolge auf der po-
litischen Agenda zu wenig Beachtung 
geschenkt. Für die schnelle Hilfe bei di-
gitalen Angriffen schlug er die Telefon-
nummer „111 Notruf Cybercrime“ vor. 
Diese Ziffernkombination sei neben der 
110, 112 und 115 noch frei und könne 
als „klare Anlaufstelle für Cybercrime“ 
dienen. Der ZVEI sei im vergangenen 
Herbst selbst Opfer eines digitalen Er-
pressungsversuchs geworden, erläu-
terte Mittelbach den Vorstoß. Daraufhin 
habe man sich an drei Ansprechpartner 
gewendet: das zuständige Landeskri-
minalamt, die lokale Polizei und die 
Allianz für Cyber-Sicherheit.

Perfektes Biotop der Anonymität

Wie allseits bekannte Onlinehändler 
böten Unternehmen der sogenann-
ten Underground Economy allerlei 
Waren und Produkte an, damit selbst 
Cybercrime-Anfänger auf einen er-
folgreichen digitalen Raubzug ge-
hen könnten, betonte Markus Koths, 
Cybercrime-Experte des BKA. Nach 
dem Motto „Cybercrime as a service“ 
beackerten kriminelle Dienstleister 
einen sichtlich florierenden Markt und 
lockten mit neuesten Angeboten bei-
spielsweise in den Produktgruppen 
Botnetz, DDOS-Attacke oder Mal- und 
Ransomware. Teilweise finde sogar ein 
technischer Support durch die Anbie-
ter statt, sagte er. Also ganz so, wie es 
sich der Kunde auf der hellen Seite 
des Internets wünscht, wenn es mal 
wieder hakt. Koths: „Der Crime-Kun-
de kann sogar testen lassen, wie die 
ins Auge gefasste Schadsoftware bei 
gängiger Security-Software abschnei-
det.“ Vieles von dem spiele sich im 
„Darknet“ ab. Das sei ein „perfektes 
Biotop der Anonymität“, führte er fort. 
Den bekanntesten Zugang zum nicht 

öffentlichen Teil des In-
ternets, das Tor-Netz, 
nutzen Koths zufolge 
pro Tag rund 2 Millio-
nen Menschen, davon 
in Deutschland etwa 
200.000. 50 der genann-
ten Marktplätze habe 
die Polizei im Blick, 20 
davon wären relevant 
für die hiesige Lage. 
Zu beobachten sei eine 
stärkere Spezialisierung 
der Anbieter, die durch 
arbeitsteiliges Vorgehen 
immer „hochwertigere 
kriminelle Gesamtpro-
dukte“ herstellten.

Ein Ende des 
Cybercr ime-
T r e n d s  s e i 

nicht abzusehen, pro-
gnostizierte Koths. Das 
„Internet der Dinge“ 
wie smarte Kühlschrän-
ke oder Fernseher er-
mögliche Kriminellen 
beispielsweise, leichter 
Botnetze zu erstellen. 
Dabei werden durch ei-
nen Schadcode infizierte 
Computer über sogenannte Command 
& Control-Server (C&C-Server) fern-
gesteuert, ohne dass die PC-Besitzer 
davon etwas mitbekommen. Auch 
mobile Endgeräte wie Smartphones 
oder Tablets gerieten mehr und mehr 
in den Fokus der Cybergangster. Hier 
hätten die Kriminellen vor allem die 
persönlichen Daten und sensiblen 
Anwendungen der Nutzer im Blick. 
Begünstigt werde dies durch die seit 
Jahren steigende Nutzung solcher 
Geräte und die Tatsache, dass solche 
Geräte oft rund um die Uhr online, also 
mit dem Internet sind.

Digitaler Drogenhandel

Vor dem Hintergrund einer Verla-
gerung des Drogenhandels in schwer 
zu durchsuchende Bereiche des Inter-
nets, müsse die Polizei qualifizierten 
IT-Spezialisten einen attraktiven Ar-
beitsplatz bei der Polizei anbieten 
können, sagte der Bundesvorsitzende 
der Gewerkschaft der Polizei (GdP), 
Oliver Malchow, anlässlich des Jahres-
berichts 2016 zur Rauschgiftkriminali-
tät. „Konsumenten müssen sich heute 
nicht mehr unbedingt in irgendwel-
chen dunklen Ecken mit ihren Dea-

ler treffen. Drogen können auch auf 
versteckten, virtuellen Marktplätzen 
im sogenannten Darknet gekauft und 
mit kaum nachzuverfolgender Kryp-
towährung bezahlt werden“, sagte er 
in einer Presseerklärung. 

Cybercrime auch im Blick           
der GdP-Fachzeitschrift „Die      

Kriminalpolizei“

Die Nachricht an die Täter müs-
se lauten: „Es gibt auch dort keine 
rechtsfreien Räume“. Mit deutlichen 
Worten formuliert Dr. Sabine Vogt, 
Leiterin der BKA-Abteilung Schwe-
re und Organisierte Kriminalität, die 
klare Stoßrichtung der Ermittlungs-
behörden im Kampf gegen die Cy-
berkriminalität. Unter dem Titel „Das 
Darknet – Rauschgift, Waffen, Falsch-
geld, Ausweise – das digitale „Kauf-
haus“ der Kriminellen?“ erläutert die 
Kriminalbeamtin die aktuelle Lage 
zu diesem Deliktphänomen und geht 
insbesondere auf die Schattenwelt des 
weltweiten Netzes ein.

„Die Kriminalpolizei“ erscheint vier 
Mal im Jahr. Die Ausgabe des zweiten 
Quartals ist ab Mitte Juni erhältlich.

KRIMINALITÄT
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Den Allermeisten dürfte der seit 
gut zehn Jahren im Sprach-

gebrauch befindliche Begriff der No-
go-Areas wohl ein Begriff sein. In der 
Öffentlichkeit wird unterdessen darü-
ber sehr differenziert diskutiert. Der 
bisherige Innenminister Nordrhein-
Westfalens (NRW), Ralf Jäger, erklär-
te unlängst, dass solche Bereiche in 
Deutschland nicht existierten und der 
Begriff Panikmache sei. Unterstützung 
fand er bei dem Essener Polizeipräsi-
denten Frank Richter. Demnach seien 
zwar „Angsträume“ existent, doch die-
se würden durchaus durch die Polizei 
aufgesucht. Demgegenüber stehen die 
Aussagen einzelner Politiker, nach de-
nen man die Augen nicht verschließen 
dürfe, und dass es sich um Bereiche 
handle, die durch das Gros der Bevöl-
kerung und der Polizei gar nicht mehr 
betreten würden.

Nicht nur in NRW

No-go-Areas seien im Übrigen kein 
alleiniges NRW-Phänomen. Solche im-
mer wieder medial präsenten Orte sind 
demnach neben Duisburg-Marxloh, 
Essen-Altenessen oder der Dortmunder 
Nordstadt auch Teile von Neukölln 
und Wedding  in Berlin oder Stadtteile 
Hamburgs. Womöglich ist ein Vorfall 
in der nordrhein-westfälischen Stadt 
Düren aus dem vergangenen Novem-
ber noch gegenwärtig, wo zehn Beamte 
durch mehrere Männer verletzt wurden 
und im Krankenhaus behandelt werden 
mussten. Dies alles „nur“ auf Grund 
eines Verwarngeldes wegen Falsch-

GESELLSCHAFT

Bedingungen und Auswirkungen 
von No-go-Areas in Deutschland

Von Hans-Martin Braun

Polizeibeamtinnen und -beamte sind in ihrer Dienstausübung vor Verlet-
zungen kaum gefeit – das steht außer Frage und ist – leider – eine der 
vielen Facetten dieses herausfordernden Berufs. Was aber ist, wenn 
Polizistinnen und Polizisten in ihrem normalen Regeldienst nur noch un-
ter hohem Risiko bestimmte Gebiete bestreifen oder diese nur noch mit 
einer schnellen Durchfahrt durchquert werden können, ohne in Gefahr zu 
geraten? Sogenannte No-go-Areas (NGA) sind in Deutschland zum Politi-
kum geworden: Während sie einerseits negiert werden, zeichnen Medien-
berichte von regelrechten Massenübergriffen gegen Polizeieinsatzkräfte 
ein anderes Bild. Für die Polizei im Streifendienst sind sie schlichte Rea-
lität. Wie entstehen diese NGA, und welche Wirkungen entfalten sie?

parkens. 
Auf diese gewaltsamen Übergriffe 

auf Polizisten ernten Polizistinnen und 
Polizisten im normalen Regeldienst zu-
dem noch hämische Antworten wie, 
dass dieses noch viel zu selten gesche-
he oder ähnliches. Zunehmend dann, 
wenn solche Themen in der öffentli-
chen Debatte wieder aufgeflammt sind 
oder Einsätze bei Demonstrationen im 
linken oder rechten Milieu gefahren 
werden.

Allein 2015 hat es in Nordrhein-
Westfalen Übergriffe auf 14.000 

Vollzugsbeamte gegeben. Das könnte 
man schon ein Problem nennen, vor 
allem wenn man die Meinung teilt, 
dass jeder einzelne Angriff auf einen 
Polizisten oder einen BOS-Angehöri-
gen (Behörden und Organisationen mit 
Sicherheitsaufgaben) einer zu viel ist. 
Die Politik hat auf den Gewalt-gegen-
Polizei-Trend reagiert und dabei eine 
langjährige Forderung der Gewerk-
schaft der Polizei (GdP) aufgegriffen. 
Davon zeugt der von Bundesjustizmi-
nister Heiko Maas auf den Weg ge-
brachte Schutzparagraf.

Wie entstehen No-go-Areas?

Diese sind quasi der wörtliche Aus-
druck für das persönliche Bestreben, 
eine bestimmte Gegend als Privatper-
son zu meiden und auch andere davor 
zu warnen, sie zu betreten. Exekutiv-
Behörden, wie die Polizei eine ist, nut-
zen dort die Möglichkeit verstärkter 
Kräfte. Unter welchen Bedingungen 

sich eine No-go-Area entwickelt, ist un-
ter Experten bei der Polizei, Politologen 
und Politikern noch umstritten.

Eine der nachvollziehbaren Be-
dingungen geht mit dem Phäno-

men der Gentrifizierung einher. Dabei 
handelt es sich vornehmlich um die 
Umgestaltung eines Stadtteiles zum 
„Wohle“ der Bevölkerung und zum oft 
finanziellen Nachteil der Anwohner. 
Durch Sanierungen soll die Außendar-
stellung der Stadt verbessert und durch 
das Abschaffen wenig ansehnlicher 
Altbauten die Attraktivität des Vier-
tels für neue Mieter gesteigert werden. 
Bei diesem Prozess wird exemplarisch 
einem Mieter durch den Vermieter 
gekündigt oder der Zeitmietvertrag 
nicht verlängert, um die Wohnung an 
Immobilienfirmen teurer zu verkaufen. 
Diese wiederum werden die Gebäude 
und Wohnungen sanieren und mit hö-
heren Mieten an den Markt bringen 
oder mit Gewinn erneut verkaufen. 
Somit werden bestimmte, womöglich 
unerwünschte Bevölkerungsgruppen 
ohne Chance der Mitbestimmung vor 
Tatsachen gestellt. Nicht überraschend 
ist, dass derlei „Methoden moderner 
Umsiedlung“ häufig von starken Pro-
testen oder teils gewaltsamen Hausbe-
setzungen begleitet werden. In diesem 
Zusammenhang tauchen oft die „Rote 
Flora“ im Hamburger Schanzenviertel 
oder der Berliner Bezirk Kreuzberg-
Friedrichshain auf. Innerhalb des 
Schanzenviertels wird schon seit Lan-
gem versucht, die nicht erwünschten, 
also vor allem weniger finanzstarken 
Bevölkerungsgruppen aus dem Stadt-
gebiet zu vertreiben, um für die Stadt 
Hamburg Investoren und Bauherren zu 
werben. Wohnraum ist rar, teuer und 
von daher sehr begehrt. Insbesondere 
in den Ballungsgebieten.

Hohes Risiko

Solche Versuche der Umsiedlung 
scheiterten zumindest in dem Ham-
burger Stadtteil vermehrt, und der Wi-
derstand äußert sich jedes Jahr nach 
dem „berühmten“ Schanzenfest aufs 
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Neue. Die Bestreifung des Stadtteils 
ist für die Exekutive stets mit hohem 
Risiko von Gewaltdelikten oder Wi-
derständen behaftet, da Polizistinnen 
und Polizisten dort immer wieder kör-
perlich angegangen werden. So musste 
bei der Durchsetzung des Hausrechts 
durch den neuen Immobilieneigner 
des Schanzenhofes die Landespolizei 
anrücken, um jenen so weit zu schüt-
zen, dass er in seine eigenen Räume 
gelangen konnte. Schnell mobilisierte 
sich eine Gruppe vermeintlich Auto-
nomer, um die polizeiliche Maßnahme 
zu stören.

Fruchtbare Bedingungen für das 
Entstehen von No-go-Areas 

bestehen auch in der „Mittelstands-
flucht“ und dem damit einhergehenden 
„Ethnic-Business“. Die Mittelstands-
flucht setzte mit der immer weiter um 
sich greifenden „Ghettoisierung“ und 
Vernachlässigung von Stadtteilen so-
wie einer dort anzutreffenden hohen 
Arbeitslosigkeit ein. Dabei wird dem 
Stadtteil durch den Weggang der Mit-
telstandsunternehmen und Gewerben 
das Kapital entzogen, da sich die Läden 
– auch bedingt durch Gentrifizierung 
in Kombination mit hoher Arbeitslo-
sigkeit – nicht mehr halten können. 
Woher soll auch das Geld kommen, 
wenn die Mehrheit der Bevölkerung 
über ein kleines oder gar kein Einkom-
men verfügt?

Dem Kreislauf des „Arbeitslos-
seins“ entkommen

Höhere Ausgaben stehen immer ge-
ringeren Einnahmen der Geschäftsin-
haber entgegen. In Duisburg-Marxloh, 
Berlin-Neukölln oder im Essener Nor-
den stagnieren die Arbeitslosenquoten 
schon seit Jahren auf vergleichsweise 
hohem Niveau. Demgegenüber steht 
jedoch der Aufbau eigener Existenzen 
durch Geschäftseröffnungen, um dem 
Kreislauf des „Arbeitslosseins“ zu ent-
kommen. Das oftmals der Druck der 
Familie dahintersteckt, um anderen 
Familienmitgliedern die Möglichkeit 
einer Anstellung zu bieten, ist auch 
auf patriarchalische Familienstrukturen 
zurückzuführen. Dabei fungiert das 
männliche und älteste Familienmitglied 
innerhalb des Familienverbandes als 
Oberhaupt und ist derjenige, auf den 
alle hören. Ihm folgen alle männlichen 
Nachkommen bis hinunter zum Alter 
von 14 Jahren. Die jüngeren Nachkom-
men sind den weiblichen Familienan-

gehörigen gleichgesetzt, dürfen die-
sen aber wiederum Verhaltensmuster 
vorschreiben. Da die Familien es seit 
Generationen gewohnt sind, sich in-
nerhalb der eigenen Familie im In- wie 
auch Ausland komplett zu unterstützen, 
werden neben dem Empfangen von 
Sozialleistungen Arbeitsbedingungen 
geschaffen, die wiederum einen Anreiz 
bieten, weitere Angehörige aus dem 
Ausland zu holen. Aufgrund dieses 
Prinzips kommt es zu einem sogenann-
ten Ethnic-Business, weil Geschäftsin-
haber und Angestellte derselben Ethnie 
angehören und sogar größtenteils aus 
einer Familie stammen.

Dieses Phänomen wurde nach Be-
ginn der Anwerbeverträge und 

des damit einhergehenden Familien-
nachzuges in den 1960er-Jahren ver-
mehrt feststellbar. Als die Arbeit getan 
war, der Staat seinen wirtschaftlichen 
Aufschwung erlebte und dieser so weit 
fortschritt, bis die Verträge ausliefen, 
wurde deutlich, dass die Integration der 
Arbeiter und deren Familienmitglieder 
unter den Tisch gefallen war. Keinerlei 
staatlichen Integrationshilfen waren 
angeboten worden. Integrations- oder 
Sprachkurse wie sie das deutsche Auf-
enthaltsrecht heute vorschreibt, gab es 
damals nicht.

Das Geschäftsmodell des „Ethnic-
Business“ und ein sich damit verschär-

fendes Integrationsproblem werden 
indes weiter forciert, wenn man den 
letzten Ausrufen zur Familienplanung 
des türkischen Staatspräsidenten 
Erdogan folgt, der den Einfluss hier 
lebender Türkinnen und Türken zu 
vergrößern und Deutschland explizit 
zu schwächen. Die sich verfestigende 
Bildung von Parallelstrukturen sowie 
die Ausweitung von Clanstrukturen 
stellt den Rechtsstaat vor große He-
rausforderungen (siehe DEUTSCHE 
POLIZEI 10/13)

Wissenschaftliche                      
Erklärungsversuche

Wie No-go-Areas entstehen kön-
nen, legt ein Blick auf die 1980 in den 
USA entwickelte „Broken-Windows-
Theorie“ nahe. Kurzgefasst besagt 
diese, dass dem Beginn der Verwahr-
losung eines Gebietes sofort Einhalt 
geboten werden müsse, da sonst ein 
weiterer Verfall dieses Gebietes eine 
quasi zwangsläufige Konsequenz 
wäre. Das führe mitunter auch zu ei-
ner Absenkung der Hemmschwelle 
zur Anwendung von Gewalt und ei-
ner zunehmenden Nichtakzeptanz des 
Rechtsstaates. 

Um diesen Verfall letzten Endes zu 
erreichen, müssten den amerikanischen 
Sozialforscher James Q. Wilson und 
George L. Kelling zufolge sechs we-
sentliche Punkte vorliegen:
1. Der sichtbar physische Verfall der 
Umgebung,
2. das Auftreten fremder und unge- 	
betener Personen mit einem uner-     
wünschten Verhalten und 
3. Furcht der Bürger vor Kriminalität, 
insbesondere Gewaltkriminalität.
Physischer Verfall lockt ungebetene 
Personen an, für die die Zeichen des 
Verfalls signalisieren, dass eine Kon-
trolle ihres Verhaltens in dieser Gegend 
nicht stattfindet oder zumindest ein-
geschränkt ist. Das Auftreten der Per-
sonen bewirkt Furcht bei den Bürgern.
4. Dies verursacht den Rückzug der 
Bürger und eine tatsächliche Vermin-
derung der Kontrolle.
5. Die reduzierte Kontrolle erleichtert 
das Begehen von Straftaten. 
6. Zudem erhöht der Anstieg der Kri-
minalität die Verbrechensfurcht und 
führt zu einem weiteren Rückzug der 
„anständigen“ Bürger. Die Bevölke-
rungsstruktur einer bestimmten Ge-
gend wird dadurch weiter zu Unguns-
ten einer sozial stabilen Nachbarschaft 
verändert. >

DP-Autor Hans-Martin Braun hat 2007 seine 
Ausbildung bei der Bundespolizei begonnen 
und leistet seinen Dienst heute in der Bun-
despolizeiinspektion Hannover am Haupt-
bahnhof. Der stellvertretende Gruppenleiter 
beschäftigte sich in seiner Diplomarbeit mit 
der „Analyse der Struktur und Funktions-
weise der islamischen Parallelgesellschaft 
in Deutschland und deren Bedeutung für 
Radikalisierungsprozesse“.       Foto: privat

GESELLSCHAFT
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Verhalten dem Umfeld                
angepasst

Wissenschaftliche Studien belegen, 
dass Menschen sich in ihrem Verhal-
ten dem Umfeld anpassen. Ändert sich 
dieses erneut, wirkt sich das entspre-
chend aus. 

Unerwünscht gefördert werden wir-
kende Umfelder, wenn das Personal 
des Sicherheitsapparats, im Besonderen 
bei der Polizei, über Jahre abgebaut 
wurde. Ist es etwa von der Hand zu 
weisen, dass die Polizei mit immer we-
niger Personal immer mehr Aufgaben 
zu bewältigen hat. Wie sonst erklärt 
man einem Bürger, dass heutzutage 
auch online eine Anzeige gestellt wer-
den kann? Plausible Erklärungen darin 
zu finden, dass die Polizei bürgernäher 
oder moderner wirken möchte, sind da 
etwas zu kurz gedacht. Nein, das sind 
Folgen des Stellenabbaus und erscheint 
als Versuch, das Sicherheitsgefühl der 
Bevölkerung auf einem erträglichen 
Level zu halten. Es bedurfte letztlich 
schwerer staatsgefährdender Straftaten 
und einer massiven Massenmigrati-
on, um die Politik zum Einlenken zu 
veranlassen. Derzeit befinden sich die 
Regierungen offenbar auf einem Wege 
des Umdenkens und wollen mehr Poli-
zisten einstellen.

Die hierzulande als No-go-Areas 
bezeichneten Orte weisen die 

aus der Broken-Windows-Theorie be-
kannten Problematiken auf. Eine un-
beachtet über die Jahre fortschreitende 
„Ghettoisierung“ war der Nährboden 
für die Mittelstandsflucht und der An-
stoß für die Bildung von Subkulturen.

Clanstrukturen werden zu 
Machtgebilden

Es ist kein Geheimnis, dass sich Pa-
rallelstrukturen neben dem deutschen 
Strafrecht und der deutschen Kultur 
etabliert haben. In den vor allem von 
Migranten bewohnten Vierteln suchen 
und finden letztlich die Menschen ein 
Stück Heimat – eben in ihrer eigenen 
Community. Es wird dieselbe Spra-
che gesprochen, das gleiche Essen 
verkostet, die gleichen Werte geteilt 
– zumindest in dieser Gruppe fühlen 
sich Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
vollkommen akzeptiert. Da Integration 
in Deutschland keineswegs reibungslos 
verläuft, ist die Community eine Insel.

Wenn sich der Berliner Senat mit 
dem Gebiet des Scharia-Rechts 

und der Auswirkung von Friedensrich-
tern aus Parallelgesellschaften befasst, 
wird es doch sehr deutlich, dass NGAs 
existieren oder man zumindest nicht 
weit entfernt davon ist. Parallelgesell-
schaften gehen oft einher mit der Bil-
dung von Clanstrukturen. Clans bilden 
sich meist dort, wo der Rückzugsort am 
sichersten ist und der eigene Einfluss 
auf die nahe Umgebung am größten 
ist. In den Städten Berlin, Essen, Dort-
mund, Gelsenkirchen und Bremen sind 
einige solcher Großfamilien zu Hause 
und selbstbewusst genug, der Polizei 
„verlockende“ Angebote zu machen: 
So wurde der Gelsenkirchener Po-
lizei von einem libanesischen Clan-                   
oberhaupt vorgeschlagen, auf Grund 
des offensichtlichen Kräftemangels der 
Behörde selbst für die Sicherheit der 
Bevölkerung auf den Straßen sorgen 
zu wollen. Im Gegenzug jedoch sollte 
der Clan „in Ruhe“ gelassen werden.

Selbstverständlich kann ein sol-
ches Angebot keine Option für 

den Rechtsstaat und die Polizei sein. 
Klar ist aber auch, dass Clans offenbar 
zunehmend versuchen, die Macht über 
Orte oder Stadtviertel zu erlangen, um 
diese in zwar nicht regelfreie, zumin-
dest aber rechtsstaatsfreie Räume zu 
überführen.

Aber selbst wenn die Polizei in der 
Lage ist, das Sicherheitsgefühl 

der Bevölkerung aufrechtzuerhalten, 
sinkt in Räumen mit Clan- und Parallel-
strukturen dennoch die Gewaltschwel-
le. Feststellbar ist, dass in Problemvier-
teln der Anteil der Straftaten gegenüber 
Polizeivollzugsbeamten höher ausfällt 
als anderswo. Signifikant ist, dass 
Aussagen von Tätern oder Opfern 
dort oft durch unredliche Absprachen 
und Blutgeld oder Beilegung durch 
Streitschlichter so verdreht werden, 
dass ein Schuldspruch durch die Justiz 
einfach nicht möglich ist. Ein solches 
Signal kann eine Spirale der Gewalt 
in Gang setzen sowie gleichzeitig die 
Hemmschwelle der Gewalt deutlich 
senken. Wie ist sonst erklärbar, dass bei 
einer Routinekontrolle sich unmittelbar 
eine so große Personengruppe um die 
Einsatzkräfte schart und die Kollegen 
derartig bedrängt, dass Verstärkung 
angefunkt werden muss?

Keineswegs unvorstellbar ist es, 
dass Menschen, die solches Ver-

halten nahezu tagtäglich erleben, sich 

gegenüber der Gewaltspirale machtlos 
fühlen. Wer auffällt, dem könnten ja Re-
pressalien drohen. Auch dagegen muss 
die Polizei engagiert ankämpfen. Und 
es ist eine herausfordernde Aufgabe

Den Anfängen wehren

Fährt die Polizei konsequent mit 
mehr Kolleginnen und Kollegen in 
Problemviertel und unterstützt glei-
chermaßen die Feuerwehr oder Ret-
tungsdienste erscheinen positive Ef-
fekte möglich. Sollte es trotzdem noch 
zu aggressivem Verhalten gegenüber 
den öffentlichen Vertretern kommen, 
muss der Rechtsstaat schnell reagieren. 
So sollten richterliche Vernehmungen 
gleich auf Zeugenvernehmungen fol-
gen, um Beweis- und Verfahrenssicher-
heit herzustellen. 

Von großer Bedeutung ist es aber, 
dass No-go-Areas, auch wenn 

der Begriff umstritten ist, als Problem 
politisch offiziell werden. Ein Laisser-
faire der Politik hätte zur Folge, dass 
organisierte Kriminelle das Zepter noch 
fester in den Hand nähmen und sich 
die vorhandenen Parallelstrukturen in 
den Gebieten weiter verfestigten. Die 
Folge wäre eine fortschreitende soziale 
Abkapslung bestimmter Bevölkerungs-
schichten, die jedoch noch sichtbarer 
würde. In gesellschaftlichem Interesse 
kann das nicht sein, denn auch die 
Schwelle zur Radikalisierung würde 
herabgesetzt.

GESELLSCHAFT

Sich abschottende Stadttteile thematisierte 
DP bereits im Oktober 2013.
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„Innere Sicherheit ist für mich immer auch eine 
Frage der sozialen Gerechtigkeit“

DEUTSCHE POLIZEI (DP): Sind Sie 
schon mal mit der Polizei in Konflikt 
geraten?

Martin Schulz: (lacht) Ja, mein Vater 
war Polizeibeamter. Er war im mittle-
ren Dienst und das, was man früher 
Dorfpolizist nannte. Mein Vater hat 
seinen Beruf sehr ernst genommen. 
Und ich habe sehr früh gelernt, was 
für eine unglaublich wichtige Aufgabe 
Polizistinnen und Polizisten erfüllen. 
Sie sorgen eben nicht nur für Sicher-
heit, sondern auch für Zusammenhalt 
in unserer Gesellschaft.

DP: Seit Jahren wird viel über die feh-
lende Präsenz der Polizei im Straßenbild 

Im DP-Interview: SPD-Spitzenkandidat Martin Schulz

Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) 
ist mit über 180.000 Mitgliedern 
die weitaus größte Arbeitnehmer-
vertretung für Polizeibeschäftigte 
Deutschlands. Ihre Fach- und Mit-
gliederzeitschrift „DEUTSCHE POLI-
ZEI“ (DP) erscheint mittlerweile im 
66. Jahr und wird in einer Auflage 
von rund 182.000 Exemplaren an 
Mitglieder und Interessierte in Po-
litik, Presse und Wissenschaft mo-
natlich verteilt. 
Angesichts der bevorstehenden 
Bundestagswahl im September hat 
die DP-Redaktion die Spitzenkan-
didatinnen und -kandidaten der im 
Deutschen Bundestag vertretenen 
Parteien gebeten, Fragen zur Sicher-
heitspolitik sowie zur Inneren Sicher-
heit hierzulande zu beantworten.
Als erster Interviewpartner steht 
SPD-Herausforderer Martin Schulz 
Rede und Antwort.

diskutiert. Wie kann die Politik auf das 
subjektive Unsicherheitsgefühl der Be-
völkerung wirkungsvoll reagieren?

Schulz: Mir kommt es auf die zwei 
Kernpunkte an. Sicherheit bekommen 
wir nicht dadurch, dass man nur auf 
gute Statistiken verweist. Ohne Frage 
stehen wir in Deutschland gut da. Wir 
sind weiterhin eines der sichersten 
Länder der Welt. Daran wird die tolle 
Arbeit unserer Polizei sichtbar. Auch 
mit einer beeindruckenden Aufklä-
rungsquote. Das ist die eine Seite. 

Ob sich Frauen, Männer und Kin-
der bei uns aber auch sicher fühlen, 
darüber sagen die Zahlen nichts aus. 
Darauf kommt es aber letztlich an. 
Wenn mir eine Frau sagt, dass sie sich 
abends nicht mehr traut, in bestimmte 
Gegenden zu gehen, weil sie Angst 
hat wegen mangelnder Beleuchtung 
in der Unterführung auf dem Weg 
von der S-Bahn, und sie von Leuten 
im Park angemacht wird, dann haben 
wir ein Sicherheitsproblem. Das reicht 
mir schon. Da muss nicht erst etwas 
aktenkundig werden. Wer Angst hat, 
kann nicht frei leben. Das darf nicht 
sein. Hier müssen alle an einem Strang 
ziehen: die Verantwortlichen in den 
Kommunen, den Ordnungsämtern, 
den Verkehrsbetrieben. Aber eben 
besonders die Polizei. In keine andere 
Berufsgruppe haben die Menschen 
mehr Vertrauen. Mir ist sehr wichtig, 
dass wir diesen Trumpf auch wirklich 
ausspielen: mit einer bürgernahen, 
sichtbaren und präsenten Polizei, die 
gut ausgebildet, anständig bezahlt und 
vernünftig ausgestattet ist und der man 
mit Respekt und Anstand begegnet. 

Ich weiß, dass man dafür eine an-
gemessene Personalstärke braucht. 

Deshalb möchte ich auch, dass der 
gefährliche Trend hin zum Stellenab-
bau endgültig gestoppt wird und wie-
der mehr Kolleginnen und Kollegen 
eingestellt werden. Da haben wir den 
Bundesinnenminister regelrecht an-
treiben müssen. Es war eine groteske 
Situation, dass Sigmar Gabriel die Ini-
tiative starten musste, bei der Bundes-
polizei den CDU/CSU-Rekordtiefstand 
beim Personal zu korrigieren. Zudem 
müssen wir schauen, wo wir die Kol-
leginnen und Kollegen entlasten kön-
nen, die keine eigentliche Polizeiarbeit 
leisten, etwa die personalintensive Be-
gleitung von Schwerlasttransporten. 
Wenn ich an die Arbeit meines Vaters 
denke, so würde ich mir wünschen, 
dass wir wieder mehr Polizei nah bei 
den Bürgerinnen und Bürgern haben, 
die ihre Leute kennen und ihr Dorf 
oder ihren Kiez.

DP: Warum wurde dem Thema Inne-
re Sicherheit jahrelang in politischen 
Programmen so wenig Bedeutung bei-
gemessen?

Schulz: Für mich galt das jedenfalls 
nie. Denn Innere Sicherheit ist für mich 
immer auch eine Frage der sozialen 
Gerechtigkeit. Ich habe das in vielen 
Ländern der Welt gesehen: Nur reiche 
Menschen können sich einen schwa-
chen Staat leisten. Vor allem lassen 
sich Fragen der Inneren Sicherheit 
eben nicht ausschließlich mit Forde-
rungen nach Verschärfung repressiver 
Gesetze beantworten. Da blasen ja 
die üblichen Verdächtigen von der 
Union immer wieder die Backen auf. 
Aber die Kolleginnen und Kollegen 
der GdP werden wissen, dass das eine 
vergleichsweise billige Angelegenheit 
ist. Die tatsächliche Sicherheitslage zu 
verbessern, das sind dickere Bretter. 
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Mir sagte vor einiger Zeit einer von 
der GdP: „Schulz, sorg dafür, dass die 
Leute einen sicheren Job haben, sorg 
dafür, dass ihre Kinder in ordentliche 
Schulen gehen und was Ordentliches 
lernen. Dann sind wir deutlich weiter, 
als mit dem Gezeter in der Sicherheits-
debatte.“ Recht hat er. Sicherheit fängt 
für mich deshalb nicht beim Strafge-
setzbuch an. Damit kommen wir immer 
zu spät. Eine gute Arbeitsmarktpolitik, 
Sozialpolitik, Schulpolitik, Integrati-
onspolitik, Kommunalpolitik – das alles 
hat für mich etwas mit Innerer Sicher-
heit zu tun. 

DP: Nach den Ereignissen in der Köl-
ner Silvesternacht 2015/2016 übertref-
fen sich nicht nur Innenpolitiker darin, 
Personalaufstockungen für die nächsten 
Jahre bei der Polizei anzukündigen. Wie 
würden Sie als Bundeskanzler vor allem 
auf die Länder nachhaltigen Einfluss 
nehmen? Nach Erhebungen der GdP wird 
2021 noch immer viel zu wenig Polizei 
auf den Straßen sein... und betrachtet 
man die Ausbildungszeiten bei der Polizei 
und die Wettbewerbssituation, sieht es 
nicht so aus, also ob sich daran bald 
etwas ändert...

Schulz: Die SPD sorgt sich nicht erst 
seit den Ereignissen in der Kölner Sil-
vesternacht um die Personalstärke un-
serer Polizeien. Ich habe es eingangs 
gesagt. Es war grotesk, dass wir für 
die Aufstockung von 3.000 Stellen bei 
der Bundespolizei sorgen mussten. 
Der zuständige Bundesinnenminister 
Thomas de Maizière hat mit seinen 
Unions-Kollegen die Kolleginnen und 
Kollegen nicht nur von einer Polizei-
reform zur nächsten gehetzt. CDU und 
CSU haben auch den Rekordtiefstand 
bei der Personalstärke der Bundespoli-
zei zu verantworten. Manchmal glaube 
ich nicht richtig zu hören, wenn sie mit 
uns in die politische Auseinanderset-
zung gehen. Redlich ist das nicht. Wir 
fordern insgesamt 15.000 neue Stellen 
bei der Polizei in Bund und Ländern. 
Das habe ich auch kürzlich im Ge-
spräch mit Oliver Malchow noch mal 
gesagt. Ich bin froh, dass der Abbau-                                          
trend der vergangenen Jahre gestoppt 
ist. Die Hinweise der GdP sind ja rich-
tig. Damit haben wir begonnen, die 
Frage anzugehen. Aber, wie wir mit 
den neuen Lücken durch anstehende 
Pensionierungen umgehen, ist damit 
noch nicht vollständig beantwortet. 
Unabhängig von der offensichtlichen 
Notwendigkeit, mehr Beamtinnen und 
Beamten in den Polizeidienst zu be-
kommen, sehe ich aber einen Schwer-

punkt auch bei der Entlastung von son-
stigen Aufgaben, die beispielsweise 
durch Tarifbeschäftigte übernommen 
werden könnten.

 
DP: Angesichts der bundesweit deut-

lich gestiegenen Fälle von Gewaltkri-
minalität steht zu befürchten, dass die 
subjektive Angst vor allem vieler älterer 
Bürger, die im öffentlichen Raum unter-
wegs sind, weiter zunehmen wird...

Schulz: Die neuen Zahlen in der PKS 
sind hochgradig besorgniserregend. 
Ich nehme das sehr ernst, weil wir eine 
Verrohung der Gesellschaft auf keinen 
Fall zulassen dürfen. Erschreckt hat 
mich die zunehmende Gewalt bei Ju-
gendlichen. Hier muss konsequent mit 
den bestehenden Instrumenten daran 
gearbeitet werden, dass die Jungen 
und Mädchen verstehen, dass sie was 
Entscheidendes falsch gemacht haben. 
Wenn zwischen Tat und Gerichtsver-

handlung wieder ein Jahr vergeht und 
am Ende nichts dabei raus kommt, 
dann ist das empörend für die Opfer. 
Der Staat hat hier auch seinen Erzie-
hungsauftrag verfehlt. Strafe muss auf 
dem Fuße folgen. Die Frage, die ich mir 
stelle, ist, warum steigt die Gewalt? Da 
stochern wir doch eigentlich im Nebel. 
Die PKS sagt uns so was nicht. Ich 
erinnere mich noch daran, dass Otto 
Schily den periodischen Sicherheits-
bericht eingeführt hat. Das war eine 
tolle Sache, weil hier viele Berichte 
zusammengebracht wurden. Damit 
konnte man arbeiten. Leider gibt es 
den nicht mehr, seitdem CDU und 
CSU den Innenminister stellen. Für 
mich unbegreiflich. Was mir zudem 
wichtig ist, ist Prävention. Auch hier 
mussten wir die Schwarzen zum Jagen 
tragen – mit dem Präventionsgesetz 
und dem Bundesprogramm „Demo-
kratie Leben!“.

DP: Müssen für kurzfristige Lösungen 
Bund und Länder nicht viel enger zu-
sammenarbeiten – trotz föderaler Struk-
turen?

Schulz: Bund und Länder arbeiten 
zusammen. Dies sieht man zum Bei-
spiel beim Gemeinsamen Terroris-
musabwehrzentrum, welches meiner 
Ansicht nach der richtige Ansatz ist. 
Otto Schily hat uns an dieser Stelle 
gezeigt, wie Zusammenarbeit auch in 
föderaler Struktur funktionieren kann. 

Hier ist es aber auch so, dass man zu-
künftig sicher einiges besser machen 
kann. In den Bereichen der organisier-
ten Kriminalität, der Bandenkrimina-
lität, aber auch bei der Terrorabwehr 
dürfen uns keine Fehler passieren. 
Darum haben wir auch dafür gesorgt, 
die Zentralstellenfunktion des Bundes-
kriminalamtes zu stärken. Auch die 
wichtige Arbeit des Zolls darf an dieser 
Stelle nicht vergessen werden. Größe-
re Sorgen habe ich in puncto Zusam-
menarbeit allerdings, wenn ich nach 
Europa schaue. Man muss sich die 
Frage stellen, ob wir auf dieser Ebene 
die Zusammenarbeit haben, die der 
aktuellen Bedrohungslage entspricht. 

 
DP: Die Angriffe auf Polizisten nehmen 

seit Jahren zu. Wo sehen Sie die Ursa-
chen hierfür, und was muss sich in der 
Gesellschaft ändern?

Schulz:: Ich habe bereits von Verro-

hung gesprochen. Da müssen wir kon-
sequent gegenhalten. Wer das mit der 
bürgernahen Polizei nicht versteht, der 
soll die Härte des Rechtsstaates spü-
ren. Ein Angriff auf eine Polizeibeam-
tin oder einen Polizeibeamten ist ein 
Angriff auf diese Gesellschaft. Deshalb 
war es dringend an der Zeit, dass wir 
mit dem Gesetz von Heiko Maas eine 
lange Forderung der GdP umgesetzt 
haben: Null Toleranz bei Angriffen 
auf Polizisten und Rettungskräften. Es 
fehlt vielen offenbar jegliche Empa-
thie, bei dem, was sie da machen. Des-
halb finde ich die Aktion der Jungen 
Gruppe der GdP so großartig. Unter 
dem Vollschutz steckt ein Familienva-
ter, eine junge Frau – ein Mensch. Es 
ist erschreckend, aber offenbar muss 
man einige daran erinnern. Empathie 
und Respekt brauchen wir, damit das 
mit der bürgernahen Polizei funktio-
niert. Im Übrigen eine Erfindung des 
preußischen Innenministers Grzesinski 
– ein Sozialdemokrat, der später vor 
den Nazis fliehen musste. 

DP: Viele Polizistinnen und Polizisten 
beklagen seit Jahren Ausstattungs- und 
Ausrüstungsmängel. Warum reicht es oft 
nicht, wenn der Bund eine Vorreiterrolle 
für „seine“ Staatsdiener spielt?

Schulz:: Wer an dieser Stelle spart 
– egal ob im Bund oder in den Län-
dern, der muss sich fragen lassen, wie 
er es mit seiner Fürsorgeverantwor-

BUNDESTAGSWAHL

Wer Angst hat, kann nicht frei leben. 
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tung für die Beamtinnen und Beamten 
hält. Eine gut ausgestattete Polizei ist 
kein Punkt, an dem man diskutieren 
müsste. Das sind wir den Kolleginnen 
und Kollegen schuldig, die im Fall der 
Fälle den Kopf hinhalten müssen. Es 
hat an dieser Stelle auch ein deutliches 
Umdenken in den Ländern gegeben. 
Dabei geht es natürlich an erster Stelle 
um die Sicherheit der Polizistinnen und 
Polizisten. Es kann aber auch nicht 
sein, dass Schutzwesten privat gekauft 
werden müssen, um zu verhindern, 
dass man im Sommer die durchge-
schwitzte Schutzweste des Kollegen 
der Vorgängerschicht übernehmen 
muss. Auch das hat etwas mit Respekt 
zu tun.

DP: Wie wollen Sie vermeiden, dass 
für polizeiliche Ermittlungskräfte wich-
tige Instrumente nicht in die Mühlen 
der Parteipolitik geraten und dort im-

mer mehr zur Praxisuntauglichkeit ver-
schlimmbessert werden?

Schulz:: Ich denke, dass viele der 
von Ihnen angeführten Instrumente 
polizeilicher Ermittlung für die Poli-
zeiarbeit sehr wesentlich sind. Trotz-
dem sollte man eines nicht vergessen: 
Viele dieser Instrumente arbeiten im 
grundgesetzlich geschützten Teil der 

Rechte unserer Bürger. Mir ist dabei 
durchaus klar, dass in den wesent-
lichen Bereichen diesem Kriterium 
mit dem Richtervorbehalt genüge ge-
tan wird. Trotzdem ist die politische 
Debatte beispielsweise um Quellen-
telekommunikationsüberwachung 
oder Vorratsdatenspeicherung wich-
tig und richtig. Diese Debatte macht 
den Kern unserer Demokratie aus und 
sollte auch geführt werden. Das Er-
gebnis dieser Debatten sind in sehr 
vielen Fällen Kompromisse. Und das 
ist ebenfalls Kern unserer parlamenta-
rischen Demokratie. Dass als Ergebnis 
dieser Debatten und Kompromisse am 
Ende praxisuntaugliche Ermittlungs-
instrumente entstehen, wie es Ihre 
Frage aufwirft, kann ich so nicht un-
terschreiben. Wie erwähnt, bewegt 
man sich bei diesen Debatten immer 
auf der Trennlinie zwischen möglichst 
effektiver Strafverfolgung und dem 

Schutz der Rechte der Bürgerinnen 
und Bürger.

DP: Politikern wird, wenn man Umfra-
gen Glauben schenken darf, nicht viel 
Vertrauen geschenkt. Wie wollen Sie 
dem begegnen?

Schulz: Es gibt seit einigen Jahren 
tatsächlich eine Entwicklung, mit der 
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kein Politiker, egal welcher Partei 
oder politischen Ebene, zufrieden sein 
kann. Schaut man sich entsprechende 
Umfragen an, so sieht man einerseits, 
dass das Vertrauen, welches der Poli-
zei in Deutschland entgegengebracht 
wird, konstant auf einem sehr hohen 
Niveau ist, während es gegenüber 
Politikerinnen und Politikern abnimmt. 
Dafür lassen sich sicherlich sehr viele 
unterschiedliche Erklärungen finden. 
Unter anderem eine Entfernung des 
„Politikbetriebes“ von den wirklichen 
Problemen in der Bevölkerung und 
auch inhaltlichen Diskussionen um 
Themen, die am wahren Leben vorbei 
gehen.

Ich glaube, dass wir auch in der Po-
litik den Begriff des Respekts zu lange 
unterschätzt haben. Jede Politikerin, 
jeder Politiker muss jeden einzelnen 
Menschen respektieren – unabhängig 

von Beruf, Herkunft oder Einkommen. 
Den Busfahrer genauso wie die Profes-
sorin, die Rettungssanitäterin genauso 
wie den Piloten. Ich versuche, diesen 
Respekt auch zu zeigen. Manchmal 
werde ich von einigen Kommentatoren 
dafür belächelt. Aber den Preis muss 
man dann auch zu zahlen bereit sein.

SPD-Spitzenkandidat Martin Schulz 								                   Foto: Photothek
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Die Mehrheit der Tatverdäch-
tigen (75,5 Prozent) ist männ-
lich und die Mehrheit wird 

nur mit einer Straftat im Jahr polizei-
lich erfasst (73 Prozent). Der Anteil der 
nichtdeutschen Tatverdächtigen an 
allen Tatverdächtigen beträgt etwa 30 
Prozent; die Zahl ist 2016 auf 616.230 
gestiegen (2015: 555.820). Davon sind 
28,3 Prozent Zuwanderer, dies ent-
spricht einem Anteil von 8,6 Prozent 
(2015: 5,7 Prozent) an allen Tatver-
dächtigen.

Signifikanter als der Kriminalitäts-
zuwachs sind massive Veränderungen 
in einzelnen Straftatengruppen. Das 
Positive: Weniger Wohnungseinbrü-
che, weniger Ladendiebstähle, we-
niger Betrugsdelikte. Aber mehr Ge-
walt aller Art. Bei den Gewaltdelikten 
gebe es ein Prozent mehr Deutsche, so 
de Maizière „aber knapp 90 Prozent 
mehr zugewanderte Tatverdächtige“ 
im Jahr 2016. 80 Prozent der Zuwande-
rer, die Opfer einer Gewalttat wurden, 
seien Opfer der Gewalt eines anderen 
Zuwanderers geworden.

Mord, Totschlag und Tötung 
nahmen im Vergleich zu 2015 

um 14,3 Prozent auf 2.418 Fälle zu. 
Die Zahl der angezeigten Vergewal-
tigungen stieg um 12,8 Prozent auf 
7.919 Fälle an, Vergewaltigungen 
„überfallartig“ durch Gruppen um 54,1 
Prozent auf 225 Fälle und Gruppenver-
gewaltigungen gar um 106,3 Prozent 
auf 524 Fälle. Gewalttaten stiegen um 
6,7 Prozent auf 193.542, schwere Kör-
perverletzungen um 9,9 Prozent auf 
140.033 Fälle. 

Dahingegen weisen viele Strafta-
tengruppen zum Teil stark sinkende 
Tendenzen auf: Raub, Straßenkrimi-
nalität, Diebstahlskriminalität, Betrug 

KRIMINALSTATISTIK

Gravierende Verschiebungen in 
einzelnen Straftatengruppen 

Auf einer Bundespressekonferenz Ende April in Berlin verkündete Bun-
desinnenminister Thomas de Maizière im Beisein des amtierenden Vor-
sitzenden der Innenministerkonferenz, Sachsens Innenminister Markus 
Ulbig, wenig Erfreuliches. Die durch Zuwanderer verübte Kriminalität habe 
im vergangenen Jahr überproportional zugenommen, sagte de Maizière bei 
der Vorstellung der Polizeilichen Kriminalstatistik 2016. Mit 6,37 Millio-
nen Straftaten seien im vergangenen Jahr in Deutschland nur 0,7 Prozent 
mehr der Polizei zur Kenntnis gelangt, als 2015 – und das, obwohl die 
Bevölkerung in Deutschland ist auf 82,2 Millionen auf einen historischen 
Höchststand gestiegen ist, vor allem durch Zuwanderung. 

und fast zehn Prozent weniger Woh-
nungseinbrüche. 

616.230 nichtdeutsche Tatverdäch-
tige zählt die Statistik insgesamt (um 
eine Vergleichbarkeit herzustellen 
sind ausländerrechtliche Verstöße he-
rausgerechnet, da die von Deutschen 
nicht begangen werden können).  
Wurden 2015 noch 114.000 straffällige 
Asylbewerber, Bürgerkriegsflücht-
linge und Geduldete registriert, waren 
es im Vorjahr 174.000. 

Die Zahl der Straftäter unter 
Flüchtlingen und Zuwander-

ern sei höher als im Schnitt der Be-
völkerung, so de Maiziere. Er verwies 
darauf, dass es vor allem Täter aus ein-
zelnen Staaten seien, die diese Zahl in 
die Höhe trieben. Neben den Balkan- 
und den früheren Sowjetunion-Staaten 
sind es vor allem Zuwanderer aus den 
nordafrikanischen Maghreb-Staaten. 
„Da gibt es nichts zu beschönigen“, 
sagte de Maizière. Algerier, Marok-
kaner oder Tunesier fielen demnach 
durch überdurchschnittlich viele Straf-
taten auf. Sie seien im Verhältnis zu 
ihrer Anzahl deutlich krimineller als 
etwa Flüchtlinge aus Syrien oder dem 
Irak. IMK-Vorsitzender Ulbig betonte, 
dass einzelne Intensivtäter unter den 
Zugewanderten die Statistik verfälsch-
ten: „Es ist nicht hinnehmbar, dass 
eine kleine Anzahl von Zuwanderern 
das Bild über die Flüchtlinge in der 
Öffentlichkeit prägt. Und für Sachsen 
kann ich sagen: circa ein Prozent der 
Zuwanderer sind für fast 40 Prozent 
der Straftaten in diesem Bereich ver-
antwortlich.“

Die Diskussionen, die die Vorstel-
lung der Polizeilichen Kriminalstatis-
tik (PKS) für 2016 ausgelöst haben, 
lassen an die Worte des ehemaligen 

nordrhein-westfälischen Innenmini-
sters Herbert Schnoor erinnern, der 
die Polizei einmal als die „politischste 
aller Verwaltungen“ bezeichnet hat. 
Längst ist die PKS über ihre Bedeu-
tung als Geschäftsbericht der Polizei 
hinausgewachsen, in der „bekannt 
gewordene rechtswidrige Straftaten 
einschließlich der mit Strafe bedrohten 
Versuche, die Anzahl der ermittelten 
Tatverdächtigen und eine Reihe wei-
terer Angaben zu Fällen, Opfern oder 
Tatverdächtigen“, wie das Bundeskri-
minalamt (BKA) dem alljährlichen Be-
richt vorausstellt, aufgelistet sind – also 
dem, womit die Polizei im vergange-
nen Jahr beschäftigt war. Gleichzeitig 
spiegelt die Statistik das Dilemma wi-
der, in der sich die Autoren befinden: 
Je detaillierter sie die Entwicklung der 
registrierten Kriminalität ausleuchten, 
um sich nicht den Vorwurf einzuhan-
deln, etwas zu verheimlichen, umso 
weiter öffnen sich die Tore für Inter-
pretationen aller Art, was die Detail-
lierung ja gerade verhindern soll. 

Wenig Anlass zur Entwarnung 
gibt auch die Entwicklung 

der politisch motivierten Kriminalität 
(PMK), die einen erneuten Höchst-
stand erreicht hat. Der Bundesinnen-
minister sagte: „Das liegt insbeson-
dere an der deutlichen Zunahme der 
politisch motivierten sogenannten 
Ausländerkriminalität um mehr als 
60 Prozent. In diesem Bereich werden 
beispielsweise Straftaten im Namen 
von ausländischen extremistischen Or-
ganisationen wie dem sogenannten IS, 
der PKK oder der Tamil Tigers erfasst.“ 

Bei den Straftaten mit rechter 
Motivation wurden 2016 erneut die 
höchsten Fallzahlen seit Einrichtung 
des Meldedienstes vor 15 Jahren ver-
zeichnet. Bei den politisch motivierten 
Gewalttaten sank die Zahl PMK-links 
um 24,2 Prozent, während sie im Be-
reich der PMK-rechts um 14,3 Prozent 
stieg. Damit liegen nun beide Lager 
mit jeweils rund 1.700 Gewalttaten 
gleichauf. Die politisch motivierte Aus-
länderkriminalität verzeichnet mit 73 
Prozent den höchsten prozentualen 
Anstieg bei absoluten 345 (2015) auf 
597 (2016) Fällen. 

In 38 Fällen kam es im vergangenen 
Jahr zu versuchten und in drei Fällen 
zu vollendeten Tötungsdelikten, die 
insgesamt 14 Todesopfer erforderten. 
Davon entfielen zwölf Tote auf den 
Terroranschlag auf dem Weihnachts-
markt am Breitscheidplatz in Berlin 
am 19. Dezember 2016.                   hol
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DGB und GdP: 
Innere Sicherheit darf nicht 
Dauer-Baustelle bleiben

Der Bundesvorstand des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes (DGB) hat ei-
nen Beschluss mit dem Titel „Inne-
re Sicherheit durch sozialen Frieden 
und einen handlungsfähigen Staat“ 
verabschiedet. Die Gewerkschaften 
fordern darin, dass die Grundlagen 
des freiheitlichen und sozialen 
Rechtsstaates durch entsprechen-
de Investitionen ausgebaut und 
gesichert werden müssen.

NACHRICHTEN

Die Anhängerschaft der Reichsbür-
ger-Ideologie ist mit der Mitgliedschaft 
in der GdP unvereinbar. Diese Feststel-
lung traf der Bundesvorstand der Ge-
werkschaft der Polizei (GdP) auf seiner 
Sitzung am 11. Mai in Brüssel. Daher 
ersucht der Bundesvorstand alle Lan-
desbezirke/Bezirke sowie Bezirks- und 
Kreisgruppen, Ordnungsverfahren ge-
gen GdP-Mitglieder zu beantragen, de-
ren Anhängerschaft zur Reichsbürger-
Ideologie oder deren Mitgliedschaft in 
einer Organisation der Reichsbürger-
Ideologie bekannt ist.

Diese klare Abgrenzung traf die GdP 
nach eingehender Analyse der Ideo-
logie, den politischen Zielen und den 
Aktivitäten der sogenannten „Reichs-
bürger“.

Die Bewegung geriet bundesweit ins 
Licht der Öffentlichkeit, nachdem eine 
sich selbst als Reichsbürger bezeich-
nende Person einen Polizeibeamten bei 
dessen dienstlichen Auftrag, das Haus 

BUNDESVORSTAND

„Reichsbürger“ gehören nicht in die Gewerkschaft der Polizei 
des Tatverdächtigen zu durchsuchen, 
erschossen hat. Seit diesem Ereignis 
wird mit erhöhtem Aufwand das Milieu 
der Reichsbürgerbewegung durch die 
Sicherheitsbehörden untersucht. Dabei 
sind Erkenntnisse gewonnen worden, 
die den Verdacht begründen, dass 
sogenannte Reichsbürger Kontakt zu 
Polizeibeamtinnen und -beamten ha-
ben und Beamte möglicherweise selbst 
Anhänger der Reichsbürger-Ideologie 
sind. Für den Fall, dass auch in den Rei-
hen der GdP Mitglieder sein könnten, 
die im Reichsbürger-Milieu verhaftet 
sind, zieht die GdP mit dem Unver-
einbarkeitsbeschluss die notwendigen 
Konsequenzen.

GdP-Bundesvorsitzender Oliver Mal-
chow: „Die Anhänger der sogenannten 
Reichsbürgerbewegung bekämpfen 
aktiv die freiheitliche demokratische 
Grundordnung Deutschlands. Sie ver-
treten Thesen mit rechtsextremistischer 
Prägung und sie sind teilweise Angehö-
rige von Gruppierungen, die aufgrund 

ihrer Verfassungsfeindlichkeit durch 
die Verfassungsschutzbehörden be-
obachtet werden. Eine Zunahme der 
Aggressivität von „Reichsbürgern“ ist 
zu beobachten, die darin gipfelt, dass 
selbst mit Waffengewalt Widerstand 
gegen rechtstaatlich durchgeführte 
Maßnahmen der Sicherheitsbehörden 
geleistet wird.“ Zusätzliches Bedro-
hungspotenzial gehe, so Malchow, von 
solchen Reichsbürgern aus, denen der-
zeit noch der Besitz und das Führen von 
Schusswaffen gestattet sind.

Der GdP-Bundesvorstand sieht die 
Inhalte der Reichsbürger-Ideologie in 
absoluter Unvereinbarkeit mit den in 
Paragraf 2 Abs. 1 der Satzung kodifi-
zierten Ziele der GdP. Oliver Malchow: 
„Wer die Existenz der Bundesrepublik 
Deutschland und die Gültigkeit der 
freiheitlichen demokratischen Grund-
ordnung negiert, handelt daher gegen 
die Interessen der GdP und verstößt 
individuell gegen die Pflicht, die Ziele 
der GdP jederzeit zu vertreten.“          hol

„Für die innere Sicherheit und für 
die soziale Sicherheit gilt: Nur reiche 
Menschen können sich einen schwa-
chen Staat leisten“, betonte der DGB-
Vorsitzende Reiner Hoffmann. „Viele 
Menschen haben das Vertrauen in die 
Leistungsfähigkeit des Staates verlo-
ren – dieses Vertrauen muss der Staat 
wiedergewinnen.“

Der Bundesvorsitzende der Ge-
werkschaft der Polizei (GdP), Oliver 

Malchow, machte deutlich, dass der 
Staat alles unternehmen müsse, um 
die öffentliche Sicherheit zu gewähr-
leisten. Dazu gehöre, so Hoffmann, 
dass die personellen und materiellen 
Mängel im Bereich der Polizei und 
weiterer Sicherheitsbehörden sowie in 
der Präventionsarbeit „schnellstmög-
lich behoben werden“.

In dem DGB-Beschluss wird aus-
drücklich betont, dass das Gewaltmo-
nopol des Staates vor allem durch die 
Polizei der Länder, der Bundespolizei, 
dem Zoll und den übrigen Ordnungs-
kräften ausgeübt wird. Diese seien, so 
Malchow, in den vergangenen Jahren 
zum Teil drastisch reduziert worden. 
Angesichts vieler hinzugekommener 
personell aufwändiger Aufgaben und 
einem Berg von etwa 20 Millionen 
von Polizeivollzugsbeamten und -an-
gestellten angehäuften Überstunden 
fordert der DGB die Einstellung von 
mindestens 20.000 zusätzlicher Poli-
zeibeamtinnen und -beamten.

Malchow mahnte: „Es ist dringend 
notwendig, dass zunächst die tatsäch-
liche Einsatzfähigkeit der Polizei in 
den einzelnen Polizeibehörden festge-
stellt wird. Dabei ist auch zu erfassen, 
dass viele Kolleginnen und Kollegen 

nur eingeschränkt dienstfähig sind 
oder verkürzt arbeiten. Die schlichte 
Meldung von besetzten Dienstposten 
spiegelt die Einsatzfähigkeit der Poli-
zei nicht wider.“ Die Polizei der Länder 
benötigt dem GdP-Chef zufolge vor 
allem eine deutliche Verstärkung im 
Bereich der Ermittlungsbeamtinnen 
und -beamte, um die notwendige Kri-
minalitätsbekämpfung und Ermitt-
lungsarbeit wirkungsvoll bewältigen 
zu können.

Um die Präsenz der Polizei im öf-
fentlichen Raum, die Nähe zu den Bür-
gerinnen und Bürger zu erhöhen und 
auch schnellere Reaktionen im Ernst-
fall zu gewährleisten, sei eine deut-
liche Verstärkung der uniformierten 
Polizeibeamtinnen und -beamten 
notwendig. Malchow sagte: „Das Si-
cherheitsgefühl der Menschen wird 
nicht ausschließlich durch Terrorakte 
negativ beeinflusst. Wenn die Bevöl-
kerung die Überzeugung entwickelt, 
dass Wohnungseinbrüche, Fahrrad-
diebstähle oder Sachbeschädigungen 
offenbar ungeahndet bleiben, weil 
aufgrund von Personalmangel eine 
sachgerechte Bearbeitung unterbleibt, 
ist der Rechtsstaat in Gefahr.“      

                                                     wsd
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„Dabei gerät die Polizei immer häu-
figer unter wachsenden Druck von 
Politik und Gesellschaft, diese Tä-
tigkeiten richtig auszuführen, keine 
Spuren zu übersehen und immer, am 
besten stündlich, einen neuen Ermitt-
lungsstand kund zu tun“, so Komolka. 
Die Polizei jedoch „erstmal mal ihre 
Arbeit machen zu lassen“ rücke da-
bei immer weiter nach hinten. „All 
das sind Situationen, die wir in der 
Ausbildung und im Studium zwar be-
handeln, für die Praxis jedoch nur ge-
ringes ‚Rüstzeug‘ bekommen und die 
glücklicherweise nicht jeden Tag vor-
kommen.“ Die Auseinandersetzung 
mit Extremismus sei heute, wie lange 
nicht mehr, erforderlich. 

Zu ihrer Fachtagung hatten die 
jungen Gewerkschafter hochka-

rätige Referenten geladen. Wolfgang 
L. Würz, Leitender Kriminaldirektor 
a.D. des Bundeskriminalamtes (BKA), 

Fachtagung beleuchtet Strategien gegen 
Extremismus und Populismus

Von Rüdiger Holecek

Als „urgewerkschaftliche und historische gewachsene Aufgabe“ hat 
der Bundesvorsitzende der JUNGEN GRUPPE (GdP), Kevin Komolka, die 
Auseinandersetzung mit Erscheinungsformen, Entwicklungen und Heraus-
forderungen des Extremismus und Populismus bezeichnet. Zum Auftakt 
einer Fachtagung von über 50 jungen Polizistinnen und Polizisten aus 
dem gesamten Bundesgebiet Anfang Mai in Hannover sagte Komolka 
„Ob Attacken gegen Flüchtlinge in Bautzen, brennende Autos und Stra-
ßenkämpfe in Hamburg, der Terroranschlag vom Breitscheidplatz oder 
mutmaßlich rechtsextreme Netzwerke in der deutschen Bundeswehr. In 
jedem Fall ist die Polizei betroffen, die jeweiligen Lagen unter Kontrolle 
zu bekommen und Ermittlungen zu tätigen.“

gab einen Überblick über die aktu-
elle Entwicklung des gewaltbereiten 
Extremismus, stellte Chancen und Ri-
siken einer neuen Sicherheitsarchitek-
tur dar. Die Zahlen, die er mitbrachte, 
bestätigten Komolkas These.

Nach Armut und sozialer Ge-
rechtigkeit sind einer Statis-

ta-Veröffentlichung zufolge Krimi-
nalität und Gewalt, Einwanderung, 
Terrorismus und Extremismus die                                     
am stärksten von Angst besetzten The-
men in der Bevölkerung. Während 
das linksextreme Potenzial und das 
Mitgliederpotenzial extremistischer 
Ausländerorganisationen (ohne Isla-
mismus) leicht gesunken seien, habe 
das Rechtsextremismuspotenzial deut-
liche Zuwächse verzeichnet. Salafis-
tische Bestrebungen hätten signifikant 
zugenommen. Würz betonte, dass Kri-
minalität in ihrer Gesamtheit stets ein 
wichtiger Indikator für die Verfasst-

heit einer Gesellschaft sei, eine seg-
mentierte Betrachtung nur einzelner 
Kriminalitätsfelder dagegen häufig in 
die Irre führe. Würz: „Die Detaildia-
gnose ist in einer Sicherheitsanalyse 
der letzte Schritt, bevor man sich an 
die Diskussion möglicher Therapien 
wagen kann.“

Wenige Tage vor der Veran-
staltung hatte Bundesinnen-

minister Thomas de Maizière die Po-
lizeiliche Kriminalstatistik (PKS) 2016 
vorgestellt (siehe Bericht Seite 24). 
Um die Veröffentlichung dieser Zah-
len herum erlebte die Öffentlichkeit 
eine Kaskade „segmentierter Betrach-
tungen“, je nach weltanschaulicher 
Provenienz. Die zunehmende Militanz 
der rechten Szene war Gegenstand 
eher linker und links-liberaler Publi-
kationen, während konservative bis 
rechte Veröffentlichungen sich dem 
erstmals in der Kriminalstatistik ein-
geführten „Zuwanderer“ als neuen 
Typus der Tatverdächtigen auseinan-
dersetzten und zu dem Fazit kamen, 
„dass die Zahl der Straftaten durch 
Zuwanderer deutlich gestiegen“ ist. 

Würz betonte: „Der Anstieg der 
registrierten Straftaten um 0,7 

Prozentpunkte bei einem Rückgang 
der Häufigkeitszahl um 0,5 Prozent-
punkte liegt in der langjährigen Be-
trachtung im unteren Normbereich 
und zeigt keine signifikante oder 
auffallende Veränderung bei der Be-
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trachtung der Kriminalitätsentwick-
lung.“ Die objektive Sicherheit und 
das subjektive Sicherheitsgefühl der 
Bevölkerung klafften weit auseinan-
der. „Betrachten wir nun alle Daten, 
Fakten, Ereignisse und Informatio-
nen noch hinsichtlich ihrer zeitlichen 
Konzentration, so erscheint nicht nur 
das angespannte Sicherheitsgefühl der 
Bevölkerung berechtigt, sondern die 
aktuelle Sicherheitslage gibt auch für 
die verantwortlichen Handlungsträger 
in den Sicherheitsbehörden und der 
Politik berechtigten Anlass zur Sorge. 
Entstehen doch gerade in derartigen 
Lagen erfahrungsgemäß Wechsel-
wirkungen oder Aufschaukelungs-
prozesse zwischen den betroffenen 
Konfliktbereichen beziehungsweise 
den konkurrierenden extremistischen 
Szenen.“

Das Fazit von Würz: „Das An-
wachsen extremistischen 

Verhaltens, unabhängig von der po-
litischen, weltanschaulichen oder reli-
giösen Motivation der Akteure, ist eine 
gewichtige Mahnung, ein wichtiges 

Indiz dafür, dass unsere offene, am 
Konsens und Kompromiss orientierte, 
demokratische Gesellschaftskultur in 
Bedrängnis gerät.“ Dabei seien, so 
Würz, das Anwachsen extremistischen 
Verhaltens, unabhängig von der poli-
tischen, weltanschaulichen oder reli-

Teilnehmerinnen und Teilnehmer der JUNGE-GRUPPE-Fachtagung in Hannover. 				              Fotos (3): Holecek

Bundesjugendvorsitzender Kevin Komolka

Moderator Alexander Poitz, Vorsitzender der 
Brandenburger JUNGEN GRUPPE
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giösen Motivation der Akteure, eine 
gewichtige Mahnung, ein wichtiges 
Indiz dafür, „dass unsere offene, am 
Konsens und Kompromiss orientierte, 
demokratische Gesellschaftskultur in 
Bedrängnis gerät.“ 

Auch Dr. Marwan Abou-Taam vom 
Landeskriminalamt Rheinland-Pfalz 

nahm die Widersprüche zwischen ob-
jektiver Sicherheit und subjektivem 
Sicherheitsgefühl unter die Lupe. „Die 
objektive Dimension von Sicherheit 
kann in den Bereichen Statussicher-
heit, Rechtssicherheit und des insti-
tutionellen Arrangements, das als ge-
eignet erscheint, innere und äußere 
Bedrohungen abzuwehren, lokalisiert 
werden. Dies impliziert für den moder-
nen Staat die Aufgaben: Minimierung 
von Unsicherheiten, Beseitigung von 
Gefahren, Verminderung von Risiken, 
Prävention, Schutz vor Katastrophen 
sowie Ahndung von Gesetzesverstö-
ßen“, sagte der Fachmann. Die subjek-
tive Ebene hingegen sei nur indirekt 
und hauptsächlich durch sozialpsycho-
logische Instrumentarien beeinfluss-
bar. Beide Phänomene entwickelten 
sich unabhängig voneinander. 

Während für die Herstellung ob-
jektiver Sicherheit den politi-

schen und staatlichen Akteuren (Ge-
setzesänderungen, Verstärkung der 
Sicherheitskräfte, Umstrukturierungen 
der Sicherheitsarchitektur, neue Be-
kämpfungsstrategien) zahlreiche 
rechtsstaatliche Optionen zur Verfü-
gung stehen, wird das Sicherheitsge-
fühl der Bürgerinnen und Bürger von 
Faktoren beeinflusst, bei denen die 
Sicherheitsbehörden keine Karten ha-
ben. Zum Beispiel in der Bildung. Da-
bei könnte helfen, den zunehmenden 

Ängsten vor Überfremdung und damit 
den zunehmenden fremdenfeindlichen 
Strömungen zumindest durch mehr 
Wissen über diejenigen zu begegnen, 
die diese Ängste auslösen. So bemüht 
sich Dr. Abou-Taam seit Jahren in 
Vorträgen und Veröffentlichungen 
um eine differenzierte Betrachtung 

Wolfgang L. Würz            Fotos (2): Holecek Dr. Marwan Abou-Taam
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des Islam und des Islamismus. Sein 
immer wieder kehrendes Thema: die 
Unterschiede zwischen Glaube und 
Ideologie.

So lebten in Deutschland vier bis 
fünf Millionen Muslime. Davon 

sind nach Einschätzung der Sicher-
heitsbehörden 40.000 Islamisten und 
davon, allerdings mit steigender Ten-
denz, rund 10.000 solche der gefährli-
cheren Sorte, nämlich Salafisten.

Abou-Taam: „Nicht die Religion 
ist der Schlüssel zum Verständ-

nis der Gesellschaft, sondern die Ge-
sellschaft ist der Schlüssel zum Ver-
ständnis der Religiosität.“ Muslime/
ethno-nationale Gruppen würden viel 
zu oft als homogene Einheiten be-
trachtet, analysiert und politisiert. Das 
hat Folgen. Abou-Taam: „Eine Kon-
stituierung der Muslime als ethnisch 
geschlossene Gemeinschaft reduziert 
die Eingliederungschancen, Identi-
tät wird oft auf Religion reduziert. Es 
gibt heterogene Akteure und Akteurs-
strukturen auf Gemeinde, Landes- und 
Bundesebene.“

Die islamische Welt verstehen 
zu wollen, ohne Islamwissen-

schaftler zu sein, ist, wie die Teilneh-
mer der JUNGE-GRUPPE-Fachtagung 
schnell feststellten, eine Herausfor-
derung. Dennoch ist es ihre beruf-
liche Aufgabe, Fundamentalisten, 
Extremisten und Terroristen von der 
überwiegenden Mehrheit „rechtschaf-
fender“ Gläubiger zu unterscheiden, 
die übrigens weltweit stärker unter 
den innerreligiösen Konflikten leiden, 
als Gläubige anderer Religionen. So 
sind den Terroranschlägen des isla-
mistischen Terrorismus weitaus mehr 
Muslime zum Opfer gefallen, als Gläu-
bige anderer Religionen. Abou-Taam: 
„Islamismus politisiert die Religion 
und verbindet politische Ziele mit re-
ligiösen Überzeugungen. Religiöse In-
halte und Symbole werden zur Schaf-
fung einer politischen Ideologie und 
Legitimation politischer Handlungen 
benutzt. Die Feinbilder sind primär die 
USA und Israel, Verbündete der USA 
und die Regierungen pro-westlicher 
islamischer Staaten.“ Was die Lage 
schwierig macht: Alle islamistischen 
Bewegungen bekennen sich zu den 
Lehren des Islam und alle beanspru-
chen für sich, die einzig wahre Inter-
pretation des Islam zu besitzen.

Die doppelte Krise der islamischen 
Gesellschaften beschreibt Abou-Taam 

so: „Konfliktbeladene Heterogenität, 
die nicht überwunden werden kann, 
und immer zu Auseinandersetzungen 
führt. Aufgrund der inneren Schwä-
che, die sich aus dem Versagen der 
Nationalstaaten, sowie den innerisla-
mischen Zerwürfnissen ergeben, kön-
nen weltpolitische Ansprüche nicht 
nach außen transportiert werden. Der 
Fundamentalismus will dies durch eine 
Rückorientierung auf den utopischen 
Zustand des Ur-Islams überwinden.“ 

Staat und Gesellschaft in Deutsch-
land sehen sich vor allem mit drei Pro-
blemgruppen konfrontiert: eingewan-
derte radikalisierte Muslime, Muslime, 
die emotional mit Herkunftsländern 
verbunden sind und Islamismus als 
Jugend- und/oder Protestkultur. Kon-
vertiten nicht zu vergessen.

Abou-Taam plädierte dafür, ein 
besonders wachsames Auge 

auf jugendaffine Angebote bei der 
Mobilisierung zum Jihad zu haben. 
Islamseminare, Islamvorträge, Kund-
gebungen, Werbung im Internet be-
dürfen nach seinen Worten einer be-

sonderen Aufmerksamkeit. Ziemlich 
unverhohlen kritisierte er, dass Koran-
Verteilaktionen wie „Lies!“, die nach 
seinen Beobachtungen von Anfang an 
ein massives Anwerbegeschäft der Sa-
lafisten waren, so lange ungeschoren 
betrieben werden konnten.

Auf ihrer Tagung bemühte sich die 
JUNGE GRUPPE (GdP), vor allem 

GdP-Vize Dietmar Schilff, im Geschäftsführenden GdP-Bundesvorstand für die JUNGE 
GRUPPE (GdP) zuständig. 					                Foto: Holecek
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POLIZEILICHE BERUFSETHIK
Ein Studienbuch
Von Ulrike Wagener.

Ausgehend von Fallbeispielen will dieses Studienbuch
zur ethischen Analyse polizeilicher Alltagspraxis und zur
Reflexion des eigenen Berufsverständnisses anleiten. Im
Einzelnen handelt die Autorin folgende Themen ab:

• Berufsbilder und Berufsmotivation,
• der Diensteid als „Hochleistungsversprechen“,
• Achtung und Schutz der Menschenwürde als polizei-

liche Aufgabe,
• die neuere Diskussion um die Folter,
• Menschenwürde der Polizeibeamtin/des Polizeibeamten,
• die Herausforderungen des staatlichen Gewaltmonopols,
• legitime und illegitime Gewalt,
• Umgang mit Opfern und Tätern bei häuslicher Gewalt,
• Verhältnis von Professionalität und Mitgefühl,
• Umgang mit Hinterbliebenen,
• Überbringen von Todesnachrichten,
• Verhältnis von Fürsorge und Selbstsorge,
• Umgang mit Stress und eigener Belastung.

Das Buch ist konzipiert für die polizeiliche Aus- und
Fortbildung; insbesondere richtet es sich an Studierende
im Bachelor-Studiengang für den gehobenen Polizeivoll-
zugsdienst. Es vermittelt prüfungsrelevante Kompetenzen
ethischen Denkens und Urteilens. Arbeitsaufgaben und
Kontrollfragen ermöglichen es, den eigenen Lernfort-
schritt selbstständig zu überprüfen.
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Dr. Ulrike Wagener, Professorin für Berufsethik an der
Hochschule für Polizei Baden-Württemberg in Villingen-
Schwenningen.
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Die Bedeutung von Vertrauen und das Potenzial für Misstrauen im PolizeiberufKein Beruf wie jeder andere!

1.1 Die Bedeutung von Vertrauen und das Potenzial für Miss-
trauen im Polizeiberuf

Die Polizei genießt in der Bundesrepublik Deutschland ein hohes gesellschaftliches Vertrau-
en. Dies zeigt sich in den regelmäßig durchgeführten Umfragen zum Vertrauen der Bevöl-
kerung in Institutionen. In der letzten Befragung von November 2014 gaben 79 % von 1610
Befragten ab 15 Jahren an, der Polizei eher zu vertrauen, und nur 17 %, ihr eher nicht zu ver-
trauen (TNS Infratest 2014). Eine Studie von 2012mit 3480 Befragten ab 18 Jahren erbrachte
das Ergebnis, dass insgesamt 70 % der deutschen Wohnbevölkerung der Polizei Vertrauen
bzw. großes bis sehr großes Vertrauen entgegenbringen (TNS Infratest 2012).

Im Vergleich mit anderen Institutionen belegt die Polizei in den Vertrauensumfragen seit
Jahrzehnten einen der vorderen Ränge oder sogar den Spitzenplatz (vgl. Abb. 1).

Abb. 1: Vertrauen in Institutionen in Deutschland. Quelle: Ipsos GmbH 2010

Bremer Einsatzerfahrungen 2011
„Ich war erschrocken über die Gewalt, die aus derMenschenmenge hervorging“, berichtete
am Dienstag ein Polizist, der am Wochenende dabei war. „Nicht linkes Klientel hat den
Ärger verursacht, der normale Bürger hat uns attackiert“, sagte der Beamte, seit 32 Jahren
im Polizeidienst. „Wir wurden vonMenschen bespuckt und beschimpft, die eigentlichmein
Papa oder mein Opa hätten sein können“, zeigte sich eine junge Polizistin noch zwei Tage
nach dem Einsatz betroffen. „Es war erschreckend zu sehen, dass uns normale Bürger von
17 bis 60 Jahren gezielt attackiert haben“, sagte ein Kollege.

Gewalt gegen Polizei in Bremen,
Hamburger Abendblatt 6.9. 2011
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Basis 1.000 Personen ab 14 Jahren, Feldzeit: 09.-12. April 2010
Frage: Bitte geben Sie an, wie sehr Sie den einzelnen Bereichen und Institutionen in Deutschland vertrauen.
Antworten Sie anhand einer Skala von 1= „vertraue ich sehr“ bis 5= „vertraue ich überhaupt nicht“.

Kapitel 1 Kein Beruf wie jeder andere!
Ein erster Zugang zu ethischen Herausforderungen der polizei-
lichen Arbeit

Im Dienstrecht heute ging es um die „volle Hingabe“. Müssen wir wirklich alles geben?
Das hat doch Grenzen!? Ich hab erst mal eins von diesen „Whatmy buddies think I do“-
Postern rumgeschickt – echt witzig! Kennt ihr die? War der Lacher!

Weißt du,Marc, worauf es als Allererstes ankommt? Dass du nach der Schicht heil nach
Hause kommst. Und warum sollten wir eigentlich bessere Menschen als der Rest sein?
Die Polizei ist doch einfach nur ein Querschnitt der Gesellschaft.

Wir haben in Berufsethik einen Satz diskutiert, „polizeilicher Imperativ“ hieß der: „Ver-
halte dich so, als ob von dir ganz allein und ganz persönlich das Ansehen und die Wirk-
samkeit der Polizei abhinge.“ Da ist was dran: Ein einziger Kollege, der Mist baut – und
sofort ist das Vertrauen in die gesamte Polizei beschädigt.

Bearbeiten Sie die folgenden Aufgaben und verwenden Sie dabei die Materialien
1.1–1.7 sowie die weiterführende Literatur aus Kap. 1.8.

1. Analysieren Sie das Leitbild Ihrer eigenen Polizei (oder das Leitbild der Polizei Ba-
den-Württembergs, Abb. 6) mithilfe des Wertevierecks von Wieland (Abb. 3): Aus
welchem Bereichen stammen die im jeweiligen Leitbild vertretenen Werte?

2. Vergleichen Sie das Leitbild Ihrer eigenen Polizei (oder das Leitbild der Polizei Ba-
den-Württembergs, Abb. 6) mit den Handlungsmustern der Polizistenkultur nach
Rafael Behr (Abb. 7).

3. Sofern Sie in Ihrer bisherigen Ausbildung schon Praxiserfahrung gesammelt haben:
Welche der Handlungsmuster nach Rafael Behr haben Sie in der polizeilichen Praxis
wiedergefunden? Werden diese von den Kolleginnen und Kollegen in „Reinform“
oder mit Modifikationen vertreten?

4. Was sind Ihrer Ansicht nach die wichtigsten Eigenschaften eines guten Polizisten
oder einer guten Polizistin? Vergleichen Sie Ihre Liste mit der Ihrer Mitstudieren-
den sowie mit der Liste positiver Eigenschaften in Abb. 9.

5. Mit welchem der in Kap. 1.6 dargestellten Berufsbilder können Sie sich am ehesten
identifizieren, mit welchem am wenigsten?

6. Darf man einen Eid brechen? Diskutieren Sie in Ihrer Studiengruppe Pro und Con-
tra.

7. Die polizeiliche Berufsausübung kann einzelne Beamtinnen oder Beamte manch-
mal in einen Gewissenskonflikt führen. Überlegen Sie, in welchen (Einsatz-)Situati-
onen das der Fall sein kann. Was tut die Organisation Polizei dafür, um Gewissens-
konflikte bei den Einzelnen möglichst zu vermeiden?

8. Steht im Fall eines Gewissenskonfliktes das Gewissen über oder unter demGesetz?
Begründen Sie Ihre Meinung.

MARC
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Strategien auszuleuchten, die Radika-
lisierungsprozessen vorbeugen und sie 
durchbrechen können, mit dem Ziel, 
insbesondere immer jüngere Anhän-
ger beiderlei Geschlechts für Familie 
und Gesellschaft zurückzugewinnen. 
Dem widmeten sich durch die Vorstel-
lung ihrer Projekte Uwe Lietzau vom 
Niedersächsischen Ministerium für 
Inneres und Sport sowie Thomas Mü-
cke vom Violence Prevention Network 
e.V. Lietzau wies darauf hin, dass ein 
Viertel der 920 Islamisten aus Deutsch-
land, die nach Syrien oder Irak gereist 
waren, Frauen sind. Der überwiegende 
Teil ist unter 30 Jahre. Ein Drittel der 
Ausgereisten ist wieder nach Deutsch-
land zurückgekehrt. Derzeit werden 
in allein in Niedersachsen 33 terroris-
tische Strafverfahren (gemäß Paragraf 
89 a/b/c, 129 a/b Strafgesetzbuch) und 
125 Gefahrenermittlungsvorgänge mit 
islamistischem Hintergrund geführt. 
Die Anzahl islamistischer Gefährder in 
Niedersachsen liegt bei 55 Personen, 
die Anzahl relevanter Personen bei 29 
Personen.

Die Arbeit mit Radikalisierten 
(Schwerpunkt: Ausreisewilli-

ge und Rückkehrer aus Syrien), Ar-
beit im Strafvollzug mit extremistisch 
motivierten Gewalttätern, Arbeit mit 
Radikalisierungsgefährdeten, und Be-
ratung für Eltern im Kontext Islamis-
mus sind die Haupttätigkeitsfelder von 

Violence Prevention Network e.V. Ne-
ben der internationalen Arbeit betreibt 
die Organisation eine Akademie für 
Beratung, Qualifizierung, Fortbildung, 
wissenschaftliche Begleitung und gibt 
einschlägige Publikationen heraus.

Der extremistische Salafismus 
eröffne sich Zugang zu Jugend-

lichen, so Mücke, mit einer jugendkul-
turellen Ansprache, eröffne eine Jen-
seitsperspektive, vermittele Halt und 
Geborgenheit in einer einzigen Ge-
meinschaft, böte Gewalt- und Hassven-
tile und propagiere einen exklusiven 
Wahrheitsanspruch. Charismatische 
männliche Autoritäten vermittelten 
überzeugend auch gescheiterten Ju-
gendlichen: „Egal, welche Scheiße 
du gebaut hast, bei uns bist du rich-
tig.“ Eltern, Lehrer, Freunde, Polizei 
– alle, die das Scheitern reflektieren, 
dürfen getrost abgewertet werden. 
Mehr noch: Die Jugendlichen werden 
in dem, was sie getan haben, bestätigt.

Violence Prevention bezieht in 
seine Arbeit lokale Akteure 

der allgemeinen Prävention, der schu-
lischen und außerschulischen Bildung, 
muslimische Communities (Moschee-
vereine, Verbände), Eltern und An-
gehörige, Beratungsstelle des BAMF, 
Sicherheitsbehörden, Bewährungshil-
fe, Jugendarrest und Strafvollzug und 
Einrichtungen von Flüchtlingsorga-

nisationen mit ein. Der Verein bietet 
Informations-, Sensibilisierungs- und 
Fortbildungsveranstaltungen zur Früh-
erkennung und Stärkung der Hand-
lungskompetenz bei Lehrerinnen und 
Lehrern, für Sicherheitsbehörden, 
Bewährungshilfe und Bedienstete im 
Strafvollzug.

Die Vorgehensweise von Vio-
lence Prevention, so Mücke, 

gliedere sich in folgende Arbeits-
schritte: Erfassung einer gefährdeten 
Person, Überprüfung der Gefähr-
dungssituation (Zusammenarbeit 
mit den Sicherheitsbehörden bei si-
cherheitsrelevanten Fällen – 14-tä-
gige Sitzungen), Problemanalyse und 
Kontaktaufnahme zum Klienten oder 
zur Klientin (2 Wochen), Aufbau und 
Stabilisierung einer Arbeitsbeziehung 
(4 Wochen), Sofortintervention (4 Wo-
chen), Fortführung der thematischen 
Dialogarbeit (6 Monate), Entwicklung 
und Umsetzung eines persönlichen 
Zukunftsplanes (6-12 Monate). Ein Fall 
gilt erst als abgeschlossen, wenn eine 
Selbst- und Fremdgefährdung, das 
Begehen neuer Straftaten nicht mehr 
wahrscheinlich erscheint. Auch dürfen 
keine Kontakte zur extremistischen 
Szene mehr bestehen und eine Neuori-
entierung jenseits des extremistischen 
Gedankengutes erfolgt ist. Mücke: 
„Wir geben erst auf, wenn die soziale 
Integration in den wichtigen Lebens-

Uwe Lietzau Thomas Mücke               Fotos (3): Holecek

Prof. Dr. Hans-Gerd Jaschke
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„Ich war erschrocken über die Gewalt, die aus derMenschenmenge hervorging“, berichtete
am Dienstag ein Polizist, der am Wochenende dabei war. „Nicht linkes Klientel hat den
Ärger verursacht, der normale Bürger hat uns attackiert“, sagte der Beamte, seit 32 Jahren
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Papa oder mein Opa hätten sein können“, zeigte sich eine junge Polizistin noch zwei Tage
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17 bis 60 Jahren gezielt attackiert haben“, sagte ein Kollege.

Gewalt gegen Polizei in Bremen,
Hamburger Abendblatt 6.9. 2011

Vertrauen gegenüber ...

der Polizei

dem Rechtssystem

der Bundeswehr

dem Gesundheitssystem

dem Bildungssystem

der Presse / den Medien

der evangelischen Kirche

der aktuellen Bundesregierung

den Banken

der katholischen Kirche

Angaben in %, Top 2 Boxes

55
56

51

35
38

27

34
36

27

24
25

21

23
23
23

17
18

14

17
17
16

15
15
14

14
14
15

7
7
6

Gesamt
West
Ost

Basis 1.000 Personen ab 14 Jahren, Feldzeit: 09.-12. April 2010
Frage: Bitte geben Sie an, wie sehr Sie den einzelnen Bereichen und Institutionen in Deutschland vertrauen.
Antworten Sie anhand einer Skala von 1= „vertraue ich sehr“ bis 5= „vertraue ich überhaupt nicht“.

Kapitel 1 Kein Beruf wie jeder andere!
Ein erster Zugang zu ethischen Herausforderungen der polizei-
lichen Arbeit

Im Dienstrecht heute ging es um die „volle Hingabe“. Müssen wir wirklich alles geben?
Das hat doch Grenzen!? Ich hab erst mal eins von diesen „Whatmy buddies think I do“-
Postern rumgeschickt – echt witzig! Kennt ihr die? War der Lacher!

Weißt du,Marc, worauf es als Allererstes ankommt? Dass du nach der Schicht heil nach
Hause kommst. Und warum sollten wir eigentlich bessere Menschen als der Rest sein?
Die Polizei ist doch einfach nur ein Querschnitt der Gesellschaft.

Wir haben in Berufsethik einen Satz diskutiert, „polizeilicher Imperativ“ hieß der: „Ver-
halte dich so, als ob von dir ganz allein und ganz persönlich das Ansehen und die Wirk-
samkeit der Polizei abhinge.“ Da ist was dran: Ein einziger Kollege, der Mist baut – und
sofort ist das Vertrauen in die gesamte Polizei beschädigt.

Bearbeiten Sie die folgenden Aufgaben und verwenden Sie dabei die Materialien
1.1–1.7 sowie die weiterführende Literatur aus Kap. 1.8.

1. Analysieren Sie das Leitbild Ihrer eigenen Polizei (oder das Leitbild der Polizei Ba-
den-Württembergs, Abb. 6) mithilfe des Wertevierecks von Wieland (Abb. 3): Aus
welchem Bereichen stammen die im jeweiligen Leitbild vertretenen Werte?

2. Vergleichen Sie das Leitbild Ihrer eigenen Polizei (oder das Leitbild der Polizei Ba-
den-Württembergs, Abb. 6) mit den Handlungsmustern der Polizistenkultur nach
Rafael Behr (Abb. 7).

3. Sofern Sie in Ihrer bisherigen Ausbildung schon Praxiserfahrung gesammelt haben:
Welche der Handlungsmuster nach Rafael Behr haben Sie in der polizeilichen Praxis
wiedergefunden? Werden diese von den Kolleginnen und Kollegen in „Reinform“
oder mit Modifikationen vertreten?

4. Was sind Ihrer Ansicht nach die wichtigsten Eigenschaften eines guten Polizisten
oder einer guten Polizistin? Vergleichen Sie Ihre Liste mit der Ihrer Mitstudieren-
den sowie mit der Liste positiver Eigenschaften in Abb. 9.

5. Mit welchem der in Kap. 1.6 dargestellten Berufsbilder können Sie sich am ehesten
identifizieren, mit welchem am wenigsten?

6. Darf man einen Eid brechen? Diskutieren Sie in Ihrer Studiengruppe Pro und Con-
tra.

7. Die polizeiliche Berufsausübung kann einzelne Beamtinnen oder Beamte manch-
mal in einen Gewissenskonflikt führen. Überlegen Sie, in welchen (Einsatz-)Situati-
onen das der Fall sein kann. Was tut die Organisation Polizei dafür, um Gewissens-
konflikte bei den Einzelnen möglichst zu vermeiden?

8. Steht im Fall eines Gewissenskonfliktes das Gewissen über oder unter demGesetz?
Begründen Sie Ihre Meinung.

MARC

ALEX
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schaftsarbeit solidarisch und integrie-
rend ist. Rechtspopulismus kollidiert 
mit Grundwerten, wenn völkisches, 
rassistisches, fremdenfeindliches und 
menschenverachtendes Gedankengut 
formuliert wird.“ Kallnich rät, rassi-
stische und fremdenfeindliche Themen 
innergewerkschaftlich aufzuarbeiten, 
ihnen Raum geben und darüber spre-
chen, nach innen und außen Tabus 
verdeutlichen und klare Kante zeigen 
und politische Akteure zu legitimieren. 
Kallinich: „Nicht alle in einen Topf 
werfen, denn nicht alle sind gegen 
die Interessen der Gewerkschaftsmit-
glieder.“ Gewerkschaften sollten sich 
als klare Alternativen und Fürsprecher 
derer darstellen, die sich von „denen 
da oben“ vernachlässigt fühlen. Sie 
sollten Teilhabe ermöglichen, denn 
Partizipationsmöglichkeiten senkten 
die Anfälligkeit. 

„Kann der Alten nicht irgendjemand 
in den Kopf schießen? Das muss doch 
mal ein Ende haben. Unglaublich, 
was die dem Land und den Deut-
schen antut!“ „…warum wird dieses 
Biest nicht gesteinigt … so eine hat 
doch Null Charakter … für Geld und 
Macht verkauft die sich zur Not auch 
selbst …“ solche und ähnliche Sät-
ze postete die NPD auf ihrer Face-
book-Seite über die Grünen-Politike-
rin Claudia Roth. Sie gehört zu den                                                             
Politikerinnen und Politikern, über die 
auf den sogenannten sozialen Medi-
en ganze Dreckkübel ausgeschüttet 
werden. Und es bleibt nicht bei ent-
grenzten verbalen Beleidigungen und 
Drohungen. Wenig Erfreuliches also, 
was Mark Haarfeldt von der Initiative 
„Mach meinen Kumpel nicht an! – für 
Gleichbehandlung gegen Fremden-
feindlichkeit und Rassismus e.V.“ bei 
seiner Analyse der Massenmedien im 
Zusammenhang mit Rechtspopulismus 
herausfand. Die Verfolgung und Ver-
urteilung von Hassbotschaften sind für 
Sicherheitsbehörden und Justiz eine 
neue Belastung ihrer ohnehin großen 
Aufgabenfülle. „Wir bekommen auch 
Drohungen, insbesondere die Frauen 
werden ganz schlimm per Privatnach-
richt angegangen, und man wünscht 
ihnen Vergewaltigungen. Und dann 
meldet man das und erhält dann eine 
Nachricht, die sagt: (…) ‚Wir können 
hier keine hetzerischen Inhalte fest-
stellen‘. Und dann guckt man sich das 
Profil an und da laufen Leute mit einer 
Reichskriegsflagge herum.“ (Hannes 
Ley von der Initiative #ichbinhier, Ja-
nuar 2017). 

bereichen erfolgt und die Fähigkeit zu 
einer eigenverantwortlichen Lebens-
führung erkennbar ist. Auch dürfen 
alle beteiligten Akteure wie Familie, 
Schule und Sicherheitsorgane keine 
weiteren Handlungsbedarf mehr als 
notwendig erachten.“

„Wir“ und „die Anderen“, um diese 
simple Unterscheidung dreht sich nach 
Auffassung von Prof. Dr. Hans-Gerd 
Jaschke vom Fachbereich Polizei und 
Sicherheitsmanagement der Hoch-
schule für Wirtschaft und Recht Ber-
lin die Erzählung des Rechtspopulis-
mus. „Wir da unten“ – „Die da oben“, 
„Wir, das Volk, die Einheimischen“ 
– „Fremde, Einwanderer, Nicht-Dazu-
gehörige“, „hier die Tradition (unsere 
Werte“ – „dort die Werte und die kul-
turelle Praxis der Anderen“. Fast jede 
populistische Partei in Europa bedient 
sich dieser klischeehaften angeblichen 
Gegensätze. Die Botschaften sollen 
jene erreichen, die sich als „Moder-
nisierungsverlierer“ fühlen, obwohl 
die Protagonisten dieser Bewegungen 
oft gar nicht dazugehören – ebenso 
wie viele Anhänger, die allerdings 
den Verlust ihres sozialen Status be-
fürchten. 

Die Vereinfachung, die Reduktion 
von Komplexität in einer modernen 
Welt, ist das probate Mittel.

Daniela Kallinich von der Landes-
zentrale für politische Bildung 

(LPB) Niedersachsen: „Demokratische 
Grundwerte werden zur Disposition 
gestellt, die Grenzen des Sagbaren ver-
schieben sich und der Tabubruch wird 
zur Regel.“ Wie also mit Bürgerinnen 
und Bürgern umgehen, die rechtspo-
pulistischen Ideen gutheißen? Kalli-
nich: „Mit politischer Bildung – aber: 
Sie erreicht in der Regel nur die, die 
sowieso schon interessiert und infor-
miert sind.“ Sie rät zu handeln, bevor 
das Kind in den Brunnen fällt. Die Die 
LPB in Niedersachsen bemühe sich, 
Tools und Methoden für Menschen 
zu entwickeln, die sonst nicht in den 
Genuss politischer Bildung kommen. 
Angesichts der Tatsache, dass auch 
Gewerkschafter nicht immun gegen 
rechtspopulistische Propaganda sind 
und viele bei Landtagswahlen ihre 
Stimme der Alternative für Deutsch-
land (AfD) gegeben haben, sieht 
Kallinich den Rechtspopulismus als 
Herausforderung für die Gewerkschaf-
ten. „Rechtsextreme Einstellungen 
sind unter Gewerkschaftsmitglie-
dern in der Bundesrepublik genauso 
weit verbreitet wie unter Nicht-Mit-
gliedern“, sagt sie und warnt: „Die 
Grundsätze rechtspopulistischer Par-
teien brechen mit den Grundwerten 
der Gewerkschaften. Populismus ist 
in seiner Wesenseigenheit spaltend 
und ausgrenzend, während Gewerk-Daniela Kallinich            

Mark Haarfeldt                Fotos (2): Holecek
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POLIZEI IN STAAT UND GESELLSCHAFT
Politikwissenschaftliche und soziologische Grundzüge
Von Bernhard Frevel (Hrsg.).

Dieses studienbegleitende Lehrbuch stellt die politik-
wissenschaftlichen und soziologischen Grundlagen für
die Polizeiarbeit dar. Während die Politikwissenschaft
Analysen bereitstellt, um die Polizei und ihr Handeln zu
verstehen, bietet die Soziologie unverzichtbares Hinter-
grundwissen, um die Bedeutung gesellschaftlicher Struk-
turen und Prozesse für die Gewährung von Sicherheit und
Ordnung zu erfassen und als Polizei hierauf zu reagieren.

In zehn Kapiteln beschreiben die Autorinnen und Auto-
ren, die an polizeiausbildenden Hochschulen und Akade-
mien lehren, die sozialwissenschaftlichen Fragestellungen
mit stetem Bezug zur Rolle, Funktion und Organisation
der Polizei sowie zu den politischen Bedingungen und
Anforderungen an polizeiliches Handeln in Deutschland.

Der politikwissenschaftliche Teil befasst sich mit dem
politischen System der Bundesrepublik Deutschland, einer
Politikfeldanalyse der Inneren Sicherheit, dem politischen
Extremismus und Terrorismus und der Europäisierung der
Inneren Sicherheit.

Eine Einführung in die Soziologie der Polizei leitet den
soziologischen Teil ein. Weiterhin werden die Sozialstruk-
tur Deutschlands, das polizeiliche Handeln im urbanen
Raum und soziologische Fragen zu Polizei und Gewalt
betrachtet. Abgerundet wird das Buch mit einem Über-
blick über die Geschichte der deutschen Polizei und einem
Beitrag zum Thema Polizei als Beruf.

DER HERAUSGEBER

Dr. rer. soc. Bernhard Frevel, Professor für Sozialwis-
senschaften an der Fachhochschule für öffentliche Ver-
waltung NRW sowie der Westfälischen Wilhelms-Univer-
sität Münster.
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Rufen Sie uns an, wir beantworten gerne Ihre Fragen: OSG der Gewerkschaft der Polizei: (0211) 710 42 02

Ich wünsche ab

* Beiträge: Für die Zeit vom Vertragsbeginn bis zum Ende des laufenden Kalenderjahres der anteilige Jahresbeitrag, danach für jedes Kalenderjahr der volle Jahresbeitrag wie oben inkl.
gesetzl. Versicherungssteuer, zzt. 19 % (Fälligkeit Februar). Die Beitragsleistung soll jeweils bei Fälligkeit erfolgen. Vertragsdauer: Bis zum 31. Dezember des Jahres, das dem Jahr des
Vertragsbeginns folgt. Der Versicherungsvertrag verlängert sich stillschweigend jeweils um 1 Jahr , wenn er nicht spätestens 3 Monate vor Ablauf der Versicherungsdauer schriftlich ge-
kündigt wird. Der Vertrag zwischen dem Versicherungsnehmer und der Versicherungsgesellschaft erlischt ohne besondere Erklärung mit der Beendigung der Mitgliedschaft bei der GdP.

Datum
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(bitte immer angeben) gekündigt vom Versicherungsnehmer Versicherer
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Konto einzuziehen. Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, die dieses Konto betreffenden Lastschriften der OSG einzulösen. Hinweis: Ich kann innerhalb
von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut
vereinbarten Bedingungen. Die Mandatsreferenz teilt die OSG vor der ersten Abbuchung mit.

Bitte senden an:OSG der Gewerkschaft der Polizei mbH, Abt. Versicherungen, Forststraße 3a, 40721 Hilden, per Fax: 0211 / 710 42 72, per E-Mail:Diana.Luehr@GdP.de
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Verkehrs-Rechtsschutzversicherung!
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• Kfz-Halter/-Eigentümer sowie als Fußgänger und Radfahrer
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Wahlweise als Single Tarif (mitversichert sind auch Ihre Kinder. Volljährige Kinder, wenn sie weder
berufstätig, verheiratet oder in einer Lebenspartnerschaft leben) oder als Familien/Partner Tarif.
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• Keine Selbstbeteiligung im Schadenfall • Keine Wartezeit • Notruf-Hotline aus demAusland und Übernahme der Dolmetscherkosten

444444-006_Advocard.pdf; s1; (210.00 x 280.00 mm); 25.Apr 2017 17:35:15; PDF-CMYK für Prinergy; L. N. Schaffrath DruckMedien

Inklusion darf nicht zu Worthülse 
verkommen

Ende April forderte das GdP-Gre-
mium bei einer Sitzung in der Berliner 
GdP-Bundesgeschäftsstelle mit Blick 
auf die Bundestagswahl im September 
eine Stärkung der Rolle der Schwerbe-
hindertenvertretungen in den Dienst-
stellen der Polizei in Bund und in den 
Ländern. Die Ausübung des Amtes 
dürfe zu keiner Benachteiligung im 
beruflichen Alltag führen. 

Kommissionssprecher Rainer Ritter 
bewertete die Arbeit des Gremiums 

SOZIALES

GdP fordert intensivere Beachtung der Belange 
der Menschen mit Behinderungen in der Polizei

Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) appelliert an die Verantwortlichen in 
Politik und Polizeibehörden, sich intensiver um die Belange der Menschen 
mit Behinderungen in der Polizei zu kümmern. Der stellvertretende GdP-
Bundesvorsitzende Dietmar Schilff sagte, die Rechte der Schwerbehin-
dertenvertretungen müssten von den Dienststellen stärker in den Fokus 
gerückt werden. „Neben der Beachtung der Vorschriften des Bundesteil-
habegesetzes und der Sozialgesetzbücher müssen sich die Regierungen 
des Bundes und der Länder sowie das Polizeimanagement viel intensiver 
mit diesem wichtigen Themenfeld beschäftigen. Jeder kann von heute auf 
morgen schwerbehindert werden“, betonte Schilff, im Geschäftsführenden 
GdP-Bundesvorstand zuständig für die Unterstützung der Arbeit der Kom-
mission für die Belange von Menschen mit Behinderungen.

Kommissionssprecher 
Rainer Ritter (l.) und 
Referent Wilfried 
Körber, Vertrauens-
person für Menschen 
mit Behinderung beim 
Polizeipräsidium (PP) 
Oberfranken. 
   Fotos (2): Schönwald

als äußerst wichtig. Inklusion dürfe 
nicht zu einer Worthülse verkommen, 
hieß es. Wertschätzung und Chan-
cengleichheit sollten zur Normalität 
werden. Die Belange dieser Menschen 
müssten ernster genommen und im 
täglichen Verwaltungshandeln stärker 
berücksichtigt werden. Zudem gehe 
es um eine behördenübergreifende, 
verbindliche Suche nach anderen 
Arbeits- und Beschäftigungsmöglich-
keiten, wenn die ursprüngliche Tätig-
keit behindertenbedingt nicht mehr 
ausgeübt werden könne. Zudem wird 
gefordert, barrierefreier Zugänge in 
allen Liegenschaften und Gebäuden 
der Polizei zu schaffen. 

Mit der Verabschiedung des neuen 
Bundesteilhabegesetzes (BTHG) im 
Dezember sind die Rechte für schwer-
behinderte Menschen und der Schwer-
behindertenvertretungen gestärkt 
worden. Auch die GdP hatte sich für 
Verbesserungen stark gemacht, unter 
anderem durch Schreiben an alle Vor-
sitzenden der Bundestagsfraktionen 
im Vorfeld der Diskussionen zu diesem 
Gesetzesvorhaben. Alle Fraktionen 
antworteten und sagten zu, sich für 
die Umsetzung der GdP-Forderungen 
einzusetzen.

Erfahrungen aus Oberfranken

„Für eine gute Arbeit als Schwer-
behindertenvertre-
ter muss die Zusam-
menarbeit zwischen 
der Schwerbehin-
dertenvertretung, 
der Personalabtei-
lung und dem Per-
sonalrat gut harmo-
nieren“, berichtete 

Die Kommission für die Belange von Men-
schen mit Behinderungen vor der Berliner 
GdP-Bundesgeschäftsstelle.         



 6 – 2017 DEUTSCHE POLIZEI    37

Rufen Sie uns an, wir beantworten gerne Ihre Fragen: OSG der Gewerkschaft der Polizei: (0211) 710 42 02

Ich wünsche ab

* Beiträge: Für die Zeit vom Vertragsbeginn bis zum Ende des laufenden Kalenderjahres der anteilige Jahresbeitrag, danach für jedes Kalenderjahr der volle Jahresbeitrag wie oben inkl.
gesetzl. Versicherungssteuer, zzt. 19 % (Fälligkeit Februar). Die Beitragsleistung soll jeweils bei Fälligkeit erfolgen. Vertragsdauer: Bis zum 31. Dezember des Jahres, das dem Jahr des
Vertragsbeginns folgt. Der Versicherungsvertrag verlängert sich stillschweigend jeweils um 1 Jahr , wenn er nicht spätestens 3 Monate vor Ablauf der Versicherungsdauer schriftlich ge-
kündigt wird. Der Vertrag zwischen dem Versicherungsnehmer und der Versicherungsgesellschaft erlischt ohne besondere Erklärung mit der Beendigung der Mitgliedschaft bei der GdP.

Datum
(TT.MM.JJJJ) Unterschrift

(bitte immer angeben) gekündigt vom Versicherungsnehmer Versicherer

Vorversicherung nein ja, bei

den Verkehrs-Rechtsschutz mit Fußgänger Rechtsschutz
verwaltet durch die OSG der Gewerkschaft der Polizei mbH

Single Tarif jährlich 61,90 €* Familien/Partner Tarif jährlich 82,20 €*

Name,
Vorname
Straße,

Haus-Nr.

PLZ

Geburtsdatum
(TT.MM.JJJJ)
Name, Vorname

des mitversicherten
Lebenspartners

E-Mail

Wohnort

IBAN

Kreditinstitut Datum, Unterschrift
desKontoinhabers

SEPA-Lastschriftmandat
Ich ermächtige die OSG der Gewerkschaft der Polizei-Gläubiger-Identifikationsnummer: DE 22 ZZZ 000000 67861 – widerruflich, Beiträge von meinem

Konto einzuziehen. Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, die dieses Konto betreffenden Lastschriften der OSG einzulösen. Hinweis: Ich kann innerhalb
von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut
vereinbarten Bedingungen. Die Mandatsreferenz teilt die OSG vor der ersten Abbuchung mit.

Bitte senden an:OSG der Gewerkschaft der Polizei mbH, Abt. Versicherungen, Forststraße 3a, 40721 Hilden, per Fax: 0211 / 710 42 72, per E-Mail:Diana.Luehr@GdP.de

Versicherungssumme: 1.000.000 € je Rechtsschutzfall und zusätzlich bis zu 200.000 € als Darlehen für Strafkautionen.

(frühestens einen Tag nach Eingang bei der OSG)

(§18 Abs. 2 u. 3 ARB 2014) (§18 Abs. 1 u. 2 ARB 2014)

Bitte senden Sie mir ein Angebot zum Privat- undWohnungsrechtsschutz.

GdP-Mitglieds-
nummer

BIC

Maximale Sicherheit im
Straßenverkehr mit der ADVOCARD
Verkehrs-Rechtsschutzversicherung!

Für GdP-Mitglieder günstig und leistungsstark. Mit der ADVOCARD erhalten Sie Rechtsschutz u.a. als:
• Kfz-Halter/-Eigentümer sowie als Fußgänger und Radfahrer
• Fahrer fremder Kfz oder als Fahrgast in öffentlichen und privaten Verkehrsmitteln
Wahlweise als Single Tarif (mitversichert sind auch Ihre Kinder. Volljährige Kinder, wenn sie weder
berufstätig, verheiratet oder in einer Lebenspartnerschaft leben) oder als Familien/Partner Tarif.

Schnell, unbürokratisch und flexibel – auf den ADVOCARD Rechtsschutz können Sie sich verlassen.
• Keine Selbstbeteiligung im Schadenfall • Keine Wartezeit • Notruf-Hotline aus demAusland und Übernahme der Dolmetscherkosten

444444-006_Advocard.pdf; s1; (210.00 x 280.00 mm); 25.Apr 2017 17:35:15; PDF-CMYK für Prinergy; L. N. Schaffrath DruckMedien



38   6 – 2017 DEUTSCHE POLIZEI  

Wilfried Körber, Vertrauensperson für 
Menschen mit Behinderung beim Poli-
zeipräsidium (PP) Oberfranken, der auf 
Einladung der GdP der Kommission 
seine Erfahrungen darlegte. Ein gut 
funktionierendes Netzwerk, wie der 
regelmäßige persönliche Kontakt mit 
dem ZBFS (Zentrum Bayern Familie 
und Soziales), dem Integrationsamt, 
der deutschen Rentenversicherung, 
der Agentur für Arbeit, dem VdK-
Bayern und dem Paritätischen Wohl-
fahrtsverband, sei ebenfalls wichtig. 
Im Bereich des PP Oberfranken sind 
circa 2.600 Kolleginnen und Kollegen 

beschäftigt, davon haben etwa 8 Pro-
zent ein Handicap (schwerbehindert 
oder sind einem Schwerbehinderten 
gleichgestellt).

Zu seinen Aufgaben zähle, so Kör-
ber, Schwerbehinderte oder Gleichge-
stellte im Einzelnen oder in der Gruppe 
unter anderem bei Anträgen auf einen 
Grad der Behinderung, zur Gleichstel-
lung und bei Anträgen auf Hilfsmittel, 
wie auf einen Sitz-Steh-Arbeitsplatz zu 
unterstützen. Zwischenzeitlich sei in 
allen Kraftfahrzeug-Werkstätten mit 
behinderten Beschäftigten ein Rad-

Montage-Lifta zur Reifenmontage 
angeschafft worden. Der Umbau von 
behindertengerechten Toilettenanla-
gen in den Dienstgebäuden konnte mit 
Zuschüssen der verschiedenen Leis-
tungsträger vorangebracht werden. 
Vier Schwerbehinderte arbeiten mit 
einer Arbeitsassistenz. Eine blinde Be-
schäftigte bekam nach einen privaten 
Umzug ein 55-stündiges Mobilitäts-
training genehmigt.

Körber nimmt regelmäßig an den 
Sitzungen der Personalvertretung, 
des Arbeitsschutzausschusses, der 

Personalverwaltung teil 
und führt Gespräche mit 
den Dienststellenleitern 
und deren behinderten 
Beschäftigten. Bei über 
sechs Wochen Erkrank-
ten bietet das Präsidium 
Oberfranken ein BEM 
(betrieblichen Einglie-
derungsmanagement) 
an. Auf Wunsch der Be-
troffenen beteiligt sich 
auch die Schwerbehin-
dertenvertretung an den 
Gesprächen. Zudem 
werden die vielen Vor-
stellungsgespräche mit 
behinderten Bewerbern 
begleitet und stets auf 
die Umsetzung des SGB 
IX (Sozialgesetzbuch 
Neuntes Buch – Schwer-
behindertenrecht) und 
der Teilhaberichtlinien 
geachtet. 

Anfang Dezember er-
hielt das PP Oberfran-
ken den Inklusions-Preis 
„JobErfolg 2016“ in der 
Kategorie „öffentlicher 
Dienst“ aus den Händen 
von Landtagspräsiden-
tin Barbara Stamm bei 
einem Festakt im Histo-
rischen Rathaussaal in 
Nürnberg. Körbers Fazit: 
„Nach 15 Jahren Tätig-
keit in der Schwerbehin-
dertenvertretung kann 
ich immer noch behaup-
ten, dass mir diese Arbeit 
sehr gefällt. Die positiven 
Feedbacks der behinder-
ten und nicht behinder-
ten Beschäftigten zeigen 
mir, dass die Schwerbe-
hindertenvertretung des 
PP Oberfranken auf dem 
richtigen Weg ist.“   wsd
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Herzlich willkommen zu Ihrem
abwechslungsreichen
Action-Urlaub in
Haiming / Tirol!
Spezialpreise für
Polizeigruppen!

Rafting Imster Schlucht +
Canyoning Auerklamm

+ 2 Übernachtungen mit Frühstück
im unserem Haus und einen

Grillabend
Preis: € 165,– p. P.

Anmeldungen / Angebote unter:
Outdoor Refugio Otto
Alte Bundesstraße 44
A-6425 Haiming / Tirol
Tel. 0043 5266 888 65

Mobil 0043 680 11 68 408
E-Mail: info@outdoor-refugio.com

www.outdoor-refugio.com

Action mit
wasser·c·raft in Tirol

Spezial Polizeiangebote:
Raft- & Canyontour €/Person 120,– 
Unterkunft über uns buchbar.

Infos: +43 5252  6721
office@rafting-oetztal.at

www.rafting-oetztal.at

Franken bei Bamberg, 
eigene Metzgerei. Waldreiche Gegend, Lift,  

75 Betten, Menüwahl, HP 5 Tage ab 188,– e,  
Gruppenangebote anfordern. Tel. 0 95 35/2 41, 

www.zur-sonne- urlaub.de

RAFTING - CANYONING - KLETTERSTEIG

TOP ANGEBOT
1x Rafting
1x Canyoning
1x Grillen & Foto CD
Angebot pro Person

nur € 109,-

SOMMERPAUSCHALE
1Woche Halbpension & Silvrettacard

Alle Bergbahnen in Paznaun/Silvretta gratis, Frei-&
Hallenbäder gratis, Gletschersafari, Schmugglertour,
gef.Wanderungen inklusive! Wellness mit Gartensauna
neue Alpinstyle-Zimmer, gratis WLAN & Mountainbike-
verleih. Tolles Programm f. Kinder u. Jugend Kinderer-
mäßigungen! NEU:

BADESEE MIT
FREIZEITANLAGE

ALL IN ONE

Fam. A. Handle
A-6553 See, Au 164
Tel. +43-5441-8219
www.postsee.at
info@postsee.at

ab €371

TIROL  „Bergsommer“ 
Silrettaregion Ischgl-See-Paznauntal 

Kleines, perfekt ausgestattetes  
3-Sterne-Hotel mit allem Komfort in  

ausgesuchter Traumlage. 
Exklusive Zimmer und Ferienwohnungen. 

„Silvretta Card All Inklusive“. 
Alle Bergbahnen, Frei- u. Hallenbäder,  

Badesee, öffentliche Verkehrsmittel u. v. m, 
komplett kostenlos. 

Geführte Wander- und Alpintouren,
kostenloses Aktiv- und 

Unterhaltungsprogramm. 
„Bergsommerwoche 2017“ – 7 ÜN  

(mit oder ohne Verpflegung) 
extrem  kostengünstig. 

HOTEL Garni BERGWELT*** 
A-6553 See · Lahngang 19 

Tel. 0043-5441-8397 
E-Mail:  info@bergwelt-see.at 

Internet:  www.bergwelt-see.at

Nordseeheilbad Cuxhaven, attrakt. Fewo. 
für 2 Personen, 70 m2 groß, 35,00 € pro Tag. 
Tel.: 04 72 47 56 | Handy: 0 17 25 99 07 40 

E-Mail: lufri@kabelmail.de 
Internet Präsentation:  

www.ferienwohnung-cuxhaven.eu/obj/lueding-
worth/ferienwohnung/11058/

Bayerischer Wald, komf. FeWo v. Kollegen
ab 2 Pers., ab 3 €/Tag, 9348 5 Rimbach, Tel./Fax:
0 99 41/7118, www.ferienwohnung-gammer.de
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Der Bundesseniorenvorsitzende 
Winfried Wahlig begrüßte in der Sit-
zung erstmals den neuen Vorsitzenden 
der Seniorengruppe des Landesbezirks 
Berlin, Michael Reinke. Der frisch ge-
wählte Nachfolger als Landessenio-
renvorsitzender Schleswig-Holsteins, 
Hermann Reissig, war unterdessen 
verhindert.

Diskutiert wurden in der Sitzung 
unter anderem die Initiativen verschie-
dener Landesbezirke zur Erstellung 
einer „Broschüre vor dem Ruhestand“ 
mit landesspezifischen Informationen 
zum Übergang aus dem Berufsleben. 
Regen Meinungsaustausch löste zu-
dem die Durchführung von Senioren-

Bundesseniorenkonferenz 2018 im Fokus 
der Beratungen

In der Frühjahrssitzung des Bundesseniorenvorstandes (BSV) in der Ber-
liner GdP-Bundesgeschäftsstelle war die beginnende Vorbereitung der 
Bundesseniorenkonferenz (BSK) vom 18. bis 20. März 2018 in Potsdam 
Schwerpunkt der Beratungen. Ebenso erörtert wurde Ende April die Be-
teiligung der GdP-Seniorengruppe (SG) am Deutschen Seniorentag der 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Seniorenorganisationen (BAGSO) im 
Mai 2018 in Dortmund. Verabschiedet aus dem Kreis des BSV wurde der 
langjährige Vorsitzende der Seniorengruppe Schleswig-Holstein Frank 
Poster.

seminaren auf Bundesebene („Senio-
renarbeit aktiv gestalten – Grundlagen 
und Möglichkeiten der Seniorengrup-
pe“) für die Vermittlung notwendigen 
Grundwissens für eine erfolgreiche 
Seniorenarbeit vor Ort aus. Im kom-
menden Herbst ist eine solche Veran-
staltung erneut eingeplant.

Zufrieden zeigten sich die Tagungs-
teilnehmer von der Aktualisierung des 
„APS-AktivProgramm nicht nur für 
Senioren“ auf den Seniorenseiten des 
Internetauftritts der GdP, dessen „Pfle-
ge“ in den Händen von Horst Müller, 
Gewerkschaftssekretär in der GdP-
Bundesgeschäftsstelle und zuständig 

für die Seniorengruppe Bund, liegt.
Beschlossen wurde, sich weiterhin 

um Kontakte zu Seniorengruppen an-
derer Gewerkschaften des Öffentli-
chen Dienstes im DGB zu bemühen. 
Ziel sei es, gemeinsam seniorenpoli-
tische Probleme zu erörtern und an 
die politisch Verantwortlichen heran 
zu tragen. Zur Kenntnis genommen 
wurde, dass die diesjährige Bundesse-
niorenreise vom 16. bis 30. September 
nach Bulgarien mit rund 400 Teilneh-
mern bereits ausgebucht ist.

Erste Beschlüsse gefasst

Im Mittelpunkt der zweitägigen 
Sitzung standen jedoch die Vorberei-
tungen für die Bundesseniorenkon-
ferenz 2018 in Potsdam. Tanja Rich-
ter, Organisationssekretärin in der 
GdP-Bundesgeschäftsstelle, stellte 
die Planung vor. Nach umfangreicher 
Besprechung wurden vom BSV erste 
Beschlüsse gefasst. Das Motto der BSK 
2014 „Erfahrung gestaltet Zukunft“ 
wird beibehalten. Es soll künftig als 
„Marke“ alle Veranstaltungen der 

Vorbereitung der Bundesseniorenkonferenz 2018 mit den Mitgliedern des Bundesseniorenvorstandes.                                   Foto: Zielasko
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Seniorengruppe begleiten. Entschie-
den wurde auch, dass aus verschie-
denen Gründen Gastdelegierte sowie 
eventuelle Begleitpersonen der Or-
dentlichen Delegierten sowie andere 
Konferenzteilnehmer weder an den 
Konferenzveranstaltungen noch am 
Abendprogramm teilnehmen können. 
Erste Personalüberlegungen für die 

Verhandlungsleitung und die Man-
datsprüfungs- und Wahlkommission 
wurden ebenfalls angestellt. 

Würdigung

An der Sitzung nahm zeitweise der 
stellvertretende Bundesvorsitzende 

Jörg Radek teil, der im Geschäftsfüh-
renden GdP-Bundesvorstand für die 
Seniorengruppe zuständig ist. Kolle-
ge Radek informierte über die aktu-
elle gewerkschaftspolitische Situati-
on. Gemeinsam mit Winfried Wahlig 
verabschiedete er den langjährigen 
Vorsitzenden der Seniorengruppe in 
Schleswig-Holstein, Frank Poster, aus 
dem BSV. Poster war in der Senioren-
konferenz seines Landesbezirks nicht 
mehr zur Wiederwahl angetreten. Der 
GdP-Vize würdigte die über 30-jährige 
ehrenamtliche Tätigkeit Posters in ver-
schiedensten GdP-Funktionen, unter 
anderem als mehrjähriger stellvertre-
tender Bundesseniorenvorsitzender 
der GdP. 

Der Schleswig-Holsteiner hatte 
2014 für sein vielfältiges Ehrenamts-
engagement den „Verdienstorden der 
Bundesrepublik Deutschland“ (DEUT-
SCHE POLIZEI 12/14) erhalten. Die 
Mitglieder des BSV dankten Poster mit 
lang anhaltendem Beifall für seine Mit-
arbeit im höchsten Senioren-Gremium 
der GdP. Ihm an dieser Stelle nochmals 
die besten Wünsche für die weitere 
Zukunft. Diese Wünsche begleiten 
auch den Vorsitzenden der nordrhein-
westfälischen GdP-Seniorengruppe, 
Bernhard Heckenkemper, dem Ra-
dek sowie die Mitglieder des BSV zu 
seinem kurz zuvor begangenen 75. 
Geburtstag gratulierten.

H.W. Fischer

Verabschiedung und Gratulation im Bundesseniorenvorstand (BSV): Frank Poster (links), 
langjähriger Vorsitzender der GdP-Seniorengruppe in Schleswig-Holstein und mehrjähriger 
stellvertretender Vorsitzender der Seniorengruppe (Bund), wurde vom stellvertretenden 
GdP-Bundesvorsitzenden Jörg Radek (rechts) aus dem Kreis des BSV verabschiedet. Bern-
hard Heckenkemper, Landesseniorenvorsitzender der GdP Nordrhein-Westfalen (2.v.links), 
wurde zum 75. Geburtstag gratuliert; mit im Bild der Bundesseniorenvorsitzende Winfried 
Wahlig                                                                                                       Foto: Zielasko
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VERDECKTE PERSONALE ERMITTLUNGEN
Recht und Taktik
Von Christoph Keller.

Ermittlungen mit verdeckt arbeitenden Personen haben
eine zunehmende praktische Bedeutung für Polizei und
Staatsanwaltschaft. Heimliche Vorbereitungen von Strafta-
ten erfordern Reaktionen mit angemessenen Ermittlungs-
methoden, insbesondere bei Ermittlungen im Bereich der
Organisierten Kriminalität. Bei diesen verdeckten perso-
nalen Ermittlungen geht es um

 den Einsatz von Verdeckten Ermittlern,
 den Einsatz von Vertrauenspersonen,
 den Einsatz von nicht offen ermittelnden Polizeibeam-

ten und
 die Inanspruchnahme von Informanten.

Solche Maßnahmen sind jedoch regelmäßig mit er-
heblichen Eingriffen in die Grundrechte der Betroffenen
verbunden und stellen damit nicht nur taktisch, sondern
auch rechtlich eine große Herausforderung dar.

In dem vorliegenden Buch führt der Autor den Leser
von der „Anbahnung“ bis zum Abschluss (Beweisverwer-
tung) durch den gesamten Verlauf derartiger verdeckter
Ermittlungen. Er behandelt dabei einerseits die rechtli-
chen Befugnisse und ihre gesetzlichen und verfassungs-
rechtlichen Grenzen sowie andererseits kriminaltaktische
Aspekte.

Damit gibt er Praktikern wie Studierenden eine gesi-
cherte, konzentrierte, übersichtliche und interdisziplinäre
Arbeitsgrundlage an die Hand, die die Rechtsanwendung
auch durch etliche Beispiele erleichtert.

DER AUTOR
Christoph Keller, Polizeidirektor, hauptamtlicher Dozent
für Eingriffsrecht und öffentliches Dienstrecht an der FHöV
NRW, Abteilung Münster.
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Werbemittelvertrieb · Postfach 309 · 40703 Hilden
Tel. 0211 7104-168 · Fax 0211 7104-4165
osg.werbemittel@gdp.de · www.osg-werbemittel.de

JSA entwirft, produziert und vertreibt eine umfangreiche Palette von Gepäckstücken für Reise und
Freizeit. Die Trolleys der Marke JSA sind innovative Highlights und verstehen sich als konsequente
Weiterentwicklung klassischer Reisekoffer. Auf den Gepäckbändern der Welt stechen sie mit ihrer
Funktionalität und Form – entwickelt in einem internationalen Design-Netzwerk – hervor.

Letzter Bestelltermin: 30.06.2017
Weitere Koffer, Taschen und nützliche
Produkte finden Sie unter:
www.osg-werbemittel.de

INNOVATIONEN IN SERIE

3er Reisetrolley-Set
Set bestehend aus Reisetrolley S, M, L.
Farbe: Weiß 259006
Farbe: Anthrazit 259106

219,95 E 274,95 E

Reisetrolley S
Maße ca. 53 x 39 x 24 cm
Innenmaße ca. 47 x 38 x 22 cm
Gewicht ca. 3,3 KG, Volumen ca. 40 l
Trolleyhöhe ca. 100 cm
Farbe: Weiß 259206
Farbe: Anthrazit 259506

83,95 E 104,95 E

Lieferung der Koffer mit anderen Werbemitteln
aus dem OSG Shop ist leider nicht möglich.

TSA Koffergurt
Strapazierfähiges Polyester,
längenverstellbar, 3er Zahlen-
schloss, mit TSA-Schloss.
Gurtmaß: ca. 180 x 5 cm.
Material: ABS-Kunststoff/
Polyester.
Maße ca. 10,4 x 6,8 x 1,9 cm
(Verschluss)
Farbe: Schwarz 259806
Farbe: Grün 259906

9,95 E 12,50 E

Reisetrolley M
Maße ca. 62 x 43 x 24 cm
Innenmaße ca. 58 x 43 x 22 cm
Gewicht ca. 3,9 KG, Volumen ca. 60 l
Trolleyhöhe ca. 100 cm
Farbe: Weiß 259306
Farbe: Anthrazit 259606

94,95 E 118,95 E

Reisetrolley L
Maße ca. 72 x 50 x 28 cm
Innenmaße ca. 68 x 49 x 27 cm
Gewicht ca. 4,6 KG, Volumen ca. 90 l
Trolleyhöhe ca. 100 cm
Farbe: Weiß 259406
Farbe: Anthrazit 259706

106,95 E 133,95 E
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